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Stadtbirgerschaft 442 10. Sitzung/15.03.16

Prasident Weber

Schriftfihrer Dr. Buhlert
Vizeprasident Imhoff Schriftfihrerin Boschen
Schriftfihrer Senkal
Schriftfihrer Tuncel
Schriftfihrer Zicht

Burgermeister Dr. Sieling (SPD), Prasident des Senats,
Senator fur Angelegenheiten der Religionsgemeinschaf-
ten und fur Kultur

Blrgermeisterin Linnert (Blindnis 90/Die Griinen), Senatorin fur Finanzen

Senator fur Inneres Maurer (SPD)

Senatorin fir Soziales, Jugend und Frauen, Integration und Sport Stahmann
(Bundnis 90/Die Grunen)

Senator fur Umwelt, Bau und Verkehr Dr. Lohse (Bundnis 90/Die Grinen)
Senator fur Wirtschaft, Arbeit und Hafen und fir Justiz und Verfassung Guntner (SPD)

Senatorin fir Bildung und Kinder Dr. Bogedan (SPD)

Staatsrat Dr. Joachim (Senatskanzlei)

Staatsrat Luhr (Senatorin fur Finanzen)

Staatsrat Strehl (Senatorin fur Fianzen)

Staatsrat Enmke (Senator fur Inneres)

Staatsrat Fries (Senatorin fur Soziales, Jugend und Frauen, Integration und Sport)
Staatsratin Friderich (Senator fur Umwelt, Bau und Verkehr)

Staatsrat Meyer (Senator fir Umwelt, Bau und Verkehr)

Staatsrat Pietrzok (Senatorin fur Bildung und Kinder)



Stadtbirgerschaft 443

10. Sitzung/15.03.16

Prasident Weber eroffnet die Sitzung um
14.00 Uhr.

Prasident Weber: Ich eréffne die zehnte Sitzung
der Stadtblrgerschaft.

Ich begrifRe die anwesenden Damen und Herren
sowie die Zuhdrer und die Vertreter der Medien.

Zur Abwicklung der Tagesordnung wurden inter-
fraktionelle Absprachen getroffen, die Sie dem
Umdruck der Tagesordnung mit Stand von heute,
13.00 Uhr, enthehmen kénnen. Diesem Umdruck
kénnen Sie auch den Eingang gemal Paragraf 21
der Geschéftsordnung entnehmen, bei dem inter-
fraktionell vereinbart wurde, ihn nachtraglich auf
die Tagesordnung zu setzen. Es handelt sich um
Tagesordnungspunkt 21, Angebot und Vernet-
zung des ,Wilden Westens” nach SchlieRung des
Streichelzoos ausbauen!, Dringlichkeitsantrag der
Fraktionen der SPD und Bundnis 90/Die Griinen,
Drucksache 19/124 S.

Meine Damen und Herren, weiterhin haben Sie fur
diese Sitzung die Konsensliste Ubermittelt be-
kommen. Es handelt sich um die Zusammenfas-
sung der Vorlagen, die ohne Debatte und ein-
stimmig behandelt werden sollen. Auf dieser Liste
stehen die Tagesordnungspunkte drei bis 10; es
handelt sich um einige Wahlen.

Um diese Punkte im vereinfachten Verfahren zu
behandeln, bedarf es eines einstimmigen Be-
schlusses der Stadtbirgerschaft.

Ich lasse dariliber abstimmen, ob eine Behandlung
im vereinfachten Verfahren erfolgen soll, und bitte
Sie nun um das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!
Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Stadtblrgerschaft ist mit dem
vereinfachten Verfahren einverstanden.

(Einstimmig)

Die Ubrigen Eingénge bitte ich dem heute verteil-
ten weiteren Umdruck zu entnehmen.

. Eingédnge gemal § 21 Satz 1 der Geschéftsord-
nung

1. Wourde die Kinderklinik am Klinikum Bremen-Mitte zu
klein geplant?
GroRRe Anfrage der Fraktion der CDU
vom 16. Marz 2016
(Drucksache 19/126 S)

Diese Angelegenheit kommt auf die Tagesord-
nung der April-Sitzung.

II. Kleine Anfragen gemaR § 29 Abs. 2 der Ge-
schaftsordnung

1. Flichtlingsunterkunft nur fir Frauen - aktueller Pla-
nungsstand
Kleine Anfrage der Fraktion Biindnis 90/Die Griinen
vom 26. Januar 2016
Dazu
Mitteilung des Senats vom 15. Marz 2016
(Drucksache 19/127 S)

2. Wie flexibel sind Bremens Kinderbetreuungszeiten?
Kleine Anfrage der Fraktion der CDU
vom 9. Februar 2016
Dazu
Mitteilung des Senats vom 15. Méarz 2016
(Drucksache 19/128 S)

3. Veranstaltungen von Kirchen und Religionsgemein-
schaften in offentlichen Geb&uden der Stadt Bre-
men?

Kleine Anfrage der Fraktion der FDP

vom 11. Februar 2016

Dazu

Mitteilung des Senats vom 15. Marz 2016
(Drucksache 19/129 S)

4. Blitzer in der Stadt Bremen - Wie steht Bremen im
Vergleich zu anderen Grof3stadten da?
Kleine Anfrage der Fraktion der FDP
vom 15. Februar 2016
Dazu
Mitteilung des Senats vom 15. Marz 2016
(Drucksache 19/130 S)

5. Steuerliche Folgen der Flichtlingsunterbringung
Kleine Anfrage der Fraktion der CDU
vom 16. Marz 2016

Wird das Wort zu den interfraktionellen Abspra-
chen gewtinscht? - Ich sehe, das ist nicht der Fall.

Wer mit den interfraktionellen Absprachen einver-
standen ist, den bitte ich nun um das Handzei-
chen!

Ich bitte um die Gegenprobe!
Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Stadtbirgerschaft ist mit den
interfraktionellen Absprachen einverstanden.

(Einstimmig)

Meine Damen und Herren, es wurde nachtraglich
interfraktionell vereinbart, dass eine Behandlung
der miteinander verbundenen Tagesordnungs-
punkte 18, Ortsgesetz Uber nicht kommerzielle
spontane Freiluftpartys, Antrag der Fraktionen
Biindnis 90/Die Grinen und der SPD, Drucksa-
che 19/72 S - dazu: Anderungsantrag der Fraktion
DIE LINKE, Drucksache 19/92 S -, und 19, Orts-
gesetz Uber nicht kommerzielle spontane Freiluft-
partys, Bericht und Dringlichkeitsantrag der stadti-
schen Deputation fur Inneres, Drucksa-
che 19/121 S, in dieser Sitzung sichergestellt
werden soll.
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Bevor wir in die Tagesordnung eintreten, méchte
ich lhnen davon Kenntnis geben, dass nach Mit-
teilung des Landeswahlleiters der Abgeordnete
Jan Saffe mit Wirkung zum 10. Marz 2016 anstel-
le der durch Verzicht aus der Blrgerschaft ausge-
schiedenen Abgeordneten Dr. Anne Schierenbeck
auch in die Stadtbirgerschaft eingetreten ist.

Sehr geehrter Herr Saffe, Sie kennen das Proze-
dere. Seien Sie herzlich willkommen! Ich wiinsche
Ihnen viel Erfolg bei der Arbeit!

(Beifall)

Meine Damen und Herren, wir treten in die Ta-
gesordnung ein.

Fragestunde

Fur die Fragestunde der Stadtbirgerschaft liegen
Ihnen 16 frist- und formgerecht eingebrachte An-
fragen vor.

Die erste Anfrage tragt den Titel ,Kreativzentrum
verlasst Bremen". Die Anfrage ist unterschrieben
von den Abgeordneten Frau Kohlrausch,
Dr. Buhlert, Frau Steiner und Fraktion der FDP.

Bitte, Frau Kollegin Kohlrausch!

Abg. Frau Kohlrausch (FDP): Wir fragen den
Senat:

Erstens: Wie bewertet der Senat die Bedeutung
des Kompetenzzentrums ,Kultur- und Kreativwirt-
schaft, und welche Auswirkungen wird der Um-
zug des Kreativzentrums nach Berlin auf den
Standort Bremen haben?

Zweitens: Welche Angebote und Projekte wurden
in Kooperation mit dem Zentrum vorgehalten, und
inwiefern kann und soll der Wegfall von Mal3nah-
men kompensiert werden?

Drittens: Welche Bedeutung misst der Senat der
Arbeit von Kulturschaffenden bei, und was wird
getan, um Bremen als Standort flr Kreative zu
starken?

Prasident Weber: Diese Anfrage wird beantwor-
tet von Herrn Staatsrat Siering.

Staatsrat Siering: Sehr geehrter Herr Prasident!
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Fir den
Senat beantworte ich die Anfragen wie folgt:

Zu Frage eins: Das Kompetenzzentrum Kultur-
und Kreativwirtschaft ist Teil einer Initiative der
Bundesregierung zur Foérderung der Kultur- und

Kreativwirtschaft. Es soll bundesweit dazu beitra-
gen, die Bedeutung der Kultur- und Kreativwirt-
schaft als eigenstandige Wirtschaftsbranche und
Innovationsmotor starker sichtbar zu machen, und
wird im Auftrag des Bundes von einer Arbeitsge-
meinschaft unter Beteiligung eines Bremer Unter-
nehmens betrieben. Dieses Bremer Unternehmen
hat angekiindigt, nunmehr seinen Sitz nach Berlin
zu verlagern. Auf den Kultur- und Kreativwirt-
schaftsstandort hat dies nur begrenzte Auswir-
kungen, weil Bremens vertrauensvolle und koope-
rative Zusammenarbeit mit dem Bundeskompe-
tenzzentrum und dem betreffenden Bremer Un-
ternehmen unverandert fortgefuhrt werden kann.

Zu Frage zwei: Es wurden keine Angebote und
Projekte in Kooperation mit dem Kompetenzzent-
rum in Bremen vorgehalten. Insofern muss auch
der Wegfall von MaBnahmen nicht kompensiert
werden.

(Unruhe - Glocke)

Prasident Weber: Herr Staatsrat, entschuldigen
Sie, dass ich Sie unterbreche! Die Antwort des
Staatsrates wird untermalt von einem gewissen
Gerauschpegel. Ich finde, den sollten wir ein biss-
chen senken, damit die Antragstellerin die Antwort
des Staatsrates gebuhrend entgegennehmen
kann.

(Beifall SPD, Blindnis 90/Die Griinen)
Kdnnen wir uns darauf verstandigen?
(Abg. Frau Kohlrausch [FDP]: Danke!)
Gut!

Bitte, Herr Staatsrat!

Staatsrat Siering: Vielen Dank!

Zu Frage drei: Der Senat misst der Arbeit von
Kulturschaffenden und Kreativen grofe Bedeu-
tung bei und starkt Bremen als Standort der Kul-
tur- und Kreativwirtschaft seit Jahren mit umfang-
reichen Mallnahmen. Die Kultur- und Kreativwirt-
schaft verfugt Uber ein hohes Innovationspotenzial
und wirkt auBerdem als Treiber fur Innovationen
und wissensbasiertes Wachstum in anderen Wirt-
schaftsbranchen. Sie tragt dazu bei, Produkte,
Dienstleistungen und Geschaftsprozesse zu opti-
mieren und zu vermarkten. - Soweit die Antwort
des Senats!

Prasident Weber: Zusatzfragen liegen nicht vor.
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Die zweite Anfrage steht unter dem Betreff
,Brande in Hemelinger Gewerbegebieten?”.
Die Anfrage ist unterzeichnet von den Abgeordne-
ten Crueger, Tschépe und Fraktion der SPD.

Bitte, Herr Kollege Crueger!
Abg. Crueger (SPD): Wir fragen den Senat:

Erstens: Wie oft hat es in den Jahren 2014 und
2015 im Gewerbepark Hansalinie, in dem Gewer-
bepark Funkschneise und im Hemelinger Hafen
gebrannt?

Zweitens: Welche Art von Gewerbe beziehungs-
weise Industrie war von den Branden betroffen,
und inwieweit bestand Gefahr fiir die Anwohner?

Drittens: Wie lang war jeweils die Zeit zwischen
Eingang des Notrufes und Eintreffen der Feuer-
wehr am Brandort?

Prasident Weber: Diese Anfrage wird beantwor-
tet von Herrn Staatsrat Ehmke.

Staatsrat Ehmke: Herr Prasident, meine sehr
geehrten Damen und Herren! Fir den Senat be-
antworte ich die Anfrage wie folgt:

Zu Frage eins: Sowohl im Gewerbepark Hansali-
nie als auch im Gewerbegebiet Funkschneise hat
es im Jahr 2014 keinen Brand und im Jahr 2015
jeweils einen Brand gegeben. Im Hemelinger Ha-
fen hat es im Jahr 2014 funf Mal und im Jahr 2015
zwei Mal gebrannt.

Zu Frage zwei: In sechs Fallen brannte es in Fir-
men des Recyclinggewerbes und jeweils einmal in
einem Lagerbetrieb, einem Betrieb fur Anlagen-
bau und einem Restmullbehéalter. Gefahr fur die
Bevolkerung bestand in keinem der genannten
Falle.

Zu Frage drei: Die Eintreffzeiten bewegen sich fir
den Hemelinger Hafen zwischen 7 Minuten
44 Sekunden und 9 Minuten 31 Sekunden. Bei
einem Fall im Jahr 2014 ergibt die Auswertung
aus dem Leitrechner eine dokumentierte Eintreff-
zeit von 16 Minuten. Es ist davon auszugehen,
dass dies aus einer verspateten Rickmeldung
resultiert. Die Eintreffzeit im Gewerbegebiet
.Funkschneise” betragt 5 Minuten 23 Sekunden
und im Gewerbepark ,Hansalinie® 8 Minuten
55 Sekunden. - Soweit die Antwort des Senats!

Prasident Weber: Herr Kollege Crueger, haben
Sie eine Zusatzfrage? - Bitte sehr!

Abg. Crueger (SPD): Herr Staatsrat, ich danke
Ihnen! Ich frage zu dem aufféllig erhdéhten Brand-

risiko im Recyclingbereich nach: Ist es in lhrer
Kenntnis, ob der Senat ein Konzept hat oder An-
strengungen unternimmt, gerade in der Recyc-
lingbranche, die offenbar sehr brandanfallig ist,
besondere Vorkehrungen zu treffen?

Prasident Weber: Bitte, Herr Staatsrat!

Staatsrat Ehmke: Ich kann lhnen das jetzt im
Einzelnen nicht sagen, bin aber gern bereit, Ihnen
die Information nachzuliefern, nachdem wir uns
das noch einmal angeschaut haben. Ich will aller-
dings sagen, dass ich eine besonders hohe Ein-
satzhaufigkeit aus den vorliegenden Zahlen noch
nicht erkennen kann. Sechs Falle in einem Ge-
werbegebiet in einem Zeitraum von zwei Jahren
deuten, wie ich finde, noch nicht auf eine Einsatz-
belastung hin, Uber die wir uns verscharft Sorgen
machen mussten, zumal es sich in keinem Fall
um Grol3brande, sondern um eher kleinere Vorfal-
le handelte und schwere Brandschaden nicht
entstanden sind.

Prasident Weber: Herr Kollege Crueger, eine
weitere Zusatzfrage? - Bitte sehr!

Abg. Crueger (SPD): Herr Staatsrat, liegt es in
Ihrer Kenntnis, ob bei den Branden giftige oder
sonstige gefahrliche Stoffe in Brand geraten sind?
Daran anschlieRend, das ist vielleicht die ent-
scheidendere Frage: Ist die Feuerwehr, wenn es
um die Bekampfung eines Brandes im Hafenge-
biet geht, immer mit der entsprechenden Ausris-
tung aufgestellt und damit auf alle Eventualitaten
gefasst?

Prasident Weber: Bitte, Herr Staatsrat!

Staatsrat Ehmke: Die Feuerwehr ist im Zweifels-
fall in der Lage, geeignetes Personal und geeig-
nete Geréatschaften herbeizuschaffen, wenn es
erforderlich ist. Nicht jeder Brand - es gibt zum
Beispiel den Brand eines Restmiillbehalters -
bedarf des Einsatzes von Spezialkraften der Feu-
erwehr. Insofern ist die Feuerwehr in allen hier
genannten Fallen - mit einer Ausnahme, wobei
diese nach der Einschatzung jetzt hier nachzu-
vollziehen war - sehr zligig vor Ort gewesen, auch
innerhalb der vorgegebenen Fristen, und wére
auch in der Lage gewesen, bei grof3eren Brand-
ereignissen weiteres Personal herbeizuschaffen.
Das ist sozusagen das normale Geschéaft bei der
Feuerwehr.

Nattirlich ist es so, dass wir bei der Feuerwehr
auch Spezialisten haben, die sich genau mit der
Frage auseinandersetzen, fir welche Einsatze
und welches Einsatzaufkommen welche Mittel
herbeizuschaffen sind. Das wird im Zweifelsfall im
Lagezentrum situationsangepasst gesteuert.
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Prasident Weber: Herr Kollege Crueger, eine
weitere Zusatzfrage? - Bitte sehr!

Abg. Crueger (SPD): Eine letzte, Herr Prasident!
Herr Staatsrat, im Zusammenhang mit der in der
offentlichen Debatte wabernden Diskussion uber
eine mdogliche Verlagerung der Feuerwache am
Standort Bennigsenstral3e ist meine Frage: In-
wieweit wird bei den Konzeptionen Gber Standort-
verlagerungen der Feuerwehr die ja auch im Ver-
gleich zu den tbrigen Hemelinger Gewerbegebie-
ten besonders anféllige Destination Hemelinger
Hafen berucksichtigt, um auch die dortige Er-
reichbarkeit auf jeden Fall sicherzustellen?

Prasident Weber: Bitte, Herr Staatsrat!

Staatsrat Ehmke: Herr Abgeordneter, das wird
selbstverstandlich bertcksichtigt. Ich habe es
bereits auf Nachfrage des Abgeordneten Hinners
hier vor einiger Zeit einmal gesagt, wir haben ein
relativ ausgefeiltes System, mit dem wir die
Standorte virtuell auf der Stadtkarte hin und her
verschieben kénnen und dann sehr exakt ausge-
rechnet bekommen, wie lang wir von den jeweili-
gen Standorten brauchen, um bestimmte Teile der
Stadt zu erreichen. Wir werden, wenn wir den
Standort an der Bennigsenstral3e aufgeben soll-
ten, was unser Ziel ist, aber woflr vorher noch
einige Voraussetzungen zu erfilllen sind, dann die
neuen Standorte natirlich so positionieren, dass
keine neuen roten Flecken auf der bremischen
Stadtkarte entstehen, sondern wir werden sie so
platzieren, dass sich die Versorgungsliicken, die
im Moment bestehen, nach Mdglichkeit schliel3en.
Das ist das Ziel. Wir missen ja nicht zwei Wa-
chen umziehen lassen, nur um die Versorgungs-
licke von der einen in die andere Ecke der Stadt
zu transportieren, sondern das Ziel ist, dann die
Hilfsfristen im ganzen Stadtgebiet zuverlassig
einhalten zu kénnen.

Prasident Weber: Herr Kollege Crueger, eine
weitere Zusatzfrage?

(Abg. Crueger [SPD]: Nein, Herr Prasident! Ich
danke Ihnen, Herr Staatsrat)

Eine weitere Zwischenfrage der Abgeordneten
Frau Dr. Schaefer! - Bitte sehr!

Abg. Frau Dr. Schaefer (Bundnis 90/Die Gru-
nen): Herr Staatsrat, wenn Brande in einem Be-
trieb, zum Beispiel in einem Recyclingbetrieb,
ofter auftreten, werden dann bestimmte Kontrollen
durchgefuhrt, zum Beispiel durch die Feuerwehr
oder das Gewerbeaufsichtsamt?

Prasident Weber: Bitte, Herr Staatsrat!

Staatsrat Ehmke: Ich kann lhnen das jetzt im
Einzelnen nicht sagen. Ich kann lhnen nicht ein-
mal sagen, ob es hier in einem einzelnen Betrieb
mehrfach zu Branden gekommen ist oder es sich
um sechs verschiedene handelt. Ich gehe aber
davon aus, dass es, wenn man eine besondere
Einsatzhaufigkeit hat, sowohl im Interesse des
Unternehmens - Ubrigens auch im Interesse des-
sen Versicherers - als auch im Interesse der Feu-
erwehr ware. Naturlich ist voéllig klar, dass jede
Vermeidung eines Brandes, jede Brandpréavention
und jeder vermiedene Einsatz auch im Interesse
der Feuerwehr ist.

Prasident Weber: Weitere Zusatzfragen liegen
nicht vor.

Die dritte Anfrage beschaftigt sich mit dem Thema
.Beratungsangebote zur frihkindlichen Bil-
dung fur Flichtlinge”. Die Anfrage ist unter-
schrieben von den Abgeordneten Frau Ahrens,
Rowekamp und Fraktion der CDU.

Bitte, Frau Kollegin Ahrens!
Abg. Frau Ahrens (CDU): Wir fragen den Senat:

Wie werden Fluchtlinge zum Nutzen von frihkind-
licher Bildung und zu den Anmeldeformalitaten fur
Kindertageseinrichtungen beraten?

Wo gibt es fur Kinder und Eltern mit Flichtlings-
hintergrund Hospitationsangebote in Kindertages-
einrichtungen innerhalb des Kindergartenjahres?

Welche speziellen Angebote im Bereich Elternar-
beit mit Flichtlingen wurden bisher im Bereich
frihkindliche Bildung entwickelt?

Prasident Weber: Die Anfrage wird beantwortet
von Frau Senatorin Dr. Bogedan.

Senatorin Dr. Bogedan: Herr Prasident, meine
sehr geehrten Damen und Herren! Fir den Senat
beantworte ich die Anfrage wie folgt:

Zu Frage 1: Die Trager der Ubergangswohnhei-
me, die Sozialzentren und die senatorischen Be-
hoérden beraten Eltern Uber das Angebot der Kin-
dertagesbetreuung. Seitens der Kindertagesein-
richtungen und der Trager sowie durch ,PiB -
Pflegekinder in Bremen“ und Kindertagespflege-
personen wird auch Uber Wege in ein Angebot der
Kindertagesbetreuung informiert. Die Anmelde-
modalitdten  sind online auf www.brem-
en.de\buergerservice und mehrsprachig unter
www.kinderbetreuungskompass.de hinterlegt.
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Sind Kinder aus Fluchtlingsfamilien beim Einwoh-
nermeldeamt der Stadtgemeinde Bremen gemel-
det, erhalten die Eltern entsprechend dem vom
Jugendhilfeausschuss jahrlich zu beschlieRenden
Ablaufplan zum jeweiligen Kindergartenjahr den
Kita-Pass mit Informationen zum Anmeldeverfah-
ren auch in einfacher Sprache mit Verweis auf
mehrsprachige Informationen im Kinderbetreu-
ungskompass.

Zu Frage 2: Mit ,Tagen der offenen Tur* wahrend
der Anmeldephase informieren Kindertagesein-
richtungen Eltern Uber ihr Angebot, es werden
auch Einblicke in den Gruppenalltag der jeweili-
gen Einrichtung gegeben. Informationen Uber
besondere Hospitationsangebote fir Eltern und
Kinder mit Fluchthintergrund liegen dem Fachrefe-
rat nicht vor.

Die Herausforderung fiur die Eltern besteht nicht
so sehr in dem Kennenlernen einer speziellen
Einrichtung, sondern in der Gewthnung an das
System der Kindertagesbetreuung. Die Senatorin
fur Kinder und Bildung und die Senatorin fir Sozi-
ales, Jugend, Frauen, Integration und Sport pla-
nen in enger Abstimmung im Rahmen ihrer jewei-
ligen Zustandigkeiten niederschwellige Angebote
und Brickenangebote, die auch unterjhrig nach-
gefragt werden kénnen und auf den Besuch einer
reguldren Tagesbetreuungseinrichtung vorberei-
ten.

Zu Frage 3: In der AG § 78 Kindertagesbetreuung
wurde verabredet, im engen Dialog mit den Tra-
gern der Kindertageseinrichtungen MalRnahmen
zu entwickeln, um das kinftige Aufeinandertreffen
von mehr Kindern mit unterschiedlichen Kulturen
und Sprachen positiv zu gestalten und die péda-
gogischen Fachkréfte im Arbeitsfeld entsprechend
zu unterstutzen. Ein MaRnahmenkatalog soll im
Frihjahr 2016 abgestimmt werden. Neben den
Anforderungen an die Sprachbildung wurden von
den Tragern unter anderem die inklusive Gestal-
tung des padagogischen Alltags, die Entwicklung
von Erziehungspartnerschaften mit Eltern und die
Fortbildungsbedarfe der padagogischen Fachkraf-
te benannt. - Soweit die Antwort des Senats!

Prasident Weber: Frau Kollegin, haben Sie eine
Zusatzfrage? - Bitte sehr!

Abg. Frau Ahrens (CDU): Sie haben gesagt,
dass die Eltern, die als Flichtlinge hierher kom-
men, sich im Internet unter der Adresse
www.kinderbetreuungskompass.de  informieren
koénnten. lhnen ist sicherlich klar, dass das ausge-
sprochen schwierig fur diese Eltern sein wird.
Deswegen frage ich hier noch einmal ganz konk-
ret nach: Was machen wir denn mit den Eltern,
und was haben Sie mit diesen Eltern gemacht, die

im laufenden Jahr in den Einrichtungen der Kin-
dertagesbetreuung aufgelaufen sind und um ei-
nen Platz nachgefragt haben? Haben diese tat-
sachlich einen Platz erhalten, oder hat man sie
auf andere Angebote verwiesen?

Prasident Weber: Bitte, Frau Senatorin!

Senatorin Dr. Bogedan: Diese Eltern werden vor
Ort beraten, wenn sie in eine Einrichtung kom-
men. Das ist genauso wie bei anderen Eltern, die
unterjéhrig einen Platz suchen. Wenn die Einrich-
tung einen entsprechenden Platz nicht vorhalten
kann, verweist sie entweder auf Einrichtungen in
der Nachbarschaft, wo es gegebenenfalls unter-
jahrig noch freie Platze gegeben hat, oder eben
an das entsprechende Fachreferat in unserem
Ressort.

Prasident Weber: Frau Kollegin, haben Sie eine
weitere Zusatzfrage? - Bitte sehr!

Abg. Frau Ahrens (CDU): Das heif3t also, da 98
bis 99 Prozent aller Platze zu Beginn des Kinder-
gartenjahres Uber die Anmeldephase belegt wer-
den, dass es so gut wie keine Kinder gab, die
dann tatsachlich aufgenommen werden konnten.
Mich wirde an der Stelle interessieren, warum es
hier erst eine Aufnahme in das ordnungsgemalie
Anmeldeverfahren gibt, wenn die Flichtlingskin-
der dem Einwohnermeldeamt irgendwo gemeldet
werden. Wir werden ja auch Ubergangswohn-
heimeinrichtungen haben, die etwas langfristiger
einen Wohnaufenthalt fir die Flichtlingskinder
bedeuten werden, und da gibt es ja keine Anmel-
dungen beim Einwohnermeldeamt. Wie gehen Sie
damit um?

Prasident Weber: Bitte, Frau Senatorin!

Senatorin Dr. Bogedan: Das habe ich eben ge-
sagt, es ist ein bisschen verklausuliert gewesen,
deshalb erklare ich es gern noch einmal: Das sind
diese sogenannten niederschwelligen Angebote,
die wir auch im Zusammenspiel mit der Sozialse-
natorin und den Tragern vor Ort machen. Das
betrifft beispielsweise die Bremische Evangeli-
sche Kirche, die ein Angebot vor Ort macht, das
sich Mobil-Kita nennt. Auch die AWO und das
Deutsche Rote Kreuz haben in Ubergangswohn-
heimen Kindergruppen eingerichtet, und das sind
MaRnahmen, die erst einmal dem Heranfihren,
aber auch dem Kennenlernen der normalen Kin-
dertagesbetreuung dienen.

Dartber hinaus entwickeln wir aktuell im Zusam-
menspiel mit den Tragern Bruckenangebote in
einem starker formalisierten Kontext, denn das
wissen wir, in einem Ubergangswohnheim gibt es
viel Fluktuation, das hei3t, eine kontinuierliche



Stadtbirgerschaft 448

10. Sitzung/15.03.16

padagogische Arbeit ist dort nicht moglich. Wir
wollen Brickenangebote entwickeln, die in ge-
schlossenen Gruppen ein kontinuierliches pada-
gogisches Angebot machen kdnnen, ohne dass
die Kinder direkt in die reguldre Kindertagesbe-
treuung gehen. Dabei steht auch das Ziel der
Sprachférderung im Vordergrund.

Prasident Weber: Frau Kollegin, haben Sie eine
weitere Zusatzfrage? - Bitte sehr!

Abg. Frau Ahrens (CDU): Eine letzte Frage! Ich
hore, dass tatsachlich noch nicht sehr viel im Re-
gelbetrieb ankommt und damit die Vorbereitung
gerade der viereinhalb- oder flnfjahrigen Kinder,
die danach ja die Grundschule besuchen, extrem
schwierig wird im Hinblick auf den Spracherwerb,
der in Kindergarten sehr gut vorbereitet wird.
Koénnen Sie sich vorstellen, gerade fir diese et-
was altere Gruppe der Kinder noch ein spezielles
Angebot zu machen, um auch den Ubergang in
die Schule zu verbessern? Dort wird ja ansonsten
wieder fast bei Null angefangen werden mussen.

Prasident Weber: Bitte, Frau Senatorin!

Senatorin Dr. Bogedan: Das meinen wir, wenn
wir von ,Briickenangebot” sprechen. Es handelt
sich um ein gezieltes Angebot fir Kinder ab drei
Jahren, insbesondere fir die Vier- bis Sechsjéahri-
gen. Es unterscheidet sich von dem, was in den
Ubergangswohnheimen angeboten wird. Ziel ist
die spielerische Vorbereitung - immer in engem
Kontakt mit den Eltern - auf den Besuch einer
Kindertageseinrichtung. Zugleich ist dieses Ange-
bot flexibler zu bedienen als die Schaffung von
Platzen in der Kindertagesbetreuung. Als inhalt-
lich-pédagogisches Ziel steht die Sprachférderung
im Vordergrund. Wir sind in unserem Bindnis
gemeinschaftlich mit den Tragern unterwegs, um
entsprechende Angebote zu entwickeln. Wir soll-
ten sie nach Mdglichkeit in der Nahe von Kinder-
tageseinrichtungen ansiedeln; im besten Fall sind
sie dort direkt angedockt.

Prasident Weber: Frau Kollegin, eine weitere
Zusatzfrage? - Bitte sehr!

Abg. Frau Ahrens (CDU): Kénnen Sie noch et-
was zu dem Drei-Drittel-Programm, das lhre Be-
hoérde auflegen will, sagen? Wie viele Platze fir
Fluchtlingskinder werden noch durch Verdichtung
in den bestehenden Einrichtungen geschaffen?

Prasident Weber: Bitte, Frau Senatorin!

Senatorin Dr. Bogedan: Ich kann jetzt keine
konkreten Zahlen zu Platzen nennen. Entspre-
chende Verbesserungen sind ubrigens auch Ge-
genstand der Bemihungen des Biindnisses. Wir

wollen unsere Aktivitdten zur Schaffung von Plat-
zen fur Kinder der Gefliichteten auf drei MalRnah-
men aufteilen. Erstens geht es um die Schaffung
zusatzlicher Platze in den bestehenden Einrich-
tungen, zweitens um die Schaffung weiterer Plat-
ze in neuen beziehungsweise von Tragern ange-
mieteten Raumen - Stichwort ,Dependance-
Modell“ - und drittens, wie von mir schon erlautert,
um das Vorhalten von Briickenangeboten.

Prasident Weber: Frau Senatorin, eine weitere
Zusatzfrage der Abgeordneten Frau Leonidakis. -
Bitte, Frau Kollegin!

Abg. Frau Leonidakis (DIE LINKE): Ich mdchte
auf das Thema der Anfrage zuriickkommen: ,Be-
ratungsangebote zur frihkindlichen Bildung®.
Ubereinstimmend, auch hier im Haus, gibt es den
Waunsch, dass auch die Kinder mit Fluchthinter-
grund in den Einrichtungen an fruhkindlicher Bil-
dung teilhaben kénnen. Das hat nicht tberall so
gut funktioniert, wie es wiinschenswert gewesen
ware. In den Stadtteilen, in denen die Bemuhun-
gen erfolgreich waren, wird seitens der Einrich-
tungen darauf hingewiesen, dass die Sprachbarri-
ere durchaus eine Herausforderung darstellt. Die-
ses Problem ist auch im Betriebsausschuss KiTa
Bremen zur Sprache gekommen. Bei Performa
Nord gibt es einen Dolmetscher-Pool. Sind Ihnen
aus der Praxis Berichte bekannt, ob dessen Ka-
pazitdten ausreichen, -

Prasident Weber: Frau Kollegin, bitte die Frage!

Abg. Frau Leonidakis (DIE LINKE): -um die
entsprechenden Anforderungen zu erfiillen?

Prasident Weber: Kein Referat! Bitte die Frage!

Abg. Frau Leonidakis (DIE LINKE): Das war
eine klare Frage.

Prasident Weber: Nein, das war noch keine Fra-
ge.

Abg. Frau Leonidakis (DIE LINKE): Doch! Sind
Ihnen Berichte bekannt, ob die Kapazitaten aus-
reichen? Das war die Frage.

Senatorin Dr. Bogedan: Ja, mir sind Berichte
bekannt, die zumindest darauf hinweisen, dass
Kitas an dieser Stelle Unterstitzungsbedarfe ha-
ben. Wir gehen dem ressortseitig nach. Dabei
geht es auch um die Frage, inwieweit die Eltern in
die Unterstitzungsangebote eingebunden werden
kénnen, um eine bessere Vernetzung zu errei-
chen und auf diese Weise die Einrichtungen bei
dieser Arbeit zu unterstitzen.
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Prasident Weber: Frau Kollegin, eine weitere
Zusatzfrage?

(Abg. Frau Leonidakis [DIE LINKE]): Ich gehe
davon aus, dass dariiber in der Deputation berich-
tet wird.

Frau Senatorin, weitere Zusatzfragen liegen nicht
vor.

Die vierte Anfrage verlangt vom Senat Auskunft
Uber die Besetzung von Stellen in Zentren fir
unterstitzende Padagogik (ZuP-Stellen). Die
Anfrage tragt die Unterschriften der Abgeordneten
Frau Vogt und Fraktion DIE LINKE.

Bitte, Frau Kollegin Vogt!

Abg. Frau Vogt (DIE LINKE): Wir fragen den
Senat:

Erstens: Wie viele ZuP-Stellen sind momentan im
Gebiet der Stadtgemeinde Bremen umgesetzt?
Bitte nach Schulformen aufschliisseln!

Zweitens: Wie lange sind die Stellen im Schnitt
bereits vakant?

Drittens: Welche besonderen MaRnahmen hat der
Senat ergriffen, um die ZuP-Stellen - als Erkla-
rung: Zentren fur unterstitzende P&dagogik -
schnell zu besetzen?

Prasident Weber: Auch diese Anfrage wird von
Frau Senatorin Dr. Bogedan beantwortet.

Senatorin Dr. Bogedan: Herr Prasident, meine
sehr geehrten Damen und Herren! Fir den Senat
beantworte ich die Anfragen wie folgt:

Zu Frage eins: Bei den ZuP-Stellen handelt es
sich um ZuP-Leitungsstellen. In der Stadtgemein-
de Bremen sind derzeit neun von 50 ZuP-
Leitungsstellen an Grundschulen und zwei von
36 ZuP-Leitungsstellen an Oberschulen vakant.

Zu Frage zwei: Im Bereich der Grundschulen ist
eine Stelle seit 2015 unbesetzt, eine Stelle seit
2014, eine Stelle seit 2013 und eine Stelle seit
2012. Alle anderen Stellen im Grundschul- und im
Oberschulbereich sind seit dem aktuell laufenden
Schuljahr 2015/2016 vakant.

Zu Frage drei: Bei Vakanz der Funktionsstellen
werden diese durch die Senatorin fir Kinder und
Bildung umgehend ausgeschrieben und nach
erfolgreichem Findungsverfahren sofort besetzt.
Die Ausschreibung wird wiederholt, wenn nach
Ablauf der Bewerbungsfrist keine Bewerbungen
eingegangen sind. Zur Steigerung der Attraktivitat

von Funktionsstellen im Grundschulbereich wurde
zu Beginn des Schuljahres 2014/2015 die Besol-
dung der Schulleitungsstellen von A 13 Z auf A 14
und die der ZuP-Leitungsstellen von A 13 auf
A 13 Z angehoben. - Soweit die Antwort des Se-
nats!

Prasident Weber: Frau Kollegen Vogt, haben Sie
eine Zusatzfrage? - Bitte sehr!

Abg. Frau Vogt (DIE LINKE): In der Sitzung des
Bildungsausschusses im Bremer Westen, die
Ende Januar stattfand, wurde gesagt, dass dort
von elf ZuP-Leitungsstellen nur eine Stelle besetzt
sei. Ist das zutreffend, oder haben die Schulleiter
insoweit eine falsche Auskunft gegeben?

Senatorin Dr. Bogedan: Von elf nur eine? Das
kann ich aus dem Kopf leider nicht beantworten.
Ich misste wegen der Zahlen noch einmal nach-
schauen. Das ware mit den genannten Zahlen
nicht in Ubereinstimmung zu bringen.

(Abg. Frau Vogt [DIE LINKE]: Deswegen frage ich
nach!)

Ich habe sieben im Kopf. Wenn das, was Sie ge-
hort haben, zutrafe, waren zehn Stellen unbe-
setzt. Es missten im Westen sieben sein.

Prasident Weber: Frau Kollegin, eine weitere
Zusatzfrage? - Bitte sehr!

Abg. Frau Vogt (DIE LINKE): Frau Senatorin, Sie
haben ausgefihrt, in der Stadtgemeinde Bremen
seien neun ZuP-Leitungsstellen an Grundschulen
unbesetzt. Konzentrieren sich die unbesetzten
ZuP-Leitungsstellen nach wie vor im Bremer Wes-
ten?

Prasident Weber: Bitte, Frau Senatorin!

Senatorin Dr. Bogedan: Ja, das ist richtig. Sie-
ben habe ich fir den Bremer Westen gerade ge-
nannt. Wenn es insgesamt neun sind, dann trifft
Ihre Annahme zu.

Prasident Weber: Frau Kollegin, haben Sie eine
weitere Zusatzfrage? - Bitte sehr!

Abg. Frau Vogt (DIE LINKE): Sehen Sie beson-
dere Grinde, warum gerade im Bremer Westen
so viele ZuP-Leitungsstellen unbesetzt sind?

Prasident Weber: Bitte, Frau Senatorin!

Senatorin Dr. Bogedan: Die ZuP-Leitung ist -
daruber haben wir schon an anderer Stelle debat-
tiert - gerade an Grundschulen eine besondere
Herausforderung. Auch im Rahmen der von uns
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beabsichtigten Evaluation der Verordnung fur
unterstitzende Padagogik wird es um die Frage
gehen, ob Verbinde die bessere Lésung sind
oder ob einzelne Schulen eine ZuP-Leitung haben
sollen. Wir wollen herausfinden, was fur das Un-
terstitzungssystem am besten ist. In diesem Zu-
sammenhang wird auch zu klaren sein, ob die
Stelle attraktiver ist, wenn Verbinde zusammen-
arbeiten oder wenn wir die ZuP-Leitung bei der
einzelnen Schule belassen. Bislang galt im Ress-
ort die Pramisse, dass die Zuordnung zur einzel-
nen Schule die bessere Variante ist. All diese
Fragen mussen wir uns in dem geschilderten Kon-
text anschauen. Es ist unser Ziel, dass sich die
Situation strukturell weiter verbessert.

Prasident Weber: Liebe Frau Kollegin, haben Sie
eine weitere Zusatzfrage? - Bitte sehr!

Abg. Frau Vogt (DIE LINKE): Es ist schon be-
denklich, wenn sich das Problem mit den unbe-
setzten Stellen so stark in einer Region kon-
zentriert. Sind Sie darliber mit den Schulleitungen
und der ReBUZ-Leitung im Gesprach?

Prasident Weber: Bitte, Frau Senatorin!

Senatorin Dr. Bogedan: Mit denen bin ich sogar
hochstpersonlich in engem Austausch. In der
néachsten oder Ubernachten Woche wird es eine
weitere Runde mit den Leitungen der dortigen
Grundschulen geben.

Prasident Weber: Weitere Zusatzfragen liegen
nicht vor.

Die funfte Anfrage bezieht sich auf die Neubau-
vorhaben der Berufsfeuerwehr und der Freiwil-
ligen Feuerwehr. Die Anfrage ist unterschrieben
von den Abgeordneten Scharf, Rowekamp und
Fraktion der CDU.

Bitte, Herr Kollege Scharf!

Abg. Scharf (CDU): Wir fragen den Senat:
Erstens: Welchen aktuellen Planungsstand haben
die Neubauten der Feuerwehr Bremen im Nordos-
ten, im Sudosten und der Freiwilligen Feuerwehr

Farge?

Zweitens: Wann erfolgt der Baubeginn bei den
drei Bauvorhaben?

Drittens: Wann rechnet der Senat mit der Fertig-
stellung der drei Bauvorhaben?

Prasident Weber: Diese Anfrage wird beantwor-
tet von Herrn Staatsrat Ehmke.

Staatsrat Ehmke: Herr Prasident, meine sehr
geehrten Damen und Herren! Fir den Senat be-
antworte ich die Anfragen wie folgt:

Zu den Fragen eins bis drei: Sowohl im Nordosten
als auch im Sidosten Bremens bestehen Defizite
hinsichtlich der Einhaltung der Hilfsfristen. Der
Entwurf des Brandschutzkonzeptes sieht L6-
sungsvorschléage vor, die die Einhaltung der Hilfs-
fristen gewdhrleisten sollen. Dabei wird die LO6-
sung favorisiert, die bisherige Feuerwache 2 an
der BennigsenstralBe als Zugwache aufzugeben
und sukzessive durch je eine Gruppenwache im
Nordosten und im Sidosten zu ersetzen. Magli-
che Standorte kénnen sich im Bereich Technolo-
giepark/Campingplatz sowie im Gewerbegebiet
Habenhausen befinden. Genaue Grundstiicke
konnten hierfir bislang noch nicht definiert wer-
den. Das Ressort ist hierzu in Gesprachen mit
Immobilien Bremen.

Der Haushaltsentwurf 2016/2017 sieht Mittel in
Hohe von jeweils 100 000 Euro zur endgtltigen
Erstellung des Brandschutzkonzeptes sowie zur
Konkretisierung der Planungen vor. Das Brand-
schutzkonzept soll dem Senat in diesem Jahr
vorgelegt werden. Abhéangig von der Beschluss-
fassung zum Haushalt 2018 kann der Baubeginn
im Jahr 2018 erfolgen. Es ist von einer Bauzeit
von zwei Jahren auszugehen.

Entsprechend der Festlegung im Konzept zur
Neustrukturierung der Freiwilligen Feuerwehren
der Stadtgemeinde Bremen war zunachst das
Geratehaus der Freiwilligen Feuerwehr Bremen-
Lehesterdeich zu ersetzen. Im néchsten Schritt ist
eine Loésung fur das bisherige Geratehaus der
Freiwilligen Feuerwehr Bremen-Farge zu erarbei-
ten. Die entsprechenden Planungsgespréache sind
aufgenommen worden. Dabei wird der Ersatz des
bisherigen Geratehauses durch einen Neubau
favorisiert. Zur Konkretisierung der Planungen
sind im Entwurf des  Doppelhaushalts
100 000 Euro eingestellt. Damit ist die Vorausset-
zung gegeben, dass bei entsprechender Bereit-
stellung von Mitteln im Haushalt 2018 dann der
Baubeginn erfolgen kann. Es ist von einer Bauzeit
von zwei Jahren auszugehen. - Soweit die Ant-
wort des Senats!

Prasident Weber: Herr Kollege Scharf, haben Sie
eine Zusatzfrage? - Bitte sehr!

Abg. Scharf (CDU): Herr Staatsrat, Sie sagten
eben etwas zum Gerétehaus Lehesterdeich, das
in diesem Jahr wahrscheinlich noch fertig wird. Ihr
Ressort hat ungefahr acht Jahre gebraucht, um
das zu realisieren. Jetzt haben wir hier drei Wa-
chen, da sagen Sie, 2019/2020 werden sie fertig.
Woher nehmen Sie den Optimismus, wenn Sie fir



Stadtbirgerschaft 451

10. Sitzung/15.03.16

eine Wache acht Jahre brauchen, es in vier Jah-
ren zu schaffen, drei Wachen zu bauen, obwohl
Sie im Doppelhaushalt 2016/2017 keinerlei Inves-
titionsmittel dafir zur Verfigung stellen? Das hat-
te ich gern noch einmal gewusst!

Prasident Weber: Bitte, Herr Staatsrat!

Staatsrat Ehmke: Weil gar nicht beabsichtigt ist,
in den Jahren 2016 und 2017 Baumalnahmen
vorzunehmen, sondern wie ich gerade dargestellt
habe, sind im Doppelhaushalt sowohl fir den
Neubau Geréatehaus Farge als auch fur den Neu-
bau der Gruppenwache im Nordosten jeweils
Planungsmittel vorgesehen! Beabsichtigt ist, in
den kommenden eineinhalb Jahren die Planungen
voranzutreiben, und wenn diese stehen, gibt es
eigentlich nur noch zwei Hinderungsgrinde, wa-
rum es nicht unmittelbar in eine Umsetzung gehen
koénnte, und zwar, falls im Haushalt 2018 die er-
forderlichen Mittel nicht zur Verfugung stehen
sollten oder sich bei den Planungen ungeahnte
Schwierigkeiten ergeben sollten, die aber im Mo-
ment nicht ersichtlich sind. Fir den Doppelhaus-
halt sind aber keine Investitionsmittel - jedenfalls
keine Baumittel -, sondern ausschlie3lich Pla-
nungsmittel erforderlich, weil jetzt die Planungs-
phase ist, und diese Mittel stehen zur Verfligung.
Deshalb sind wir auch optimistisch, die Mal3nah-
men wie beschrieben umsetzen zu kénnen.

Prasident Weber: Weitere Zusatzfragen liegen
nicht vor.

Die sechste Anfrage befasst sich mit dem Thema
.,Spardose’ haushaltsfreie Zeit". Die Anfrage
ist unterschrieben von den Abgeordneten Frau
Steiner, Dr. Buhlert und Fraktion der FDP.

Bitte, Frau Kollegin Steiner!
Abg. Frau Steiner (FDP): Wir fragen den Senat:

1. Wie viele Personen sind in Bremen von nicht
vollzogenen Beférderungen und tariflichen Hoher-
eingruppierungen betroffen, die sich aus den Re-
gelungen der Landesverfassung zur haushalts-
freien Zeit ergeben, und welche Minderausgaben
ergeben sich daraus?

2. Wie viele nicht vollzogene Beférderungen und
tarifichen Hohereingruppierungen, als Folge der
Regelungen der Landesverfassung zur haushalts-
freien Zeit, entfallen auf die Polizei, und welche
Minderausgaben ergeben sich daraus?

3. Welche MalRhahmen plant der Senat, um die
ohnehin schon stark Uberbeanspruchten Polizis-
ten fUr nicht vollzogene Beftrderungen und Ho-

hereingruppierungen in der haushaltsfreien Zeit
zu entschadigen?

Prasident Weber: Die Anfrage wird beantwortet
von Frau Birgermeisterin Linnert.

Burgermeisterin Linnert: Herr Prasident, meine
sehr geehrten Damen und Herren! Fiir den Senat
beantworte ich die Anfrage wie folgt:

Zu Frage 1: Von nicht vollzogenen Beférderungen
zum 1. Januar 2016 sind in Bremen aufgrund der
haushaltslosen Zeit 614 Beamtinnen und Beamte
betroffen. Tarifliche Hohergruppierungen werden
davon nicht tangiert, da diese wegen des beste-
henden Rechtsanspruchs auch in der haushalts-
losen Zeit vollzogen werden. Eine Ausnahme
bildet hierbei der Lehrerbereich, in dem aus
Grunden gefestigter Rechtsprechung die Hoher-
gruppierung von angestellten Lehrern an Beforde-
rungen bei beamteten Lehrern gebunden ist. In
Bremen sind dadurch aktuell zwei Angestellte
betroffen. Insgesamt entstehen aus den Ver-
schiebungen aufgrund der haushaltslosen Zeit
Minderausgaben in Ho6he von monatlich circa
250 000 Euro.

Zu Frage 2: Als Folge der Regelungen der Lan-
desverfassung zur haushaltslosen Zeit entfallen
auf die Polizei 156 nicht vollzogene Befdrderun-
gen von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern. Die
hieraus entstehenden Minderausgaben belaufen
sich auf monatlich circa 60 000 Euro. Héhergrup-
pierungen sind auch hier nicht betroffen.

Zu Frage 3: Gesonderte MaflRnahmen zur Ent-
schadigung der Polizistinnen und Polizisten fur die
nicht vollzogenen Beférderungen sind nicht vor-
gesehen. Eine finanzielle Entschédigung ist nicht
vorgesehen. Der Senat hat die Ernennungen un-
ter dem Vorbehalt eines dann bestehenden
Haushaltes und im Rahmen der im Haushalt zur
Verfigung stehenden Planstellen beschlossen.
Allerdings werden gemaf} Senatsbeschluss vom
15. Dezember 2015 alle von der Verschiebung
des Vollzugs der Beférderung betroffenen Beam-
tinnen und Beamten hinsichtlich der Beforde-
rungswartezeiten von zwei Jahren so gestellt
werden, als seien sie mit Wirkung vom 1. Januar
2016 befordert worden. - Soweit die Antwort des
Senats!

Prasident Weber: Frau Kollegin, haben Sie eine
Zusatzfrage?
(Abg. Frau Steiner [FDP]: Nein, vielen Dank!)

Eine Zusatzfrage des Abgeordneten Hinners! -
Bitte, Herr Kollege!
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Abg. Hinners (CDU): Frau Birgermeisterin, Sie
haben ja eben selbst mitgeteilt, dass der Senat
dabei nicht ganz unerheblich in diesem Jahr Geld
einspart. Nun ist bekannt - Ihnen wahrscheinlich
auch -, dass es in der Polizei einen grof3en Anteil
der sogenannten Unterdeckung gibt, das heif3t,
dass viele Beamtinnen und Beamte Aufgaben
wahrnehmen, die deutlich héherwertiger sind als
ihre Planstellen, zum Beispiel Planstelle A 9, Auf-
gabenwahrnehmung A 11. Rein theoretisch - und
das ist jetzt meine Frage - konnten Sie ja dieses
Geld, das Sie in diesem Jahr einsparen, dafir
verwenden, diese Unterdeckung ein bisschen
abzumildern!

Prasident Weber: Bitte, Frau Birgermeisterin!

Burgermeisterin Linnert: Das kann ich, wenn
der Haushaltsgesetzgeber das mochte und mir
den Auftrag erteilt. Es ist auch nicht so, dass der
Senat Geld spart, sondern Bremen spart durch
diese MalRnahme Geld. Ich weise aber darauf hin,
dass wir trotz unserer angespannten finanziellen
Lage - und das wird bundesweit auch beobachtet
- beférdern, was personalwirtschaftlich wichtig ist.
Der Senat bekennt sich dazu, aber das geht na-
turlich mit Mehrausgaben einher.

Wenn Sie auf die Eingruppierungen der Polizei
hinweisen, dann mdéchte ich sagen, dass die Ein-
gruppierung der Polizisten dort nach Bewertun-
gen, moglicherweise auch von bundesweiten
Standards abweichend, vom Innenressort selbst
vorgenommen worden ist und wir ohne Rechts-
grundlage keine Zahlungen vornehmen durfen.
Deswegen ist eine Entschadigung fir Polizeibe-
amte, die auf einer hoher bewerteten Stelle sind,
nicht vorgesehen. Dafur gibt es keine Rechts-
grundlage.

Dann will ich auch noch darauf hinweisen, dass
diese sogenannten Einsparungen Bremens mit
Sicherheit bendétigt werden, um die Tarifsteige-
rungen, die ja jetzt auch noch kommen werden,
auszugleichen. Es gibt jedenfalls aus dieser so-
genannten Einsparung keine Reserven, von de-
nen ich denke, dass wir sie gemeinsam verant-
wortlich ausgeben kdnnten.

Prasident Weber: Herr Kollege Hinners, haben
Sie eine weitere Zusatzfrage?

(Abg. Hinners [CDU]: Nein, danke!)

Eine weitere Zusatzfrage der Abgeordneten Frau
Vogt! - Bitte sehr!

Abg. Frau Vogt (DIE LINKE): Ich habe eine Fra-
ge, die die Zukunft betrifft: Das Problem ist ja jetzt
nicht nur durch die haushaltslose Zeit, sondern

auch durch die Verschiebung der Befdrderungs-
termine entstanden. Wir werden absehbar, wenn
es eine normale Legislaturperiode gibt, im Jahr
2020 wieder in eine haushaltslose Zeit gehen.
Haben Sie vor, die Beférderungen vorzuziehen,
um das Problem zu vermeiden?

Prasident Weber: Bitte, Frau Birgermeisterin!

Burgermeisterin Linnert: Nein, das haben wir
nicht vor. Ich méchte auch noch einmal darauf
hinweisen, dass das dann die neu gewahlte Bir-
gerschaft entscheiden muss.

Ich will noch einmal darauf hinweisen, dass die
haushaltslose Zeit, die hier jetzt gerade so in
Misskredit gerat, einen Sinn hat, namlich den Sinn
zu verhindern, dass die Verwaltung, also die Exe-
kutive, im Vorgriff auf den Wunsch des Haus-
haltsgesetzgebers - das sind Sie! - Fakten schafft
und Geld ausgibt. Deshalb glaube ich, dass es im
gemeinsamen Interesse ist, Regelungen fir die
haushaltslose Zeit richtig zu finden. Dass das im
Einzelfall nicht im Interesse einer jeden Person
ist, habe ich schon verstanden, aber es besteht
der Grundsatz unserer Landesverfassung, zu
verhindern, dass Regierungen, die sich Wahlen
stellen missen, im Vorfeld schon einmal dafur
sorgen, dass die Regierung, die danach ein Wéh-
lervotum bekommt, schon durch so viele Vorent-
scheidungen festgelegt wird. Ich glaube, das kann
gar nicht in lhrem Sinne sein.

Wir haben uns jetzt gerade im Zusammenhang
mit der haushaltslosen Zeit noch einmal angese-
hen, wie es immer nach Wahlen gewesen ist. Es
ist normal, dass man dann eine Zeit lang eine
haushaltslose Zeit hat, und wir kénnen auch damit
umgehen.

Prasident Weber: Frau Kollegin, haben Sie eine
weitere Zusatzfrage? - Bitte!

Abg. Frau Vogt (DIE LINKE): Es stimmt zwar,
dass die Burgerschaft in der nachsten Legislatur-
periode mit anderen Abgeordneten besetzt sein
wird, allerdings kann ja auch ein Senat im Vorgriff
daflr sorgen, dass Beftérderungen vorgenommen
werden, weil ich dazu ehrlich gesagt eine andere
Einschatzung habe. Es ist ja durchaus so, dass
die Beschaftigten im 6ffentlichen Dienst nicht von
Regelbeférderungen abgeschnitten sein dirfen,
nur weil es eine haushaltslose Zeit gibt.

Im Ubrigen - die Debatte hatten wir zwar hier
schon - haben wir hier in dieser Zusammenset-
zung bereits ein halbes Jahr der Legislaturperiode
bestritten. Die Frage ist einfach: Setzen Sie sich
noch einmal mit den Gewerkschaften und den
Beschaftigtenvertretungen, mit dem Gesamtper-
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sonalrat, in dieser Legislaturperiode ins Beneh-
men, eine Regelung zu finden, damit sich das
nicht wiederholt?

Prasident Weber: Bitte, Frau Birgermeisterin!

Burgermeisterin Linnert: Nein, das kénnen wir
nicht tun. Ich hielte das fir verfassungsrechtlich
problematisch. Im Ubrigen ist vorgeschrieben,
dass der zeitliche Abstand zwischen den Beforde-
rungen zwei Jahre betragen muss. Das ist Uberall
so. Ich betone: Wir beférdern.

(Abg. Frau Vogt [DIE LINKE]: Sie zahlen nur
nicht!)

Burgermeisterin Linnert: Bitte?

(Abg. Frau Vogt [DIE LINKE]): Sie zahlen nur
nicht!)

Wir beférdern. Wir zahlen dann, wenn die haus-
haltslose Zeit vorbei ist. Ich habe schon gesagt,
dass wir - insoweit kommen wir den Beschéftigten
entgegen - als Beginn der Zweijahresfrist den
1. Januar und nicht erst den Zeitpunkt der Zah-
lung ansetzen. Angesichts der Lage - wir missen
auch darauf achten, dass wir uns finanzpolitisch
im Rahmen dessen bewegen, was in Deutschland
Ublich ist - halte ich das fur zumutbar.

Prasident Weber: Frau Kollegin, haben Sie eine
weitere Zusatzfrage?

(Abg. Frau Vogt [DIE LINKE]: Nein, habe ich
nicht, ich finde das nur nicht zumutbar!)

Weitere Zusatzfragen liegen nicht vor.

Die siebte Anfrage tragt den Titel ,Wohnungs-
angebote fur Flichtlinge®. Die Anfrage ist un-
terschrieben von den Abgeordneten Dr. Buhlert,
Frau Steiner und Fraktion der FDP.

Bitte, Herr Kollege Dr. Buhlert!
Abg. Dr. Buhlert (FDP): Wir fragen den Senat:

Erstens: Wer koordiniert den Bedarf an eigenem
Wohnraum fir Fluchtlinge sowie die Arbeit der
Wohnraumberater der Ubergangswohnheime und
der Wohnraumvermittler, und wie bewertet der
Senat die Arbeitsbelastung der zustéandigen Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter?

Zweitens: Wie viele private Wohnraumangebote
fur Flachtlinge sind in den vergangenen zwolf
Monaten uber welche Stellen eingegangen? Wie
lange dauert die durchschnittliche Angebotspri-

fung beziehungsweise Abstimmung mit den po-
tenziellen Vermietern? In wie vielen Fallen ist es
zum erfolgreichen Abschluss eines Mietvertrages
gekommen?

Drittens: Warum lehnt der Senat trotz positiver
Erfahrungen in anderen Stadten eine direkte An-
mietung von Wohnraum grundséatzlich ab, und
findet angesichts aktueller und zukunftiger Bedar-
fe an Wohnraum eine Neubewertung dieser Hal-
tung statt?

Prasident Weber: Diese Anfrage wird beantwor-
tet von Frau Senatorin Stahmann.

Senatorin Stahmann: Herr Préasident, sehr ge-
ehrte Damen und Herren! Sehr geehrter Herr
Dr. Buhlert, fir den Senat beantworte ich die An-
fragen wie folgt:

Zu Frage eins: Der konkrete Bedarf an Wohnraum
ergibt sich durch die Anzahl der Asylbegehrenden
mit guter Bleibeperspektive und die Anzahl der
anerkannten Flichtlinge. Diese Zahl verandert
sich in den Gemeinschaftseinrichtungen flr
Flichtlinge stdndig. In den Gemeinschaftsunter-
kunften der Zentralen Aufnahmestelle und in gro-
Ren Notunterkiinften sind Wohnraumvermittlerin-
nen und Wohnraumvermittler stationiert. Diese
Kréfte erfassen die jeweiligen Bedarfe und mel-
den sie an die zentrale Projektkoordination. Diese
Koordinierungsstelle ist grundsatzlich Schnittstelle
fir eingehende Wohnungsangebote sowie die
Prufung und Verteilung an die Wohnraumvermitt-
lung in den Gemeinschaftsunterkiinften. Die Pro-
jektkoordination liegt trageribergreifend bei der
Arbeiterwohlfahrt, AWO. Dem Senat ist bekannt,
dass die Arbeitsbelastung der Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter der Koordinierungsstelle hoch ist.
Erst zum Jahresanfang ist die Wohnraumberatung
trageribergreifend fur die Standorte der Notunter-
kunfte um funf Stellen ausgebaut worden.

Zu Frage zwei: Im Zeitraum von Marz 2015 bis
Februar 2016 sind knapp 1000 private Woh-
nungsangebote beziehungsweise Anfragen bei
der Projektkoordination eingegangen. Der Zugang
erfolgte im Wesentlichen telefonisch oder per E-
Mail, zum geringeren Teil personlich oder per
Brief. Zur Entlastung der Projektkoordination er-
folgt der Zugang seit Dezember 2015 zunehmend
Uber das Burgertelefon. Ein Teil der Wohnungs-
angebote geht auch direkt an die regionalen
Wohnraumberaterinnen und Wohnraumberater -
ohne Einbeziehung der Projektkoordination. Uber
die Dauer der Angebotsprifung beziehungsweise
Abstimmung mit potenziellen Vermietern kénnen
keine genauen Aussagen getroffen werden. Die
Dauer der Vermittlung beziehungsweise Vermie-
tung liegt zwischen zwei Wochen und zwei Mona-
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ten. Eventuelle Verzégerungen ergeben sich aus
notwendigen Reparaturen, nicht rechtzeitigen
Auszligen der Vormieter oder der Tatsache, dass
nicht in jedem Fall sofort eine geeignete Familie
zur Verfiigung steht. Uber die Anzahl der tatséch-
lichen Mietvertrage von privaten Anmietern liegen
keine Zahlen vor.

Zu Frage drei: Eine direkte Anmietung von einzel-
nen Wohnungen wird vom Senat nicht vorrangig
verfolgt. Durch die Verlagerung des Vermieterrisi-
kos wirden zusatzliche Kosten fur die Stadtge-
meinde entstehen. Das betrifft insbesondere Kos-
ten flr Leerstand, unangemessene Betriebs- und
Heizkostennachforderungen sowie Reparaturen.
Generell ist festzustellen, dass das Projekt zur
Wohnraumvermittlung sehr erfolgreich lauft. Zu-
dem wirde die Direktanmietung fur Fllchtlinge
einen Eingriff in den Wohnungsmarkt darstellen. -
Soweit die Antwort des Senats!

Prasident Weber: Herr Dr. Buhlert, haben Sie
eine Zusatzfrage? - Bitte sehr!

Abg. Dr. Buhlert (FDP): Frau Senatorin, darf ich
daraus schlie3en, dass Sie trotz der Situation lhre
Haltung nicht neu bewerten und dass Sie auch
nicht nachrangig Wohnungen selbst anmieten
wollen?

Prasident Weber: Bitte, Frau Senatorin!

Senatorin Stahmann: Wir werden keine Neube-
wertung vornehmen. Grundsétzlich méchte ich
sagen, zwei Daumen hoch fir die GEWOBA und
die freigemeinnitzigen Wohnungsanbieter! Zwei
Daumen hoch auch fur Haus & Grund Bremen
e. V. und die mir eingerdumte Mdglichkeit, auf der
Mitgliederversammlung zu sprechen! Dort durfte
ich bei Vermietern fur die Vermittlung bezie-
hungsweise Vermietung an Flichtlinge werben.
Wir haben auch die Frage erortert, ob die Stadt-
gemeinde Bremen das Vermieterrisiko auf sich
nehmen solle. In den Neunziger Jahren hatten wir
damit schlechte - teure - Erfahrungen gemacht,
die ich nicht noch einmal machen mdchte. Wir
machen deutlich bessere Erfahrungen, auch bei
der Integration, wenn die Fluchtlinge direkt mit
einem Vermieter einen Mietvertrag abschliel3en.
Das ist nach drei Jahren eine Kurzbilanz, die ich
hier im Parlament vortragen kann. Deswegen
empfehle ich nicht, dass wir als Stadt das Vermie-
terrisiko bernehmen.

Prasident Weber: Frau Senatorin, eine weitere
Zusatzfrage hat der Abgeordnete Schéfer. - Bitte
sehr!

Abg. Schafer (ALFA): Frau Senatorin, ist Ihnen
bekannt, dass Anfang dieses Jahres ein unbeglei-

teter minderjahriger Auslander bei dem Versuch,
auf dem Holzkohlegrill in seinem Zimmer etwas zu
erhitzen, ums Leben gekommen ist? Hintergrund
ist offensichtlich, dass seine Stromrechnung nicht
bezahlt worden war. Dieser unbegleitete minder-
jahrige Auslander stand Gbrigens unter der Obhut
des Jugendamtes.

Prasident Weber: Bitte, Frau Senatorin!

Senatorin Stahmann: Herr Abgeordneter Scha-
fer, diesen Fall haben wir in der Sozialdeputation
ausfuhrlich miteinander besprochen. Wir haben
auch seitens des Jugendamtes diesen Fall be-
trachtet. Ich selbst bin mit Mitarbeitern des Ju-
gendamtes und des Jugendhilfetragers zusam-
mengekommen, um uns gemeinsam diese Ange-
legenheit anzuschauen. Das hat aber nichts mit
dieser Anfrage zu tun.

Prasident Weber: Herr Kollege, haben Sie eine
weitere Zusatzfrage? - Bitte sehr!

Abg. Schafer (ALFA): Wirden Sie mir zustim-
men, wenn ich sage, dieser junge Mann ware
wahrscheinlich noch am Leben, wenn seine Miete
und die Nebenkosten direkt bezahlt worden wéa-
ren?

Prasident Weber: Bitte, Frau Senatorin!

Senatorin Stahmann: Nein, das kann man so
nicht sagen.

Prasident Weber: Haben Sie eine weitere Zu-
satzfrage? - Bitte sehr!

Abg Schafer (ALFA): Wir hatten in Bremen den
Fall Kevin, der schwere Missstande in den Verfah-
ren der Jugendhilfe offenbart hat. Die Stadt Bre-
men hat richtig reagiert und in der Folge Verfah-
renséanderungen durchgefuhrt, die dafir Sorge
tragen, dass ein tragischer Fall wie der Fall Kevin
nicht mehr vorkommt. Sind Sie nicht auch der
Auffassung, dass ein unbegleiteter minderjahriger
Auslander, der, wenn man es richtig betrachtet,
offensichtlich aufgrund von Verfahrensfehlern ums
Leben gekommen ist, es verdient hatte, dass wir
schauen, ob wir die Verfahren, die wir hier an-
wenden, andern, um sicherzustellen, dass solche
tragischen Falle nicht mehr vorkommen?

Prasident Weber: Bitte, Frau Senatorin!

Senatorin Stahmann: Herr Abgeordneter Scha-
fer, Sie stellen Zusammenhénge her, die man so
nicht herstellen kann. Man kann naturlich alles auf
der Welt in Zusammenhénge stellen, aber zu die-
sem Fall sage ich lhnen definitiv, dass man das
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eine nicht mit dem anderen in Verbindung bringen
kann.

(Beifall SPD, Biindnis 90/Die Griinen)

Ich bin seit funf Jahren Sozialsenatorin und
schaue auch zu meiner Vorgéangerin, Ingelore
Rosenkotter. Herr Abgeordneter Schéfer, glauben
Sie mir, dass wir beide uns intensiv damit befasst
haben, was der Untersuchungsausschuss uns
aufgegeben hat, auch in Sachen Umorganisation
des Jugendamtes. Wir in Bremen haben eine
groRe Aufgabe zu bewdltigen bei der Unterbrin-
gung, Begleitung und Integration von
2 600 Jugendlichen, die allein im vergangenen
Jahr unbegleitet zu uns gekommen sind. Ich habe
mich auch im Gesprach mit den Tragern verge-
wissert, dass das keine ,LeichtfuRe" sind. Nicht
nur das Jugendamt, sondern auch die Trager
nehmen die Aufgabe des Jugendschutzes ernst.

Sehen Sie es mir nach, Sie sind nicht Mitglied der
Sozialdeputation! Ich trage jetzt nicht die entspre-
chenden Fakten vor. Der Zusammenhang aber,
den Sie herzustellen versuchen, besteht nicht. Ich
kann lhre Position in keiner Art und Weise teilen.

Prasident Weber: Herr Abgeordneter Schéfer,
haben Sie eine weitere Zusatzfrage? - Bitte sehr!

Abg. Schafer (ALFA): Ist lhnen denn bekannt,
dass die Gesamtsumme der Gelder, die von
Flichtlingen an ihre Schlepper und ihre Familien
in der Dritten Welt aus der EU Uberwiesen wer-
den, die Gesamtsumme der Entwicklungshilfe um
das Dreifache Ubersteigt, und sind Sie nicht auch
der Auffassung, dass die Gelder, die wir einset-
zen, fur die Zwecke verwendet werden sollten, fur
die sie bewilligt wurden, namlich zum Beispiel fur
die Sicherstellung von Wohnraum?

Prasident Weber: Bitte, Frau Senatorin!

Senatorin Stahmann: Herr Abgeordneter Sché-
fer, ich bin generell der Meinung, dass Kriege
verboten werden sollten, die Menschen Uberhaupt
dazu zwingen zu fliehen.

(Beifall SPD, Bundnis 90/Die Griinen)

Prasident Weber: Herr Kollege, haben Sie eine
weitere Zusatzfrage? - Bitte sehr!

(Abg. Schafer [ALFA]: Ich hatte noch ganz viele,
aber ich glaube, das macht wenig Sinn, vielen
Dank! - Senatorin Stahmann: Ich hatte auch ganz
viele Antworten fir Sie!)

Eine weitere Zusatzfrage der Abgeordneten Frau
Neumeyer! - Bitte!

Abg. Frau Neumeyer (CDU): Frau Senatorin, die
CDU hat sich bereits im Méarz letzten Jahres mit
ahnlichen Fragen hier in der Fragestunde be-
schéftigt. Damals waren Sie ja krank, und der
Bausenator hat die Fragen fur Sie beantwortet. Er
konnte mir damals nicht beantworten, wie viele
Stellen zusétzlich bereitgestellt werden. Sie spra-
chen jetzt von funf zusatzlichen Stellen bei den
Wohnraumvermittlern. Damals war die Situation
so, dass die Wohnraumvermittler nicht damit
nachkamen, die privaten Wohnungen zu sichten
und zu prifen, ob sie geeignet sind. Ist das heute
der Fall, oder dauert es immer noch mehrere Mo-
nate, bis eine Wohnung gesichtet wird?

Prasident Weber: Bitte, Frau Senatorin!

Senatorin Stahmann: Nein, es geht deutlich
schneller, Frau Neumeyer, das freut mich. Wir
wurden von unserem eigenen Erfolg Uberrannt.
Haus & Grund hat auch Flugblatter in seinen
Zweigstellen in Bremerhaven und Bremen ausge-
legt, und wir sind froh, dass wir jetzt schneller
sind. Gleichwohl sind wir mit dem Trager auch im
Dialog, wenn Anpassungen notwendig sind. Un-
ser Ziel ist, zuerst in den Wohnraum zu vermitteln
und dann weitere MaRnahmen zu ergreifen, das
haben wir im Blick.

Prasident Weber: Frau Kollegin Neumeyer, eine
weitere Zusatzfrage? - Bitte sehr!

Abg. Frau Neumeyer (CDU): Frau Senatorin, Sie
sprachen ja auch davon - das war auch damals
eine Antwort -, dass die o6ffentlichen Wohnungs-
baugesellschaften Wohnungen zur Verfigung
stellen. Sind Sie der Meinung, dass die Wohnun-
gen, die von den offentlichen Wohnungsbauge-
sellschaften zur Verfligung gestellt werden, aus-
reichen, oder sind Sie der Meinung, dass man es
eventuell auch den privaten Vermietern schmack-
hafter machen musste, Wohnraum zur Verfigung
zu stellen?

Prasident Weber: Bitte, Frau Senatorin!

Senatorin Stahmann: Nachdem Haus & Grund in
seiner Mitgliederzeitung dreimal ausfihrlich tber
dieses Thema berichtet hat, ich selbst auf der
Vollversammlung gewesen bin und Haus & Grund
diese Flugblatter fur interessierte Vermieterinnen
und Vermieter gedruckt hat, habe ich die Erfah-
rung gemacht, dass das Vermittlungsgeschéaft
ganz stark zugenommen hat. Dafiir erst einmal
ein herzliches Dankeschon!

(Beifall SPD, Bundnis 90/Die Griinen)

Ich freue mich, dass der Senat weiteren Woh-
nungsbau beschlossen hat, dass das umgesetzt



Stadtbirgerschaft 456

10. Sitzung/15.03.16

wird, und ich glaube, darauf kommt es in den
nachsten Monaten und Jahren auch an, dass wir
genug Wohnungen in Bremen haben.

Prasident Weber: Frau Kollegin, eine weitere
Zusatzfrage? - Bitte sehr!

Abg. Frau Neumeyer (CDU): Frau Senatorin, Sie
haben eben bereits gesagt, dass sie ,Daumen
hoch* fir die Wohnungsbaugesellschaften ma-
chen. Kénnen Sie mir sagen, wie viele Wohnun-
gen die GEWOBA bisher fiur Fliichtlinge neu ge-
baut hat?

Prasident Weber: Bitte, Frau Senatorin!

Senatorin Stahmann: Nein, das kann ich aus
dem Kopf nicht sagen, das musste ich nachfra-
gen. Ich weild es nicht, Frau Neumeyer, aber ich
liefere es lhnen gern nach.

Prasident Weber: Frau Kollegin, eine weitere
Zusatzfrage? - Bitte sehr!

Abg. Frau Neumeyer (CDU): Kdnnte es sein,
dass die GEWOBA bisher, im vergangenen Jahr,
keine neuen Wohnungen fur Fluchtlinge gebaut
hat?

Prasident Weber: Bitte, Frau Senatorin!

Senatorin Stahmann: Ich weil3, dass jetzt an der
Marcuskaje das Vermietungsgeschaft begonnen
hat und dort auch Fliichtlinge einziehen. Deswe-
gen wirde ich das so nicht unterschreiben. Die
GEWOBA ist die Wohnungsbaugesellschaft, die
uns am meisten Wohnraum fir Flichtlinge zur
Verfugung gestellt hat.

(Beifall SPD, Bundnis 90/Die Griinen)

Prasident Weber: Frau Kollegin, eine weitere
Zusatzfrage? - Bitte sehr!

Abg. Frau Neumeyer (CDU): Frau Senatorin,
wirden Sie mir die genauen Zahlen nachliefern
kénnen?

Senatorin Stahmann: Ja, ich versuche das ein-
mal. Ich habe ja gesagt, wir haben keine Strichlis-
ten gefuhrt, deswegen ist es schwierig, aber das
zum Vermietungsgeschaft bekommen wir wohl
hin, sage ich jetzt einmal.

Prasident Weber: Frau Kollegin, eine weitere
Zusatzfrage des Abgeordneten Dr. Buhlert! - Bitte
sehr!

Abg. Dr. Buhlert (FDP): Frau Senatorin, sind Sie
mit mir einer Meinung, dass es nicht sinnvoll ist,

spezielle Flichtlingswohnungen zu bauen, son-
dern sinnvoll ist, normale Wohnungen bereitzu-
stellen,

(Beifall FDP, SPD, Blindnis 90/Die Griinen)

in denen auch Flichtlinge wohnen und die fir
diese Gruppe zu mieten sind?

Prasident Weber: Bitte, Frau Senatorin!

Senatorin Stahmann: Entschiedenes Kopfni-
cken, Herr Dr. Buhlert! Ja!

Prasident Weber: Weitere Zusatzfragen liegen
nicht vor.

Die achte Anfrage steht unter dem Betreff ,, Schu-
lungen fur Beirate*. Die Anfrage ist unterschrie-
ben von den Abgeordneten Erlanson, Tuncel,
Frau Vogt und Fraktion DIE LINKE.

Bitte, Herr Kollege Erlanson!

Abg. Erlanson (DIE LINKE): Wir fragen den Se-
nat:

Erstens: Welche Grinde liegen vor, dass die
Schulungen fur Beirate, die im Herbst letzten Jah-
res durchgefuhrt werden sollten, noch nicht statt-
gefunden haben?

Zweitens: Wann sollen diese noch nicht stattge-
fundenen Schulungen fir Beirate nachgeholt wer-
den?

Prasident Weber: Die Anfrage wird beantwortet
von Herrn Staatsrat Dr. Joachim.

Staatsrat Dr. Joachim: Herr Prasident, meine
Damen und Herren! Fir den Senat beantworte ich
die Anfrage wie folgt:

Zum 1. Marz dieses Jahres ist eine langere Va-
kanz der Leitung des Referates ,Angelegenheiten
des Stadtteilmanagements, der Beirate und der
Ortsdmter” in der Senatskanzlei beendet worden.
Aufgrund dieser Vakanz und sonstiger zwingend
zu erledigender Aufgaben sind die Seminare bis-
her nicht organisiert worden.

Die Schulungen werden nun konzipiert und kurz-
fristig mit Terminen versehen. - Soweit die Ant-
wort des Senats!

Prasident Weber: Herr Kollege Erlanson, haben
Sie eine Zusatzfrage? - Bitte sehr!
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Abg. Erlanson (DIE LINKE): Bedeutet das jetzt,
dass Sie erst konzipieren mussen, und dann ha-
ben Sie auch Termine?

Prasident Weber: Bitte, Herr Staatsrat!

Staatsrat Dr. Joachim: Das bedeutet auf jeden
Fall, dass wir das Ziel haben, noch vor der Som-
merpause zu zwei Themen entsprechende Schu-
lungsangebote zu machen. Wir haben dabei als
ersten Block das Thema ,Grundsétze des Beiré-
tegesetzes" sowie insbesondere bauplanerische
und baurechtliche Fragen im Blick.

Prasident Weber: Herr Kollege Erlanson, haben
Sie eine weitere Zusatzfrage? - Bitte sehr!

Abg. Erlanson (DIE LINKE): Wieso hat das so
lang gedauert? Sie haben gesagt, Sie haben Va-
kanzen im Bereich gehabt, aber ich meine, das
sind so Dinge, die auch nicht einfach vom Himmel
fallen, und dann sitzt man da und denkt: Was ist
jetzt passiert? Ich meine, das ist monatelang be-
kannt, dass eine Vakanz besteht, aber eine Va-
kanz kann doch nicht dazu fuhren, dass im Grun-
de genommen lhre ganze Behdrde lahmgelegt ist
und keine Schulungen organisieren kann. Das
finde ich ein bisschen merkwuirdig.

Prasident Weber: Bitte, Herr Staatsrat!

Staatsrat Dr. Joachim: Die ganze Behorde war
auch nicht lahmgelegt. Die Vakanz war absehbar.
Es hat zuerst die Uberlegung einer internen Be-
setzung gegeben, die sich dann zerschlagen hat.
Dann befinden wir uns in Zeiten der Haushalts-
sperre, in denen entsprechende Ausschreibungen
auch einem bestimmten Prozedere unterliegen.
Darliber hinaus weise ich darauf hin, dass das
Referat mit einem Referatsleiter und einem Sach-
bearbeiter besetzt ist und, wie in der Antwort des
Senats ausgefihrt, dort auch einige Themen ins-
besondere im Zusammenhang mit der Flicht-
lingsunterbringung und der entsprechenden Beira-
tebefassung zu erledigen waren.

Prasident Weber: Herr Kollege Erlanson, haben
Sie eine weitere Zusatzfrage?

(Abg. Erlanson [DIE LINKE]: Nein, danke!)

Weitere Zusatzfragen liegen nicht vor

Die neunte Anfrage tragt die Uberschrift , Arbeit
der Kontaktpolizisten (KOP) bei der Polizei
Bremen*“. Die Anfrage ist unterschrieben von den
Abgeordneten Hinners, Frau Neumeyer, Rowe-
kamp und Fraktion der CDU.

Bitte, Herr Kollege Hinners!

Abg. Hinners (CDU): Wir fragen den Senat:

Wie bewertet der Senat die Arbeit der KOP bei
der Polizei Bremen?

Wie viele KOP-Stellen gibt es bei der Polizei Bre-
men, und wie viele sind davon aktuell besetzt?

In welchen Stadtteilen gibt es aktuell keine KOP?

Prasident Weber: Die Anfrage wird beantwortet
von Staatsrat Ehmke.

Staatsrat Ehmke: Herr Prasident, meine sehr
geehrten Damen und Herren, Herr Abgeordneter
Hinners! Fir den Senat beantworte ich die Anfra-
ge wie folgt:

Zu Fragel: Das Betatigungsfeld eines Kontaktpo-
lizisten beinhaltet unter anderem wichtige Praven-
tions- und Netzwerkarbeit und ist somit ein bedeu-
tender Baustein birgernaher Polizeiarbeit.

Zu Frage 2: Bei der Schutzpolizei sind insgesamt
94 KOP-Stellen eingerichtet. Neun dieser Stellen
sind zurzeit unbesetzt. Zusatzlich sind 16 Funkti-
onsstellen der stellvertretenden Revierleiter als
Abschnittsleiter Kontaktdienst ausgewiesen und
ebenfalls mit KOP-Aufgaben hinterlegt. Diese
Stellen sind derzeit alle besetzt.

Zu Frage 3: In allen Polizeirevieren sind Kontakt-
polizisten vorhanden. Am Revier Walle sind aktu-
ell zwei KOP-Stellen unbesetzt. An den Revieren
Steintor, Hemelingen, Horn, Vahr, Neustadt, Blu-
menthal und Vegesack ist jeweils eine Stelle va-
kant. - Soweit die Antwort des Senats!

Prasident Weber: Herr Kollege Hinners, haben
Sie eine Zusatzfrage? - Bitte sehr!

Abg. Hinners (CDU): Herr Staatsrat, beabsichtigt
der Senator fur Inneres beziehungsweise die Poli-
zei, diese Stellen auszuschreiben und in Kurze
wieder zu besetzen?

Prasident Weber: Bitte, Herr Staatsrat!

Staatsrat Ehmke: Der Senator fir Inneres bezie-
hungsweise die Polizei Bremen beabsichtigen,
jedenfalls dem Grunde nach, gegenwartig keine
dieser Stellen dauerhaft zu streichen, sondern die
Stellen sind temporar frei gehalten. Ich kann
Ihnen aber an dieser Stelle nicht zusagen, dass
all diese Stellen kurzfristig nachbesetzt werden.
Sie werden es morgen in der Aktuellen Stunde ja
auch noch einmal ausfihrlicher besprechen, aber
ich kann Ihnen nicht einmal zusagen, dass in den
nachsten zwei Jahren immer und sofort jede frei
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werdende KOP-Stelle unmittelbar nachbesetzt
wird.

Wir haben bei der Polizei Bremen absehbar eine
Unterdeckung von 70 Stellen, und Sie wissen
selbst, wie sehr die Belastung im Bereich der
Schutzpolizei, im Bereich der Einsatzdienste, bei
der Bereitschaftspolizei rund um den Bahnhof im
Moment vorhanden ist. Die Prioritat bei der Polizei
muss der 110-Prozess und muss die auskémmli-
che Ausstattung des Einsatzdienstes haben, und
das kann dazu fuhren, dass temporéar, auch wenn
das eine Belastung fur den einzelnen Stadtteil ist,
eine dieser KOP-Stellen flr eine gewisse Zeit
unbesetzt bleibt. Ich will Thnen insofern nichts
versprechen, und wir treffen uns dann in den
nachsten Birgerschaftssitzungen wegen jeder
KOP-Stelle wieder, und Sie sagen, ich hatte et-
was gesagt, und fragen, wann es so weit sei.

Der Polizeiprésident hat es ja offentlich angekin-
digt, die Entscheidung, welche Aufgaben bei der
Polizei Bremen in den nachsten 18 Monaten -
dem erkennbaren Zeitraum dieser Personalunter-
deckung - entweder frei gehalten werden mussen
oder durch Angestellte - das sind sicherlich keine
KOP-Stellen - besetzt werden kdnnen, ist noch
nicht getroffen. Wir werden morgen in der Aktuel-
len Stunde vielleicht erste Hinweise darauf be-
kommen, aber darlber hinaus rechne ich damit,
dass wir im April/Mai in dieser Frage zu konkrete-
ren Entscheidungen kommen.

Prasident Weber: Herr Kollege Hinners, haben
Sie eine weitere Zusatzfrage? - Bitte sehr!

Abg. Hinners (CDU): Herr Staatsrat, ich habe Sie
so vernommen, dass der Senat der Arbeit der
KOP hohe Prioritéat beimesse. Ich habe Sie aber
weiterhin so verstanden, dass Sie bei der Aus-
wahl und der Besetzung der Polizeistellen von
dieser Prioritat abweichen. Ist das richtig?

Prasident Weber: Bitte, Herr Staatsrat!

Staatsrat Ehmke: Nein, das ist falsch. Die Arbeit
der Kontaktpolizisten ist dem Grunde nach eine
wichtige Aufgabe. Deshalb streichen wir diese
Aufgabe auch nicht aus dem Geschéftsvertei-
lungsplan der Polizei, sondern wir wollen sie dau-
erhaft erfillen und die Stellen dauerhaft besetzen,
aber - auch das habe ich gesagt - noch hdhere
Prioritdt haben die Aufrechterhaltung des 110-
Prozesses und die Einsatzfahigkeit der Bereit-
schaftspolizei.

Sie wissen doch, dass wir im Moment aus der
Bereitschaftspolizei nicht grenzenlos Leute abzie-
hen kénnen, um sie in die Schutzpolizei nachzu-
steuern. Sie wissen auch, wie hoch die Einsatzbe-

lastung im 110-Prozess ist. Da wir dort im Mo-
ment keine Reserven haben, konnen wir auch
nicht in Richtung KOP-Stellen umsteuern. Ich
betone, die Arbeit der Kontaktpolizisten hat hohe
Prioritat, aber es gibt innerhalb der Polizei Berei-
che, die noch hoéhere Prioritdt haben. Deshalb
kann es sein, dass einzelne KOP-Stellen nicht
unmittelbar nachbesetzt werden.

Prasident Weber: Herr Kollege Hinners, haben
Sie eine weitere Zusatzfrage? - Bitte sehr!

Abg. Hinners (CDU): Es ist allerdings so, dass in
Richtung Peripherie der Stadt die Polizeidichte
stark abnimmt. Die KOP kénnen dies, zumindest
tagsiiber, ausgleichen, indem sie als Ansprech-
partner fungieren und sozusagen das Ohr an der
dortigen Bevolkerung haben. In Lissum ist die
Stelle des KOP seit Mitte 2015 nicht besetzt. In
Seehausen wird durch Pensionierung die Stelle
noch in diesem Jahr frei. Das ist gerade in dem
Bereich - ich komme auf Lissum zurlick - ein
problematischer Stadtteil. Andert es etwas an der
Prioritdteneinschatzung des Senators fir Inneres,
wenn er weil3, dass in einem Stadtteil besondere
Probleme bestehen, die in anderen Stadtteilen
nicht bestehen, oder ist das dem Senator fir Inne-
res letztlich egal?

Prasident Weber: Bitte, Herr Staatsrat!

Staatsrat Ehmke: Nein, Herr Abgeordneter. Auch
dieser Aspekt wird eine Rolle spielen. Zum einen
habe ich darauf hingewiesen, dass es in der Stadt
keine Polizeirevierbereiche gibt, in denen wir kei-
ne KOP-Stellen hatten. Wir verzeichnen in den
Polizeirevierbereichen - mit Ausnahme von Walle,
wo es zwei Vakanzen sind - jeweils eine Vakanz.
Die Kolleginnen und Kollegen sind mdoglicher-
weise in einzelnen Stadtgebieten nicht in der
Dichte vorhanden, wie es winschenswert ware;
aber wir haben immer noch und Uberall Kontakt-
polizisten. Ich habe bereits darauf hingewiesen,
dass insgesamt 110 diesbeziigliche Stellen bei
der Polizei Bremen eingerichtet sind. Neun sind
vakant. Es ist also nicht so, dass wir keinen einzi-
gen Kontaktpolizisten mehr in Bremen hatten.

Wenn allerdings Vakanzen dauerhaft auftreten
und weitere hinzukommen, was ich, wie gesagt,
fur die nachsten 18 Monate nicht vollstandig aus-
schlieRen kann, dann wird auch dartiber zu spre-
chen sein, inwieweit es zu Umsetzungen bezie-
hungsweise zu einzelnen Nachbesetzungen au-
Rerhalb der Reihe kommen kann. Man wird sich
jede einzelne Stelle genau anschauen miussen,
auch unter den Gesichtspunkten der Kriminali-
tatsbelastung vor Ort, der Einsatzbelastung und
des sozialen Umfelds im jeweiligen Stadtteil.
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Prasident Weber: Herr Staatsrat, eine weitere
Zusatzfrage stellt der Abgeordnete Bensch. - Bit-
te, Herr Kollege!

Abg. Bensch (CDU): Herr Staatsrat, ist Ihnen
bekannt, dass der Beirat Blumenthal gestern
Abend einstimmig die sofortige Wiederbesetzung
der vakanten KOP-Stelle in Bremen-Lissum ge-
fordert hat?

Prasident Weber: Bitte, Herr Staatsrat!

Staatsrat Ehmke: Herr Abgeordneter, das hat
mich noch nicht erreicht, wird mich aber sicherlich
erreichen. Mir liegen aus fast allen Beiratsgebie-
ten, in denen im Moment KOP-Stellen vakant
sind, in der Regel einstimmige Beschlisse vor, in
denen die umgehende, prioritare Nachbesetzung
der jeweiligen KOP-Stelle gefordert wird. Ich ver-
stehe dieses Anliegen, weil die Kontaktpolizisten
nicht nur fir die Stadtteil-, sondern auch fir die
Ortspolitik als Ansprechpartner der Beirate eine
sehr wichtige Funktion haben. Diese Beschlisse
l[6sen aber das Problem der 70 Unterdeckungen
bei der Polizei nicht.

Wir missen im Moment die Priorittensetzung,
wie von mir erlutert, vornehmen. Der Senat hat
in seiner jungsten Sitzung mit einem Beschluss zu
einer erheblichen Zahl an Einstellungen reagiert;
bereits im vergangenen Jahr hatte er erhebliche
Einstellungen beschlossen. Es ist absehbar, wann
die groRen Ausbildungsjahrgange in den Polizei-
dienst eintreten und sich die Situation entspannt.
Im Moment ist die Situation bei der Polizei so,
dass wir weniger Kolleginnen und Kollegen ha-
ben, als wir fiur die Aufgabenwahrnehmung brau-
chen, und dass aus der Flichtlingssituation im-
mense zusatzliche Lasten fir die Polizei resultie-
ren. Dies zwingt uns dazu, die Entscheidung zu
treffen, bestimmte Stellen vor anderen Stellen
nachzubesetzen.

Prasident Weber: Herr Kollege Bensch, haben
Sie eine weitere Zusatzfrage? - Bitte sehr!

Abg. Bensch (CDU): Ich hatte dann gefragt, wel-
che Bedeutung Sie solchen Beiratsbeschliissen
beimessen; das haben Sie schon beantwortet.
Daher ist meine Frage: Spielt bei der Priorisierung
- auch dieses Wort haben Sie angesichts der per-
sonellen Lage oft benutzt - auch eine Rolle, wel-
che Sozialindikatoren die Ortsteile haben, in de-
nen die KOP-Stellen nicht besetzt sind? Klammer
auf: Sie sollten schon wissen, dass Lussum-
Bockhorn nicht gerade gut dasteht, was die Sozia-
lindikatoren angeht. Klammer zu! Spielt das also
eine Rolle?

Prasident Weber: Bitte, Herr Staatsrat!

Staatsrat Ehmke: Herr Abgeordneter, ich habe
gerade darauf hingewiesen, dass diese Faktoren
ebenfalls eine Rolle spielen. Ich will noch einmal
deutlich sagen, dass ich groRBes Verstandnis fur
diese Beiratsbeschliisse habe und sie auch nach-
vollziehen kann. Wir nehmen das Anliegen ernst.
Wir sind auch bereit, den Beiraten regelmaRig
Uber die Entwicklung zu berichten. Aber diese
Beiratsbeschlisse andern nichts an dem objekti-
ven Problem, das wir haben. Das ist im Moment
einfach so.

Jeder, der die Situation auf dem Bahnhofsvorplatz
kennt, weild3 auch, dass wir dort im Moment eine
erhebliche Polizeiprasenz haben. Allein
60 Polizeibeamte sind im Einsatz, um die Sicher-
heit rund um den Bahnhofsvorplatz zu gewahrleis-
ten.

Unsere MalBnahmen zeigen Erfolge, wie wir an
den Zahlen der Kriminalitdtsentwicklung am Wo-
chenende rund um den Bahnhof sehen kdnnen,
aber diese MaRnahmen sind sehr personalinten-
siv, das heif3t, sie binden Krafte. Wir kdnnen diese
MaRnahmen nicht einfach abbrechen, sondern wir
mussen sie im Moment in dieser Intensitat durch-
fahren.

Prasident Weber: Weitere Zusatzfragen liegen
nicht vor.

Mit Beantwortung dieser Frage ist die Fragestun-
de beendet.

Aktuelle Stunde

Fur die Aktuelle Stunde liegen zwei Themen vor,
und zwar erstens, auf Antrag der Abgeordneten
Frau Kohlrausch, Dr. Buhlert, Frau Steiner und
Fraktion der FDP das Thema ,Erfassung, Betreu-
ung und Beschulung von geflichteten Kindern
und Jugendlichen: Jetzt behdérdenibergreifend
handeln statt streiten!“, und zweitens, auf Antrag
der Abgeordneten Erlanson, Tuncel, Frau Vogt
und Fraktion DIE LINKE das Thema ,Menschen
vor Profite - Energiesperren endlich stoppen®.

Dazu als Vertreter des Senats Frau Senatorin
Dr. Bogedan.

Wir beginnen mit dem ersten Thema:
Erfassung, Betreuung und Beschulung von
geflichteten Kindern und Jugendlichen: Jetzt

behdrdentbergreifend handeln statt streiten!

Als erster Redner hat das Wort der Abgeordnete
Dr. Buhlert.
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Abg. Dr. Buhlert (FDP): Sehr geehrter Herr Pra-
sident, meine Damen und Herren! Etliche Men-
schen bei uns im Land sind bewegt durch das,
was passiert: Menschen, die verfolgt werden,
flichten und kommen zu uns, um Asyl zu finden.
Die einen haben Mitleid und wollen, dass geholfen
wird, die anderen haben Angst. Wozu Angst man-
che Leute treibt, haben wir bei den Wahlen am
Wochenende gesehen. Wer in dieser Situation
nicht verantwortlich handelt und nicht mithilft, dass
die Grinde fur die Angst beseitigt werden, der
macht sich mitschuldig an Entwicklungen, die wir
schon sehen kénnen.

Wir wollen, dass mit Menschen menschlich um-
gegangen wird. Wir wollen nicht nur Mitleid mit
Flichtlingen haben, sondern wir wollen auch,
dass ihnen geholfen wird. Wir sind ganz und gar
bei Frau Senatorin Dr. Bogedan, die am 11. Mérz
2016 der Presse sagte: ,Jeder Tag, an dem die
Kinder und Jugendlichen von Gefliichteten nicht
an Sprachférderung und Bildung teilhaben kon-
nen, ist ein verschenkter.“ Recht hat Sie!

(Beifall FDP)

Wenn dem so ist, dann missen wir daftir sorgen,
dass eben keine weiteren Tage verschenkt wer-
den. Mitte Februar waren 622 unbeschulte min-
derjahrige Flichtlinge bekannt. Von diesen waren
231 beim Einwohnermeldeamt registriert. 72 die-
ser Registrierten wurde einen Schulplatz zuge-
wiesen. Knapp 400 waren noch nicht registriert,
550 waren ohne Schulplatz.

Eine weitere Zahlung des Sozialressorts im Marz
dieses Jahres hat ergeben, dass in den Uber-
gangswohnheimen und Zelten knapp 600 Jugend-
liche keinen Schulplatz im allgemeinbildenden
Bereich haben. Nur 373 sind registriert. Von die-
sen wiederum sind an dem mir bekannten Stich-
tag nur 128 einer Schule zugeteilt gewesen. 209
sind nicht gemeldet.

Das heif3t also, auch da Uber 200 nicht Gemelde-
te! Teilweise waren sie in Hausbeschulungen,
aber - auch das haben wir hier schon erlebt - die
klare Aussage von Frau Bogedan: Ich brauche ja
wenigstens einen Namen und eine Adresse, um
sie beschulen zu kénnen!

Was haben wir dann in der Presse erlebt? Eine
Brieffeindschaft, wie die Presse es nannte, zwi-
schen den beiden Senatorinnen, die jetzt eng
zusammengeruckt sind, um darzustellen, dass die
Presse da anscheinend irgendwie falsche Briefe
zitiert hat.

(Senatorin  Stahmann: Wir kdnnen auch Kku-
scheln!)

Ich kann nur wahrnehmen, dass dort eine Ausei-
nandersetzung stattgefunden hat, die per Brief
ausgetragen wurde, wohingegen ich mir in einem
Senat, der zusammenarbeitet, vielleicht nicht Brie-
fe, sondern Telefonanrufe und eine Krisensitzung,
wie es eigentlich geschafft werden soll, ge-
wlnscht hatte. Uns hat dieser Zustand umgetrie-
ben, dass viel zu viele Jugendliche ohne Beschu-
lung sind und immer noch Tage verloren gehen.
Das wollen wir uns nicht ansehen, und das kén-
nen wir uns nicht langer ansehen, denn wir wollen
Integration, wir wollen, dass die Menschen hier
ankommen, und das heil3t, sie missen die Spra-
che lernen und beschult werden.

(Beifall FDP)

Natdrlich ist es richtig zu sagen, der Bund hat bei
der Registrierung seine Hausaufgaben nicht ge-
macht. Naturlich ist es richtig, darauf zu verwei-
sen, dass auch wir gern mehr Geld vom Bund fir
diese Aufgaben haben mdchten. Das kann aber
keine Ausrede daflir sein, hier zu lang zuzuwar-
ten.

Ich habe wahrgenommen, es soll 20 Vorkurse mit
je zehn Stunden in der Woche geben, in denen
320 Jugendliche beschult werden. Das ist zu we-

nig!
(Beifall DIE LINKE)

Wenn es denn nach dem August mehr wird und
20 Stunden umfasst, mag das schon in die richti-
ge Richtung gehen, aber es sind weiter viele ver-
schenkte Tage, und naturlich kénnen Sie sagen,
Sie brauchten dafir ausreichend Lehrkréfte - na-
turlich haben Sie recht, wenn Sie das sagen -,
aber wir haben lhnen als Opposition keine Steine
in den Weg gelegt, wenn es darum ging, zuséatzli-
che Stellen fur Fluchtlinge zu schaffen. Wir haben
diskutiert, was davon befristet werden muss und
was nicht, aber wir haben gesagt, wir brauchen
sie. Das ist ja fast so wie bei den Zelten flr den
Winter, die im Frihling geliefert werden, wenn sie
nicht mehr gebraucht werden. So geht es nicht!

(Beifall FDP, DIE LINKE)

Wenn ich dartber hinaus noch hére, dass es An-
gebote von Privatschulen gibt - auch das muss ich
hier sagen -, die nicht angenommen werden, weil
man es denen nicht zutrauen mag, weil man es
ihnen nicht zutraut, weil man ihre Werte flr falsch
halt, dann kann ich nur sagen, der Senat hat die
Zeichen der Zeit nicht verstanden, beziehungs-
weise hat nicht der Senat sie nicht verstanden,
sondern die SPD-Fraktion, die dies verhindern
wollte.
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(Beifall FDP, CDU)

Ich kann nur sagen, es ist gut, dass jetzt auf die-
ses Angebot eingegangen wird, denn - ich komme
zuriick auf das Zitat - jeder Tag ohne Schule ist
ein verlorener Tag. Es darf nicht mehr viele davon
geben. Es kommt auch nicht darauf an, jetzt das
Richtige zu wollen, es kommt darauf an, endlich
das Richtige zu tun!

(Beifall FDP)

Prasident Weber: Als nachste Rednerin hat das
Wort die Abgeordnete Frau Gronert.

Abg. Frau Gronert (CDU)": Herr Prasident, sehr
geehrte Damen und Herren! Im Januar gab Herr
Kehlenbeck im Jugendhilfeausschuss einen sehr
optimistischen Beitrag zum Stand der Beschu-
lungssituation von Flichtlingen. Er sagte, es klap-
pe in der Regel gut, die Kinder und Jugendlichen
in die Schulen einzugliedern. Alles im Griff, konnte
man denken, denn an den allgemeinbildenden
Schulen wirden gerade einmal 30 Kinder auf
einen Platz im Vorkurs warten, bei den Jugendli-
chen ab 16 Jahren wéren es circa 60 bis 100, die
allerdings auch alle bald mit einem Platz versorgt
sein sollten. Das System werde laufend ausge-
baut, und bis zum Sommer werde ein Ausbausys-
tem stehen, das im wahrsten Sinne des Wortes -
so hat er es gesagt - rundlauft, um alle auch zu-
kinftigen Bedarfe abzudecken.

Diese Sitzung des Jugendhilfeausschusses ist
jetzt ungefahr acht Wochen her, aber inzwischen
ist doch einiges nicht so rundgelaufen, wie es
gedacht war. Leider wurde im Januar nicht deut-
lich, dass Herr Kehlenbeck lediglich von den Kin-
dern sprach, die bereits mit Namen und Adressen
in der Bildungsbehdrde gemeldet waren. Mindes-
tens die ungefdhr 600 Kinder und Jugendlichen,
die noch nicht mit Namen und Adressen gemeldet
waren, wurden ganz offensichtlich einfach nicht
mitgedacht. Das bestatigte die Bildungssenatorin
im Februar durch Ihren Redebeitrag hier im Par-
lament. Sie sagte: ,Mein Ressort kann aber doch
nur handeln, wenn wir wissen, wen wir beschulen
sollen.”

Kurz darauf wurde endgultig 6ffentlich, was jetzt
alle wissen, namlich dass tUber 600 unbegleitete
Jugendliche und Kinder und Jugendliche aus Fa-
milien nicht geschult werden. Das erweist sich
dann als ein handfester Skandal, der 6ffentlich im
Briefwechsel zwischen den Senatorinnen Stah-
mann und Bogedan gipfelt.

(Beifall CDU)

Heute sieht es ja anders aus.

Ziel der Bildungssenatorin ist es ihrem Brief zufol-
ge, nach Erhalt der Meldung des Namens und des
Wohnsitzes allen moglichst schnell einen Schul-
platz zuzuweisen, aber bislang seien diese Mel-
dungen bei ihr nicht angekommen, wobei man
andererseits ohnehin im Hintertreffen war, denn
selbst die gemeldeten Kinder hatten und haben
noch langst nicht alle einen Schulplatz. Obwohl im
Brief der Bildungssenatorin erst die Rede von
.Schulplatz zuweisen” ist, stellt sie spater fest,
mindestens einen Namen und eine Adresse zu
brauchen, um Kapazitaten fur Vorkurse schaffen
zu kénnen. Will heil3en: Die vielen Hundert Platze
gibt es naturlich noch gar nicht, und man kann
entgegen der eigenen Aussage selbst bei korrek-
ten Meldungen durch die Sozialsenatorin keinen
Platz zuweisen. Wahrend Herr Kehlenbeck im
Jugendhilfeausschuss auch verkindete, man
wisse nattrlich fiir die vorausschauende Planung,
dass 20 Prozent der ankommenden Fliichtlinge im
Schulalter seien - zuziglich der minderjahrigen
unbegleiteten Ausléander -, sagt die Senatorin,
dass man nur mit Namen und Adressen planen
kann. Ich wirde allerdings auch sagen, man kann
vorausschauend planen, wenn man denn will.

Schlimm genug aber, es gibt die Platze nicht, und
selbst wenn morgen alle Kinder und Jugendlichen
mit fester Adresse gemeldet werden, kdnnte man
sie nicht anndhernd angemessen beschulen. Je-
der mag selbst ausrechnen, wie viele neue Vor-
kurse und Raumlichkeiten wir brauchen, um min-
destens 600 Platze zu schaffen. Das wird dauern,
meine Damen und Herren, und die in der letzten
Woche angekindigten SofortmafRnahmen fir
einen Teil der Kinder und Jugendlichen l6sen das
Problem noch lange nicht. Das sind namlich oh-
nehin eher Not- als Sofortmalinahmen mit einer
wochentlichen Stundenzahl, die wie auch andere
MalRnahmen in der letzten Zeit weit hinter der
eines offiziellen Vorkurses zurlckbleiben. Zehn
Stunden sind eben nur zehn und nicht 20, meine
Damen und Herren! Da sollte man sich auch nicht
tduschen lassen, sondern immer nach den wo-
chentlichen Gesamtstunden fragen.

In der Pressemitteilung der Bildungssenatorin
steht allerdings ganz selbstbewusst, dass durch
die SofortmafRnahmen jetzt 320 Betroffene einen
Platz in einem Vorkurs bekommen werden. Das
ist aber nur ein halber Platz! Ich héatte dazu noch
einen Vorschlag: Wenn in den Vorkursen nur
noch finf Stunden in der Woche unterrichtet wiir-
den, dann konnten Sie jetzt Vorkurse fur alle,
namlich fiir 640 Kinder und Jugendliche, anbieten.
Ein wenig Ironie schadet hier hoffentlich nicht.

(Beifall CDU)
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Zu den freien Schulen hat Herr Dr. Buhlert schon
etwas gesagt. Bei dem grol3en Bedarf hatte man
aber diese SofortmalRnahmen ohnehin schon viel,
viel friher auf den Weg bringen muissen, und
zwar unaufgefordert!

(Beifall CDU)

Die Kopfe der Ressorts Bildung und Soziales
waren dafiir allerdings zu lang in den Sand ge-
steckt worden. Beide Seiten haben wohl gehofft,
dass das Gewitter an ihnen voriberzieht, was es
aber nicht getan hat. Wenn man zudem auf politi-
scher Ebene auch noch anfangt, sich wie im
Sandkasten gegenseitig die Schuld an der einge-
stiirzten Burg zuzuschieben, dann denke ich an
Fremdsch&men, meine Damen und Herren!

(Beifall CDU)

Ohne flr die betroffenen Kinder eine Lésung zu
haben, legt man der Blrgerschaft im Januar dann
auch noch seelenruhig die Eckpunkte eines viel-
versprechenden Integrationspapiers vor, in dem
die Zusammenarbeit der Ressorts ganz in rosa
beschrieben wird. Papier - auch so ein Integrati-
onspapier - ist ja so geduldig.

(Beifall CDU)

Wir haben dazu auch noch eine Anfrage in der
morgigen Sitzung des Landtags, aber mussten die
Redner von Rot-Grin und die Senatsvertreter im
Januar, wahrend dieser fir sie so wichtigen De-
batte, denn nicht immer wieder an die riesigen
Licken im System denken, die doch wie Seifen-
blasentraume vor ihren Augen getanzt haben
mussen?

Nun sind die Seifenblasen geplatzt und haben
einige nassgemacht.

Wahrenddessen sitzen aber die betroffenen
Flichtlinge in ihren Unterbringungen und warten.
Einige warten schon so lange, dass sie sich nicht
mehr recht zu helfen wissen. Sie schreiben einen
Brief an die Bremer Politik, den jemand fiur sie
Ubersetzt hat und aus dem ich ein paar Auszlge
vorlesen moéchte, obwohl man einige Zeilen dar-
aus bereits letzte Woche in den Medien finden
konnte. Sie schreiben:

»Sehr geehrte Damen und Herren,

in jeder Gesellschaft basiert Fortschritt auf Wis-
sen. Wissen ist nétig, um sich weiterzuentwickeln.
Das war schon immer so ... Wie wir alle wissen,
haben Menschen einst in Hohlen gelebt, aber nun
haben sie die Mdglichkeit, zum Mond zu reisen.
All dies ist nur durch Bildung und Wissen méglich.

Alles, was wir sehen und benutzen, ist das Er-
gebnis von Wissen, und dieses Wissen findet sich
nur in der Schule. Schule ist heilig, denn sie ist die
Statte menschlichen Fortschritts. Fortschritt, den
wir heutzutage Uberall spiren und der es sehr
schwer macht, ohne Schule zu leben!

Es ist jedermanns Wunsch, eines Tages zur
Schule zu gehen und dort etwas zu lernen, um
sich weiterzuentwickeln, aber fir uns ist dies nur
ein Traum und eine Hoffnung, der uns in den letz-
ten sieben Monaten, die wir in Bremen sind, nicht
erfullt werden konnte.

Wir sind aus einer sehr schlimmen Situation ge-
flohen, vor Krieg und Kriminalitat, die wiederum
aus Unwissenheit und mangelnder Bildung ent-
standen sind. Wir waren voller Hoffnung, dass wir
hier einen Platz zum Lernen finden, wie die Schu-
le. Aber in diesen sieben Monaten haben wir
nichts bekommen, bis auf wenige Stunden
Deutschunterricht pro Woche durch ehrenamtliche
Lehrerinnen und Lehrer.

Wir wollen etwas tun fir diese Gesellschaft, die
uns so sehr geholfen hat. Wir méchten nicht um-
sonst leben, wir moéchten arbeiten.

Wir sind voller Hoffnung, dass die Regierung auf
dieses Problem aufmerksam wird und uns einen
Schulplatz gibt. Das ist unser grof3ter Wunsch.

Mit den besten Wiinschen
Mustafa & Abbas*

Ich hatte die Bedeutung von Bildung vielleicht
anders, aber nicht besser beschreiben koénnen.

(Beifall CDU)

Sieben Monate und noch kein Schulplatz in Sicht!
Das bedeutet, dass am Ende ein ganzes Schul-
jahr verloren gegangen sein wird, abgesehen von
der kaputt zerstorten Motivation! Da man fir den
Start und das Gelingen einer Ausbildung in
Deutschland noch immer einen Schulabschluss
und die deutsche Sprache braucht, wird es fir
einige Jugendliche trotz grof3en Potenzials so gut
wie unmdglich werden, diesen Weg zu gehen.
Dass sie diesen Weg gehen, sollte doch aber
gerade auch in unserem Interesse liegen. Es sind
doch nicht nur die jungen Fliichtlinge, die von
einem erfolgreichen Schulbesuch profitieren. Wir
selbst sind diejenigen, die gewaltige Vorteile da-
von haben, wenn die Flichtlinge nach der Schule
eine Ausbildung machen und arbeiten, anstatt im
Sozialhilfesystem hangen zu bleiben.

Das Potenzial dieser meistens hoch motivierten
jungen Leute muss sich doch entfalten kénnen;
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denn wir brauchen in unserem Land mehr denn je
ausgebildete Menschen, die in einem Beruf arbei-
ten. Stattdessen werden sie in einer Warteschleife
mit ernst zu nehmenden Folgen fiir die Bremer
Zukunft festgehalten. Da muss man doch endlich
aktiv werden!

(Beifall CDU)

Wir reden sténdig von der Unterbringung bezie-
hungsweise der Schaffung von Wohnraum, aber
die Menschen, die langer hier bleiben, missen
doch in Zukunft die Miete auch selbst bezahlen
kénnen! Insoweit sind nicht nur die Ressorts fir
Soziales und fir Bildung gefragt; sie kénnen die
Integration der Flichtlinge nicht allein auf die Bei-
ne stellen.

Ich will allerdings nochmals gerade an die fur
Soziales und Bildung Verantwortlichen appellie-
ren, gemeinsam nach Ldsungen zu suchen, denn
wer tiefer schaut, der weil3, dass das heute disku-
tierte Problem nicht das einzige ist, das Bildung
und Soziales miteinander haben. Auch die halb-
herzige Ubergabe der Kinderbetreuung an den
Bildungsbereich und der Verbleib der Jugendhilfe
im Bereich Soziales haben Wunden geschlagen.
Darliber hinaus tréagt zum Beispiel die holprige
Umsetzung der Inklusion, die in vielen Aspekten
beide Ressorts berihrt, nicht zur Klimaverbesse-
rung bei. Wir kdnnen aber in solch herausfordern-
den Zeiten - mit den Erfordernissen der Haus-
haltsnotlagebewaltigung und der Flichtlingsauf-
nahme - keine zerstrittenen Ressorts gebrauchen,
wo Kréfte und Energien fir Streitigkeiten verpuf-
fen.

(Beifall CDU, FDP)

Es nutzt niemandem, wenn Sie sich auf Senats-
ebene noch lange gegenseitig mit Matsch bewer-
fen. Die zusammengefallene Burg sollten Sie mit
vereinten Kréften wiederaufbauen, anstatt sich
Briefe zu schreiben. Wie es aussieht, haben Sie
Ihre Korrespondenz per Brief inzwischen einge-
stellt. Sie sitzen ja gerade sehr nahe beieinander
und haben sich auch schon zu einem Gesprach
zusammengesetzt. Ich bin gespannt, was Sie
gleich zu berichten haben.

(Beifall CDU, FDP)

Prasident Weber: Als Nachster hat das Wort der
Abgeordnete Gingor.

Abg. Giing6r (SPD)"”: Her Prasident, meine sehr
geehrten Damen und Herren! Am 25. September
2015 gab es 66 Vorkurse in den Grundschulen
und der Sekundarstufe I. Laut der aktuellen Pres-
semeldung des Bildungsressorts werden insge-

samt 92 Vorkurse - allein 43 an Grundschulen,
weitere 43 in der Sekundarstufe I, also an Ober-
schulen und Gymnasien, und sechs in der gym-
nasialen Oberstufe - angeboten. Hinzu kommen
52 Vorkurse an den berufsbildenden Schulen. Die
Zahl wird weiter steigen.

(Abg. Dr. Buhlert [FDP]: Und sie muss weiter stei-
gen!)

Da wir weit mehr Grundschulen, Oberschulen und
Gymnasien haben, wird sich die Anzahl der Vor-
kurse und der entsprechenden Standorte weiter
erhéhen.

(Beifall SPD)

Ich empfehle etwas weniger Emotion in der De-
batte, Herr Dr. Buhlert. Sonst werden Sie der Be-
deutung der Sache nicht gerecht. Ja, es gab in
der vergangenen Woche etwas - -

(Abg. Dr. Buhlert [FDP]: Weniger Emotion bei der
Frage der Beschulung von Kindern und Jugendli-
chen?)

Mehr Sachlichkeit tate der Debatte ganz gut, Herr
Dr. Buhlert. Sonst werden Sie der Bedeutung der
Sache nicht gerecht. Ich habe Ihnen sehr auf-
merksam zugehdrt und bitte Sie, jetzt das Gleiche
zu tun!

Ja, es gab in der vergangenen Woche Verwirrung.
Da ist auch im Senat etwas schiefgelaufen. Selbst
wenn ich im digitalen Zeitalter nach wie vor Sym-
pathie fur Briefe habe, finde auch ich, dass das
personliche Gesprach immer angenehmer ist.

(Beifall SPD, Buindnis 90/Die Griinen)

Es wurde die Kritik gedul3ert, dass Kinder nicht
oder nur handschriftlich auf Listen erfasst worden
seien. In welcher Form die Kinder erfasst worden
sind, ist an dieser Stelle sicherlich egal - besser
handschriftlich erfasst als gar nicht!

Wenn sich zwei Senatsmitglieder dafir entschei-
den, auf einer bestimmten Arbeitsebene mitei-
nander zu kommunizieren, ist das ihre Sache. Am
Ende ist es wichtig, was dabei herauskommt.
Versuchen wir einmal, die Entwicklung aufzuar-
beiten.

Es ist, wie auch immer, aufgefallen, dass 622
unbegleitete minderjahrige Fluchtlinge, verteilt auf
21 Notunterklnfte, keinen Sprach- beziehungs-
weise Vorkurs besuchen. Nach einem Datenab-
gleich ist herausgekommen, dass es noch 550
minderjahrige Flichtlinge sind, die auf einen Vor-
kurs warten. Das ist fir uns in der Tat eine neue
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Situation, die Vorredner haben zu Recht darauf
hingewiesen. Die Dimension war den Fraktionen
nicht bekannt. Deshalb sollen - leider erst nach
den Osterferien - weitere Vorkurse eingerichtet
werden, die aber nur die Halfte an Stunden be-
kommen. Insgesamt eine schwierige Lage!

Es ware Ubrigens hilfreich, wenn dargestellt wur-
de, in welchen Ortsteilen die Platze bendtigt wer-
den, um eine bessere Steuerung vornehmen zu
kénnen. Es bleibt eine Herausforderung fir den
Senat - und am Ende fir die Schulen -, die Schu-
lerinnen und Schiler auf ein Sprachniveau zu
bringen, das es ihnen ermdglicht, dem Unterricht
zu folgen und zu lernen.

Neben der Vermittlung der Sprachkompetenz
bleibt es eine Herausforderung, die Briche in der
Bildungsbiografie aufzufangen. Deshalb glaube
ich, dass weniger Emotionen und ein nuchterner
Blick auch in die Vorkurse hilfreich sein kénnen.

(Abg. Dr. Buhlert [FDP]: Ein Sozialdemokrat ohne
Herz!)

Herr Dr. Buhlert, das, was Sie gerade erzéhlen, ist
doch wirklich Quatsch! lhre Zwischenrufe wie
,Ohne Herz!* sind unmdglich. Hoéren Sie doch
einfach zu! Beschéftigen Sie sich doch einmal mit
den Inhalten der Vorkurse!

(Beifall SPD, Bundnis 90/Die Griinen)

Nehmen Sie bitte zur Kenntnis, dass auch wir an
dieser Stelle Kritik du3ern! Wir wollen uns aber
auf den Weg machen, um zu Verbesserungen zu
kommen. Dabei helfen doch keine lappischen
Zwischenrufe. Diese sind wirklich unangebracht!

(Beifall SPD, Bundnis 90/Die Griinen)

Ich habe mir die Miihe gemacht, mir die Entwick-
lung der Vorkurse anzuschauen. Das Ergebnis
will ich hier gern vortragen.

Wie sahen die Vorkurse friher aus, Herr
Dr. Buhlert? Friher gab es in den Vorkursen im
Grundschulbereich geschlossene Gruppen. Sie
dauerten zwolf Wochen; im Ausnahmefall gab es
eine Verlangerung auf sechs Monate. Wenn es
die Kapazitat zulie3, dann wurden sie sogar auf
ein Jahr verlangert. Aber es waren geschlossene
Gruppen mit einem Anfang und einem Ende.

Wie sehen die Vorkurse im Grundschulbereich
heute aus? Sie dauern 20 Wochen. Es ist nicht
vorgesehen, sie zu verldngern, die Kapazitaten
gaben das vermutlich nicht her. Die Gruppen sind
nicht mehr geschlossen. Einige Kinder verlassen
die Gruppen, und laufend kommen Kinder hinzu,

je nach Situation. Da zu viele Schilerinnen und
Schiler kommen beziehungsweise gehen, leidet
natirlich die Qualitat des Kurses.

Schauen wir uns die Zusammensetzung der Vor-
kursgruppen im Grundschulbereich an! Einige
Kinder haben bereits mehrere Jahre Bildung hin-
ter sich, weshalb sie leistungsstarker sind; das ist
gut. In denselben Vorkursen gibt es aber auch
Kinder, die Analphabeten sind, weil sie nie oder
nur sehr kurz eine Schule besucht haben. Drittens
gibt es Kinder, die seit zwei Jahren auf der Flucht
sind und damit einen grofRen Bruch in ihrer Bil-
dungsbiografie aufweisen. Jetzt wollen wir die
Herausforderungen, die sich aus diesen unter-
schiedlichen Voraussetzungen der Kinder erge-
ben, mit einem Sprachkurs von vier Stunden pro
Tag beziehungsweise 20 Stunden pro Woche und
- maoglicherweise - anschlieBendem Regelunter-
richt in der anliegenden Schule auffangen.

Ich glaube, das wird schwer. Deshalb brauchen
wir ein Konzept, und ich glaube, es ist auch nicht
hilfreich, wie in der Pressemitteilung des Senats
immer von Schulplatzen zu sprechen. Gewiss ist
ein Platz im Vorkurs gemeint, aber lassen Sie uns
aufhdren, so zu tun, als wéaren das regulare
Schulplatze!

Meine Damen und Herren, wir brauchen hier ein
verninftiges Integrationskonzept. Zu glauben,
dass es aus den Vorkursen und den Sprachkur-
sen ohne Probleme weiter in die Schule geht, das
ist, gelinde gesagt, naiv gedacht,

(Abg. Frau Ahrens [CDU]: Was ist denn das im
Januar gewesen, Herr Kollege?)

und das ist auch nicht gut fur die Schulerinnen
und Schiler, denn es wird den Schilerinnen und
Schilern auch nicht gerecht. Es wird auch den
Schulen nicht gerecht, die bereit sind, diese grof3e
Herausforderung anzunehmen. Ich glaube, alle
bendtigen hier eine ganz andere Unterstitzung,
deshalb lassen Sie mich zwei Punkte festhalten!

Erstens, ohne Konzept wird es die Schulen und
die Lehrkrafte uberfordern. Zweitens, ohne Kon-
zept ist das alles nicht vom Kind her gedacht und
aulBerdem angesetzt, mit Sprachdefiziten und
Lernriickstand die Kinder ihrem Schicksal zu
Uberlassen. Deshalb will ich ganz aktuell - sehr
aktuell nicht, aber die Personalversammlung der
Lehrkrafte spricht eine klare Sprache - vom 18.
Februar 2016 zitieren:

.Die Personalversammlung fordert die Senatorin
fur Kinder und Bildung auf, bis zu den Osterferien
ein Bedarfskonzept fir die Integration von Flicht-
lingskindern in den Schulen vorzulegen. Begriun-



Stadtbirgerschaft 465

10. Sitzung/15.03.16

dung: Die Personalversammlung fir Lehrkréafte
hat am 1. Dezember 2015 die Senatorin aufgefor-
dert, ein Personal- und Raumkonzept fir die In-
tegration der Flichtlingskinder zu entwickeln. Bis
heute liegt ein solches Konzept nicht vor, obwohl
die hohe Zahl seit Sommer 2015 bekannt ist.”

Meine Damen und Herren, es bleibt daher der
klare Auftrag an den Senat: Integration in die
Schule, das wird nicht ohne Konzept gehen, In-
tegration in die Schule wird nicht ohne Entlastung
der Lehrkréafte gehen und wird nicht au3erhalb der
Vorkurse ohne zusétzliche Sprachférderung, und
es wird auch nicht ohne das grol3e Engagement
der Schulen gehen! Letzteres ist, glaube ich, vor-
handen. Alle anderen Punkte bleiben eine klare
Aufgabe fir den Senat.

Ich glaube, die nachste Zeit wird sehr anstren-
gend, besonders die Osterferien. Sie mussen jetzt
dafur genutzt werden, dass ein vernunftiges Kon-
zept vorgelegt wird, unabhangig von der Frage,
die mir spater eingefallen ist: Was passiert eigent-
lich mit den Flichtlingen wéhrend der Ferienzeit?
Auch diese Frage missen wir unter uns Bildungs-
politikern klaren. - Vielen Dank fur Ihre Aufmerk-
samkeit!

(Beifall SPD)

Prasident Weber: Als nachste Rednerin hat das
Wort die Abgeordnete Frau Vogt.

Abg. Frau Vogt (DIE LINKE)”: Herr Prasident,
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Herr Kollege
Gungor, Sie haben eben in ihrem letzten Beitrag
einiges sehr richtig klargestellt, was eigentlich an
den Schulen passiert und worum es geht. Ich
mochte aber trotzdem zwei oder drei Punkte an-
merken.

Sie haben hier viel uber Vorkurse im Grundschul-
bereich geredet. Das Problem, weshalb die Aktu-
elle Stunde beantragt worden ist, betrifft allerdings
in erster Linie unbegleitete minderjahrige Flicht-
linge.

(Beifall FDP)

In den Grundschulen an sich - Sie haben zu
Recht die veranderten Voraussetzungen genannt
- gab es aber auch schon in der Vergangenheit
andere Konzepte. Nicht alle Grundschulen haben
es so gemacht, wie von der Behérde vorgeschrie-
ben. Das war Ubrigens gut so, um das einmal hier
zu sagen, denn sonst hatten wir nicht die Erfah-
rungsberichte gehabt, wie man Vorkurse auch
anders und integrativer organisieren kann.

Zu dem Personal- und Raumkonzept, das die
Personalversammlung gefordert hat: Ehrlich ge-
sagt haben wir hier auch schon einmal so einen
Antrag gestellt, und es war damals von lhnen
auch sehr selbstkritisch eingeraumt worden, dass
es eigentlich schon in der letzten Legislaturperio-
de, im Jahr 2015, hatte vorgelegt werden sollen.
Vorweg: Ich sehe ein, dass sich die Bedingungen
in dem letzten halben Jahr massiv veréandert ha-
ben. Gleichwohl kdnnen wir darauf nicht bis zum
Sankt-Nimmerleins-Tag warten, liebe Kolleginnen
und Kollegen!

(Beifall DIE LINKE)

Ich komme zu dem eigentlichen Anlass der Aktu-
ellen Stunde zurtick. Das Problem - da muss ich
Ihnen trotz der Fachlichkeit, die Sie eben in die
Debatte gebracht haben, Herr Glngor, widerspre-
chen - ist jetzt nicht so unbekannt. Bereits aus der
Antwort auf unsere Grof3e Anfrage aus dem Sep-
tember, die im Oktober gegeben wurde und wir
hier im November diskutiert haben, wurde deut-
lich, dass insbhesondere unbegleitete minderjahri-
ge Flichtlinge zu lang auf einen Platz in einem
Vorkurs warten missen. Dies wurde hier - aller-
dings auch eher verklausuliert - eingerdumt. Auch
damals hie3 es schon vom Ressort, es werde
darauf gewartet, das fir die Zukunft besser ge-
stalten zu kénnen.

Wir befinden uns jetzt in dieser Zukunft, es ist fast
funf Monate her! Im Moment scheint es so, als ob
die Behdérden, zumindest wenn man sich die Aus-
einandersetzung in der Offentlichkeit ansieht, nur
dann reagieren, wenn die Medien entsprechende
Berichte veroffentlichen. Das geht nicht, liebe
Kolleginnen Kollegen,

(Beifall DIE LINKE)

denn das Recht auf Bildung fiir alle gefliichteten
Kinder und Jugendlichen ist vom Senat zu erful-
len, sobald die Minderjahrigen hier sind!

(Beifall DIE LINKE)

Worum geht es denn eigentlich genau? Wenn
man den Berichten von Radio Bremen und dem
~Weser-Kurier* folgt, dann werden Uber 600 der
zurzeit in Bremen untergebrachten unbegleiteten
Minderjahrigen nicht beschult. Die aktuelle Zahl
soll bei 550 liegen. Der offene Brief, den Frau
Gronert hier eben angefihrt hat, ist auch durch
die Medien gegangen, Jugendliche, die gern zur
Schule gehen méchten, aber zurzeit nicht kénnen
oder nicht durfen, und da kommen wir schon zu
einem Punkt, der kritisch ist: Die Zahlen, die durch
die Medien gegangen sind, wurden von der Sozi-
albehdrde erhoben, nicht von der Bildungsbehor-
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de. Die Bildungsbehérde fuhrt diese Erhebungen
nicht durch.

Das Bildungsressort - und jetzt wird es ein biss-
chen absurd, das muss fir die Zukunft geéandert
werden - macht fir die Situation das Meldeverfah-
ren bei der Stadt verantwortlich. Die Bildungsbe-
hoérde konne erst beschulen, wenn eine ordentli-
che Anmeldung vorliege. Die Senatorin fur Sozia-
les sieht die Bildungsbehérde in der Verantwor-
tung, und von den Ubergangswohnheimen, sagen
die Heimleitungen, habe die Sozialbehtrde Mel-
dungen von schulpflichtigen Jugendlichen be-
kommen und diese, als Listen gesammelt, an das
Bildungsressort Gibergeben. Sie sind aber von dort
nicht beantwortet worden, so sagt es das Sozial-
ressort, so sagen es die Leitungen der Uber-
gangswohnheime, und das Bildungsressort wie-
derum sagt, es kenne die Listen nicht.

Ein weiteres Problem scheint beim Jugendamt zu
liegen, bei dem die Jugendlichen nicht zeitnah
von einem Vormund betreut werden, es aber an-
geblich einen Vormund braucht, um die Kinder zur
Schule anzumelden. Die Ressorts fur Bildung und
Soziales verweisen dann wiederum gemeinsam
auf Probleme und zeitlichen Verzug beim Ressort
fur Inneres, bei der polizeilichen Registrierung und
der Registrierung bei den Meldebehérden, und
das Ressort fur Inneres sagt, bei ihm sei alles in
Ordnung. Wenn man sich diese Gemengelage
ansieht, dann kann man einfach nur sagen: In
dieser zentralen Frage schieben sich alle Behor-
den, die in Bremen beteiligt sind, gegenseitig den
Schwarzen Peter zu. Liebe Kolleginnen und Kol-
legen, das geht so nicht!

(Beifall DIE LINKE)

Derzeit wird auch nicht debattiert, ob und wie viele
Kinder und Jugendliche, die nicht zu den unbe-
gleiteten z&hlen, sondern mit Familien gefliichtet
sind, zeitnah in Vorkurse kommen. Es ist offen.
Gibt es hier &hnliche Probleme wie bei den unbe-
gleiteten Minderjahrigen? Aus den Antworten auf
unsere GrofRe Anfrage, die wir hier im November
diskutiert haben, wirde ich schlieen, das Prob-
lem scheint zu existieren, aber mit Sicherheit nicht
SO massiv zu sein wie bei den unbegleiteten min-
derjéhrigen Flichtlingen.

(Abg. Dr. Buhlert [FDP]: Fir jeden Einzelnen
schon, der nicht beschult wird!)

Ja, aber wir haben nicht diese GréRenordnungen!

Liebe Kolleginnen und Kollegen, nun wissen wir,
es gibt neben der Meldung tber das Stadtamt und
durch die Sozialbehdrde offensichtlich noch einen
dritten Weg, man kann sich selbst per Formular

auf der Homepage des Bildungsressorts zum
Vorkurs anmelden. Aus Hintergrundgesprachen
mit Organisationen, die sich um Gefliichtete
kimmern, wissen wir aber, dass auch dieser An-
meldeweg schwierig ist, denn wenn man sich mit
diesem Formular bei Vorkursen anmeldet, be-
kommt man nur teilweise Antwort, und die Be-
treuer der Jugendlichen sagten uns, sie kénnten
darin kein System erkennen. Manche Jugendli-
che, die sich direkt dort angemeldet haben, be-
kommen sehr schnell einen Platz, andere nicht,
sie warten Woche und Monate.

Unabhangig von den Medienberichten, unserer
Anfrage oder den beiden Berichten, die wir in der
Deputation diskutiert haben, ist das Problem aber
auch beim Bildungsressort nicht ganz unbekannt,
denn in der Sitzung der Deputation im September
hat der zustandige Behdrdenmitarbeiter auch
mehr oder weniger indirekt zugegeben, dass die
Hurde einer Anmeldung bei der Stadt der Bil-
dungsbehdérde erst einmal Luft verschafft, um zu
sehen, wo man Kinder und Jugendliche einschu-
len kann, um sie dann erst nach und nach einzu-
schulen. Insofern, Herr Gingér, kann man nicht
sagen, dass es jetzt eine neue Geschichte ist.

(Abg. Guing6r [SPD]: In der Dimension ist sie doch
aber neu! Im September hat man gesagt, es ist
alles in Ordnung, und wir bekommen es hervorra-
gend hin!)

Gut, aber im Oktober gab es zwischen der ersten
Antwort auf unsere Anfrage und den Zahlen, die
die Pressesprecherin der Senatorin eine Woche
spater herausgegeben hat, schon eine Zahl von
250 Unbegleiteten, die allein in diesem Zeitraum
offensichtlich verloren gegangen sind, verloren
gegangen nicht im eigentlichen Sinne, aber aus
dem System gefallen sind.

Kommen wir zur Zukunft! Die Behorde hat zuge-
sagt, nach den Osterferien 20 weitere Vorkurse
einzurichten. Diese sollen teilweise in Form der
Hausbeschulung an den Standorten der Uber-
gangswohnheime stattfinden. Reichen werden sie
nur fur 320 Kinder und - in erster Linie - Jugendli-
che. Es fehlen weiterhin 170 Platze. Genau ge-
nommen sind es Ubrigens keine Vorkurse - darauf
haben einige Vorredner schon hingewiesen -,
sondern eher ,Sparkurse* mit nur zehn Stunden
Angebot pro Woche. Erst hach den Sommerferien
soll es die regulare Versorgung mit 20 Stunden
pro Woche fir alle 550 Jugendlichen geben. Wir
sagen, das sind noch vier Monate, und das ist
nicht genug, liebe Kolleginnen und Kollegen!

(Beifall DIE LINKE)
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Wir sind stattdessen der Meinung, dass endlich
ausreichend Vorkurse eingerichtet werden mds-
sen, um das Problem zu beheben, dass die Kin-
der, aber vor allen Dingen die vielen Jugendlichen
zu spét in einen Vorkurs kommen und damit zu
spat Deutsch lernen. Falls die Zielzahlen an Vor-
kursplatzen, die der Senat in dem dritten Sofort-
paket im vergangenen Herbst beschlossen hat,
noch nicht erreicht sind, missen diese unserer
Meinung nach so schnell wie mdglich eingerichtet
werden.

(Beifall DIE LINKE)

Auch wenn es schwierig wird, weil wir noch neue
Schulerinnen und Schiler bekommen, bleiben wir
dabei: Wenn die Behorden - es ist mir Ubrigens
egal, welche - oder auch nur die Leiter der Uber-
gangswohnheime feststellen, dass die Zahl an
Vorkursplatzen nicht ausreicht, dann missen wir
noch einmal nachlegen. Ich finde, das wéare Aus-
druck der Verantwortung, die dieses Bundesland
auch hat.

(Beifall DIE LINKE)

Es kann nicht angehen - darauf habe ich schon
hingewiesen -, dass das Schwarze-Peter-Spiel
zwischen den zustandigen Behdrden weitergeht.

Erstens: Die Bildungsbehtrde muss ein einheitli-
ches Meldeverfahren schaffen, das alle kennen,
und daflr Sorge tragen, dass die verschiedenen
Meldewege beriicksichtigt werden. Dazu bedarf
es eines Zusammenspiels zwischen Heimleitung
und Meldebehdérde; ich verweise auf das hausin-
terne Formular. Die Behtérde muss auch darauf
achten, dass auf den unterschiedlichen Wegen
Jugendliche nicht verloren gehen und aus dem
System herausfallen.

Zweitens: Beim Jugendamt missen dringend
weitere zusatzliche Stellen fir Vorminder ge-
schaffen werden. Das ist eine der Voraussetzun-
gen fur das Gelingen der Bemuhungen.

Drittens komme ich zu einer Forderung, die uns
besonders vordringlich erscheint. Die Anmeldung
bei der Meldebehérde in der Stadtgemeinde Bre-
men darf fir den Schulbesuch nicht ausschlagge-
bend sein. Die Bildungsbehérde muss ihre Politik
insoweit dringend andern. Das Recht auf Bildung
ergibt sich aus der Kinderrechtskonvention, der
allgemein geltenden Schulpflicht und dem Grund-
gesetz. Das Recht auf Bildung gilt auch unabhan-
gig davon, ob das Stadtamt ziligig arbeitet oder ob
die geflichteten Jugendlichen Uberhaupt in die
Lage kommen, zum Stadtamt zu gelangen.

(Beifall DIE LINKE)

Die Bildungsbehdrde war in Bezug auf ihre Verfi-
gungen im Jahr 2011 schon wesentlich weiter.
Damals hatten wir, das sei zugestanden, andere
Zugangszahlen. Dennoch bleibt es bei der Fest-
stellung, dass damals die klare Regelung galt,
dass die Meldung beim Stadtamt nicht Vorausset-
zung fir den Besuch eines Vorkurses bezie-
hungsweise einer Schule ist. Angesichts dessen
stelle ich mir drei Fragen - in der Fragestunde
konnte eine entsprechende Anfrage von mir nicht
mehr aufgerufen werden -: Warum gab es inso-
weit eine Rolle rickwérts? Warum ist das Melde-
verfahren in den Mittelpunkt geriickt? Wie sollen
die zukinftigen Wege verlaufen?

Es ist dringend notwendig, dass die Behorde ein
eigenes Anmeldeverfahren flr den Schulbesuch
entwickelt, und zwar unabhangig von der Meldung
beim Stadtamt. Unseres Erachtens wird nur auf
diese Art und Weise der schnellste Weg zum
Schulbesuch und damit zur Integration gewéahr-
leistet.

Die Bildungsexperten betonen, dass es gerade
der Schulbesuch ist, der groRen stabilisierenden
Einfluss auf die Jugendlichen hat. Gerade fur
unbegleitete minderjéhrige Flichtlinge, die, oft
verbunden mit traumatischen Erlebnissen, lange
auf der Flucht waren - zum Teil zwei bis drei Jah-
re; darauf ist schon hingewiesen worden - und
ohne ihre Eltern hierherkommen, ist ein stabilisie-
render Schulbesuch mit Sicherheit dringend nétig.
Die schnelle Ermdglichung des Schulbesuchs und
das Eroffnen einer klaren Bleibeperspektive sind
unserer Meinung nach der beste Weg, unbegleite-
te minderjahrige Flichtlinge hier in eine gute Bahn
zu lenken.

Angesichts der vielen Herausforderungen, Uber
die wir hier debattieren, stehen nicht nur das So-
zialressort und das Innenressort in der Verpflich-
tung, rasch fur Abhilfe zu sorgen, sondern auch
die Bildungsbehérde. - Ich danke Ihnen!

(Beifall DIE LINKE)

Prasident Weber: Als Nachster erhalt das Wort
der Abgeordnete Dr. Gildner.

Abg. Dr. Guldner (Bundnis 90/Die Griinen)”:
Herr Prasident, liebe Kolleginnen und Kollegen!
Es ist schon viel gesagt worden. Lassen Sie mich
das alles aus einer Perspektive betrachten, die
den zeitlichen Aspekt bertcksichtigt. Das ist in
diesem Punkt sehr wichtig.

Ein Vergleich mit der Situation in den Jahren 2011
oder 2012 fuhrt uns sicherlich nicht weiter. Wir
sollten vielmehr den Blick darauf richten, was seit
einem Dreiviertjahr passiert. Mein Verstandnis fur
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alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in den Be-
horden, die an der Bewaéltigung der Herausforde-
rungen beteiligt waren, ist sehr gro3 bezogen auf
das, was wir im vergangenen Herbst bis in den
Winter hinein in der gesamten Stadt erleben konn-
ten. Insofern kdnnen wir niemandem etwas vor-
werfen. Jeden Tag kamen Hunderte Menschen,
darunter viele Kinder und Jugendliche, bei uns an.
Die oberste Prioritat lag darauf, jedem Geflichte-
ten wenigstens ein Dach Uber dem Kopf, einen
Schlafplatz und etwas zu essen zu organisieren.
Das war schon schwer genug zu erreichen. Es
gab ein groRBes Chaos, angefangen beim Bun-
desamt fur Migration und Flichtlinge, das
700 000 Asylantrage noch nicht bearbeitet hat.
Unsere Behorden befanden sich folglich quasi in
einem Ausnahmezustand. Ich finde also, man
muss die zeitlichen Abschnitte unterscheiden.
Was den vergangenen Herbst und den Winter
angeht, so wirde ich mich jeglicher Kritik enthal-
ten. Die Kolleginnen und Kollegen haben in allen
Bereichen Tag und Nacht gearbeitet.

(Beifall Bundnis 90/Die Griinen, SPD)

Sie haben es trotzdem nicht geschafft, alle Her-
ausforderungen zu bewaéltigen, weil die Lage so
aullergewohnlich war.

In zweierlei Hinsicht hat sich die Situation geén-
dert. Was die unbegleiteten minderjahrigen
Flichtlinge angeht - haufig ,unbegleitete minder-
jahrige Auslander” genannt -, hat sich die Lage
seit dem 1. November 2015 geandert. Damals trat
namlich ein Bundesgesetz in Kraft, das - ich beto-
ne es - zum Kindeswohl beschlossen worden ist.
Die Uberlasteten Kommunen sind in die Lage
versetzt worden, jugendliche Gefliichtete in ande-
re Teile der Republik umzuverteilen. Das Gesetz
hat uns stark entlastet und im Grunde eine neue
Phase eingeleitet. Auch die Zahl von gefliichteten
Familien mit Kindern ist - zundchst langsam, in-
zwischen deutlich - zurlickgegangen.

Was heil3t das? Wir kdnnen uns nicht mehr auf
den Notfallmodus berufen, sondern missen den
Schalter im Kopf umlegen. Dies gilt auch fir alle
Teile unserer Verwaltung. Wir missen die Lage
konsolidieren und zumindest alle vor dem
1. November eingereisten minderjahrigen Ge-
flichteten endlich in die Schule bringen. Das ist
wohl die einheitliche Auffassung in diesem Haus.

(Beifall Blindnis 90/Die Grinen, SPD, DIE LINKE,
FDP)

Dass einige, die vor dem 1. November eingereist
sind, quasi ,vergessen“ wurden, kann man an
verschiedenen Zahlen sehen. Man weil3 es aber
auch, wenn man, wie ich es getan habe, Einrich-

tungen besucht, in denen sich unbegleitete min-
derjahrige Flichtlinge aufhalten. In der Einrich-
tung, in der ich zu Besuch war, waren alle vor
dem 1. November 2015 eingereist. Als ich nach-
gefragt habe, bekam ich zu héren, dass einer in
die Schule geht. Rechnet man das auf alle Ein-
richtungen hoch, kommt man zu dem Ergebnis,
dass die Licke mehrere Hundert Jugendliche
grof3 ist. Es kann doch eigentlich nicht sein, dass
nur so wenige beschult werden. Der Senat hat die
Zahlen fur die unterschiedlichen Zeitrdume ge-
nannt. Angesichts dessen mussen wir gemeinsam
nach vorn schauen und darauf hinwirken, dass es
uns gelingt, alle Kinder und Jugendlichen in der
Schule unterzubringen.

Das ist tbrigens nicht nur in bildungspolitischer
Hinsicht wichtig. Ich fiihre in meinen Unterlagen
Zettel mit, auf denen jugendliche Flichtlinge auf-
geschrieben haben, was ihnen wichtig ist. Fast
immer werden als Wiinsche gedul3ert, dass die
Familie nachkommen und endlich eine Schule
besucht werden kann. Diese beiden Punkte sind
fur die unbegleiteten minderjahrigen Flichtlinge
von extrem grof3er Bedeutung. Die Familie soll
nachkommen und endlich in die Schule, das sind
die beiden Dinge, die fur diese Flichtlinge von
extrem grof3er Bedeutung sind.

Es ist aber auch fir uns wichtig, denn was haben
wir fur ein Problem, wenn wir am Ende feststellen,
dass da Jugendliche Uber Monate hinweg, viel-
leicht noch langer, nicht in die Schule gegangen
sind? Arbeiten durfen sie auch nicht, eine Ausbil-
dung machen sie auch nicht, sie sitzen den gan-
zen Tag in den Einrichtungen oder sonst wo. Vor-
hin, im Zusammenhang mit innerer Sicherheit,
wurde der Bahnhofsvorplatz genannt. Ja, ver-
dammt noch einmal, die Schule hilft natiirlich auch
unserer Gesellschaft, mit diesen Kindern und
Jugendlichen besser umzugehen

(Beifall FDP)

und uns sozusagen im Sinne der Integration dann
auch zusammenzuhalten!

Es gibt aber noch einen Aspekt, den Sie mich hier
auch erwéhnen lassen: Wenn es ein Jugendlicher
- und dem ist dann egal, welche Behdorde in Bre-
men zustandig war - nicht geschafft hat, bis zu
seinem 18. Geburtstag entweder in der Schule
angekommen und als Schiler angemeldet zu sein
oder eine Ausbildung begonnen zu haben, dann
kann er mit Stichtag seines 18. Geburtstages
ausgewiesen werden. Das sind also ganz exis-
tenzielle Fragen, die auch mit der Geschwindig-
keit, wie wir die Kinder in die Schule bringen, zu-
sammenhangen. Daran héngt unter Umstanden
das ganze Schicksal dieses jungen Menschen,
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weil es aufenthaltsrechtlich eben auch extrem
relevant ist, rechtzeitig in die Schule zu gehen
oder eine Ausbildung beginnen zu kénnen.

Das heif3t, es reicht nicht, jetzt zu sagen, die Half-
te oder ein Drittel derjenigen, die vor dem 1. No-
vember eingereist sind, werden nach den Osterfe-
rien in die abgespeckten Vorkurse gehen, son-
dern wir missen nach den Osterferien dafur sor-
gen - meines Erachtens mussten im dritten Integ-
rationspaket und auch in den Haushaltsberatun-
gen, die der Senat hatte, die Mittel, gerade fur die
Vorkurse eigentlich vorhanden sein, das Problem,
die Lehrerinnen und Lehrer einzustellen, ist be-
kannt, man muss es auch angehen, es ist sicher-
lich eine grol3e Hirde-, dass alle, die vor diesem
Stichtag eingereist sind, tatsachlich auch tber die
Vorkurse in den Schulen ankommen, und die
Vorkurse qualitativ so strukturiert sind, dass zwei
Dinge beachtet werden: Erstens, dass sie wah-
rend des Sprachlernvorkurses schon immer suk-
zessive in den Regelunterricht eingegliedert wer-
den - ein ganz, ganz wichtiger integrativer Aspekt!
-, und zweitens, dass der Sprachunterricht, der
nach sechs Monaten ja unmdglich vorbei sein
kann, dann, wenn sie in der Regelklasse ange-
kommen sind, weitergeht! Sie brauchen weiter
ein- bis zweimal wdchentlich eine Unterstiitzung
in sprachlicher Hinsicht,

(Beifall Buindnis 90/Die Gruinen, SPD)

denn auch wir - kein Mensch! - wirden es nicht
schaffen, in einer vollkommen fremden Sprache
nach sechs Monaten in der Lage zu sein, dem
Unterricht so zu folgen, dass es zum Schulab-
schluss fuhrt. Das ist vollkommen ausgeschlos-
sen.

Das heil3t, der Regelunterricht muss schon statt-
finden, wahrend die Vorkurse stattfinden, und der
Sprachfordergedanke der Vorkurse muss auch
noch weitergehen, wenn die Kinder und Jugendli-
chen regulér zur Schule gehen. Das sind die qua-
litativen Punkte, die dort wichtig sind.

Lassen Sie mich zum Schluss sagen: Im Nach-
hinein kann man viele der Probleme als zeitliche
Ausnahmesituation durchaus verstehen und zu-
ordnen. Es ist allerdings der fur die Jugendlichen,
fur die Kinder, aber auch fiir unsere Gesellschaft
alles entscheidende Punkt, dass diese Probleme
jetzt sofort behoben werden und nach den Oster-
ferien diese Kinder bei uns - ich sage ausdrick-
lich: Bei uns! - in die Schule gehen kénnen, und
zwar in jedwede Schule, die zur Verfuigung steht. -
Vielen Dank!

(Beifall Buindnis 90/Die Grunen, SPD)

Prasident Weber: Als nadchste Rednerin hat das
Wort die Abgeordnete Frau Kohlrausch.

Abg. Frau Kohlrausch (FDP): Sehr geehrter
Herr Prasident, meine Damen und Herren! Nach
der Rede von Herrn Dr. Gildner kann ich eigent-
lich davon ausgehen, dass dann demnachst alle
Probleme erledigt werden. Es wirde meiner Rede
erubrigen, und ich kdnnte mich wieder hinsetzen,
wirde ich so daran glauben.

(Beifall FDP)

Herr Glngor, nattrlich brauchen wir ein Konzept,
das sagen wir schon lange, und es muss ein trag-
fahiges Konzept sein - -.

(Abg. Glngor [SPD]: Das sagt die Personalver-
sammlung der Lehrkrafte, das waren nicht Sie!
Wir unterstitzen das!)

Ach so, okay, den Unterschied sehe ich nicht
ganz, aber gut! Natirlich brauchen wir sachliche
LOsungen,

(Abg. Gungor [SPD]: Das habe ich aus Ihrer Frak-
tion noch nicht vernommen, in keiner Sitzung! -
Abg. Dr. Buhlert [FDP]: Dann haben Sie nicht
zugehort!)

aber ich personlich kann hier nicht immer sachlich
bleiben, frei von Emotionen. Fir mich ist das ein
Thema, das auch Emotionen weckt, und wenn ich
zurzeit am Vormittag mit der Stral3enbahn fahre,
sehe ich oft Jugendliche, die eigentlich um diese
Zeit in der Schule sein sollten. Sie beschéaftigen
sich mit Spielen auf ihren Handys oder unterhal-
ten sich in einer mir unbekannten Sprache. Am
liebsten wirde ich sie alle einsammeln und ihnen
Unterricht geben, weil3 ich doch, wie wichtig diese
Jahre fir junge Menschen sind und dass sich
Versaumtes nur schwer nachholen lasst.

(Beifall FDP)

Dies gilt noch vielmehr fur die Jugendlichen, die
neu in unser Land kommen, voller Wissensdurst
sind und den Anschluss an unser Leben suchen.

Als die ersten Familien und auch einzelne junge
Menschen im September nach Bremen kamen,
war ich voller Hoffnung, dass ihnen eine schnelle
Integration gelingen wirde. Es sah ja auch zu-
nachst so aus, und ich war und bin voller Bewun-
derung fur die grof3artige Leistung vor allem von
Frau Stahmann und ihrem Ressort.

(Beifall Biindnis 90/Die Griinen)
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Auch im Bildungsressort wurden meiner Ansicht
nach viele Weichen richtig gestellt.

(Beifall SPD)

Gleichzeitig musste ich aber feststellen - und dies
ist fir mich unfassbar und unertraglich -, dass es
groRe Probleme bei der Registrierung gibt. Am
19. Januar antwortete die Senatorin auf die An-
frage der Fraktion Biindnis 90/Die Grinen: ,Die
genaue Zahl der Kinder, die derzeit in Notunter-
kunften leben und noch nicht beim Einwohner-
meldeamt gemeldet sind, l&sst sich nicht ermit-
teln.” Sie versprach eine Verbesserung bei den
Verfahrensablaufen.

Obwohl kurz danach in der Deputation fir Sozia-
les berichtet wurde, dass keine Familie langer als
drei Monate in Hallen oder Zelten bleiben musse,
erfuhr ich doch beim Besuch der Halle in der Kurt-
Schumacher-Allee, dass dort immer noch Fami-
lien mit mehreren kleinen Kindern seit September
auf die Registrierung warteten und es auch, ab-
gesehen von der ehrenamtlichen Arbeit, keine
Betreuung oder Beschulung gébe.

In der Februar-Sitzung der Deputation fir Sozia-
les fragte ich dann noch einmal nach. Frau Stah-
mann erklarte die Probleme bei der Registrierung
der Fluchtlinge und Zuwanderer, die vor dem 11.
November angekommen waren. Diese Falle wur-
den nun umgehend bearbeitet, versprach sie.

Nun haben wir Mitte Marz, und es gibt immer
noch Kinder und Jugendliche, die sich seit Lan-
gem in Bremen aufhalten und nicht betreut oder
beschult werden. Warum die Registrierung immer
noch so schwierig ist, warum man nicht unbiro-
kratische Losungen finden konnte, erschlief3t sich
mir nicht.

(Beifall FDP)

Dass wir diese Zustande nicht hinnehmen kon-
nen, liegt auf der Hand. Nicht nur, dass die Kinder
ein Recht auf Beschulung haben, sondern zusétz-
lich geht wichtige Zeit fir grundlegende Lernpro-
zesse, flr Integration verloren! Was das fiur die
vorhandene Motivation bedeutet, mdglichst
schnell die neue Sprache zu lernen und mehr
Uber die so andere Kultur des neuen Heimatlan-
des zu erfahren, vermag ich gar nicht zu ermes-
sen.

Unabhangig von den Problemen bei der Registrie-
rung gibt es aber auch offene Fragen zur Betreu-
ung und Beschulung dieser Kinder: die Verteilung
der Sprachanfanger auf mdglichst viele verschie-
dene Schulen, die Zahl der Analphabeten am
Ende der vierten Klassen, der zusatzliche

Deutschunterricht nach den Vorkursen, die Hilfen
bei Problemen in der Mathematik, die auch nétig
sein werden, und was flr mich ganz wichtig ist,
dass man auch von den Lehrern die Rickmel-
dung bekommt! Ich zum Beispiel habe von vielen
Klassenlehrern der ersten Klassen gehdrt, dass
sie die Kinder lieber gern direkt in den Klassen
héatten, und nicht erst in Vorkursen, weil das fir
die Integration wichtiger wéare. Darlber muisste
man noch einmal mit den Schulen sprechen.

Es gibt viele Fragen mehr, die hoffentlich in der
Deputation fir Bildung bald beantwortet werden
kénnen. Auch hier ist Eile geboten. Die Schulen
durfen nicht das Gefuihl bekommen, alleingelas-
sen zu werden. Ein tragfdhiges Konzept muss
jetzt entwickelt werden, und wichtig ist, die Vertre-
ter der Schulen dazu zu héren.

Es bleibt bei unserer groBen gemeinsamen Auf-
gabe: Bildung aller Kinder! Alle Kinder mitnehmen
auf dem Weg zu einer besseren Bildung! Dies
wird eine der wichtigsten Aufgaben kommenden
Jahre sein. Ich hoffe, wir sind uns einig, dass es
sich lohnt, hierfur alle Mittel, alle Krafte zu bun-
deln und einzusetzen. Ich wiinsche Bremen, dass
es gelingen wird! - Danke schon!

(Beifall FDP)

Prasident Weber: Als nadchste Rednerin hat das
Wort Frau Senatorin Dr. Bogedan.

Senatorin Dr. Bogedan: Sehr geehrter Herr Pra-
sident, sehr geehrte Damen und Herren! Auch fir
mich ist es ein emotionales Thema. Ich bin etwas
erzirnt und auch erschuttert, weil in der Debatte
wieder vieles falsch dargestellt worden ist, obwohl
wir im Plenum schon oft Gber das Thema ,Flucht-
lingsbeschulung“ gesprochen haben und in der
Deputation detailliert erlautert worden ist, wie das
System der Vorkurse funktioniert. Daher wére ein
Ruckblick durchaus angezeigt.

Zunachst aber will ich auf den Anlass, dieses
Thema zum Gegenstand der Aktuellen Stunde zu
machen, eingehen. Frau Vogt, Sie verzeihen es
mir sicherlich, wenn ich darauf hinweise, dass es
nicht nur um die unbegleiteten minderjahrigen
Auslander, sondern um die Situation der Kinder
und Jugendlichen insgesamt geht.

Als ich vor drei Wochen hier stand - ich bin zitiert
worden -, sagte ich, dass wenigstens der Name,
der Vorname und eine Adresse bekannt sein
missen, damit wir einen Schulplatz bereitstellen
kénnen. Ich wirde sagen, so ist es geschehen.
Wir haben Namen und Vornamen erhalten. Damit
konnten wir uns auf den Weg machen, Schulplat-
Ze zu organisieren.
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Auf der Basis des Ergebnisses einer Umfrage
unter den Tragern Ubermittelte uns die Senatorin
fur Soziales, Jugend und Frauen, Integration und
Sport die Namen von 622 unbegleiteten minder-
jahrigen Auslandern, die - man muss sagen: an-
geblich - keinen Schulplatz haben. Eine genaue
Uberprifung in unserem Ressort hat einen ande-
ren Sachstand ergeben.

Liebe Frau Vogt, es sind keine Kinder ,verloren
gegangen“. Von denen, die laut Tragerangaben
noch keinen Schulplatz hatten, hatten 72 sehr
wohl einen Schulplatz. Deshalb sollten Sie immer
vorsichtig mit solchen Informationen umgehen.
Wenn die Kinder bei uns auf den Listen stehen,
dann haben Sie einen Schulplatz. Ich sage auch
gleich noch etwas zu der Unterscheidung zwi-
schen Vorkurs- und Schulplatz.

391 unbegleitete minderjahrige Ausléander sind
bislang nicht mit einem Schulplatz versorgt. 159
stehen auf der Warteliste, Ubrigens auch die zwei,
aus deren nettem Brief zitiert worden ist; sie kon-
nen schnellstmdglich in die Kurse einriicken. Ins-
gesamt warten nur noch 550 unbegleitete minder-
jahrige Auslénder auf einen Schulplatz. Fir diese
haben wir - das ist richtig dargestellt worden - als
SofortmaRnahme Vorkurse an berufsbildenden
Schulen eingerichtet. Die Stundenzahl haben wir
auf zehn reduziert. Ursache ist einfach ein Perso-
nalproblem. Durch die Reduzierung brauchen wir
nur zehn Lehrerinnen und Lehrer und nicht 20. In
den nachsten Wochen werden zudem Platze frei,
sodass die Kinder sukzessive aufriicken kdnnen.

Wir wissen durchaus, dass immer noch Kinder in
Notunterkinften leben. Laut Ergebnis der Trager-
umfrage haben angeblich 582 dieser Kinder noch
keinen Schulplatz. Nach dem Datenabgleich bei
uns hat sich ergeben, dass 146 - gemeldete oder
nicht gemeldete - Kinder noch keinen Schulplatz
haben und auf einen Vorkursplatz warten.

Um Abhilfe zu schaffen - wir wissen schon seit
einigen Monaten, dass es lange dauert, bis die
Registrierung stattfindet -, haben wir bereits vor
geraumer Zeit das Modell der Hausbeschulung
eingefuhrt. Wir werden es intensivieren, das heift,
weitere Hausbeschulungen zu ermdglichen.

Ich méchte aber deutlich sagen, fir uns ersetzt
die Hausbeschulung nicht die Teilnahme am Vor-
kurs.

(Beifall SPD)

Wenn hier von einigen Rednern immer wieder
behauptet wird, wir hatten kein Konzept, dann
werde ich bése. Wir haben ein Konzept! Es liegt
seit geraumer Zeit vor und tragt den Titel ,Ent-

wicklungsplan Migration und Bildung®. Darin ist
genau beschrieben, wie wir mit Kindern und Ju-
gendlichen umgehen wollen, die in Bremen an-
kommen und der deutschen Sprache nicht méach-
tig sind. Fir neu zugewanderte Kinder und Ju-
gendliche sollen Vorkurse eingerichtet werden. So
ist es in dem Entwicklungsplan nachzulesen.

In unserem System sind aber - im Gegensatz zu
anderen Bundesléandern - keine separaten Vor-
kurse an speziellen Sprachlernschulen vorgese-
hen. Wir haben uns vielmehr fir den integrativen
Ansatz entschieden. Demnach werden alle Vor-
kurse an Regelschulen angeboten. Fir den
Grundschulbereich und den Bereich der Sekun-
darstufe | heif3t das eben auch, dass die Kinder
damit automatisch einen Schulplatz haben; denn
sie nehmen am Regelunterricht teil. Unser Ziel ist
es, dass sie im Anschluss an den Vorkurs an die-
ser Schule weiter beschult werden, das heifl3t,
ihren Schulweg dort fortsetzen kdnnen. Die In-
tegration in das Regelschulsystem kann natirlich
nicht unbegleitet vonstattengehen. Daher haben
wir in dem Entwicklungsplan Migration und Bil-
dung die weitere Forderung des Spracherwerbs
festgelegt.

Etwas anders stellt sich die Situation in der Se-
kundarstufe Il dar. Die Uber 16 Jahre alten ge-
flichteten Jugendlichen kénnen wir diesem Zweig
unseres Schulsystems schwerlich ohne Weiteres
zuweisen, weil die Segregation in unserem Bil-
dungssystem wesentlich friher einsetzt. Wir bie-
ten stattdessen zweijahrige Vorkurse an den be-
rufshildenden Schulen an. Die Jugendlichen wer-
den also nicht nach einem halben Jahr hinausge-
worfen, sondern erhalten eine zweijahrige Be-
schulung inklusive Berufsorientierung zur Vorbe-
reitung auf das spatere Berufsleben. Wir be-
schréanken uns nicht auf eine separierte Beschu-
lung im Sprachbereich, sondern orientieren uns
an einem allgemeinen Bildungsanspruch. Fir uns
ist es daher selbstverstandlich, darauf hinzuwir-
ken, dass die Jugendlichen ihren schulischen
Weg Uber den Vorkurs hinaus fortsetzen kénnen,
um einen guten Schulabschluss zu erreichen.

Ich méchte an dieser Stelle auch klar sagen, dass
es nicht unser Ziel sein kann, die Schulpflicht
praktisch unbegrenzt auszuweiten. Das ist zwar in
der heutigen Debatte nicht gefordert worden; aber
entsprechende Vorschlage, zum Beispiel die Ver-
lAngerung bis zum 21. Lebensjahr, erreichen mich
tagtaglich. Damit wirden wir uns Probleme ins
Haus holen, die wir nicht haben wollen.

Selbstverstandlich wollen wir den Kindern nicht
etwa nur deshalb, weil sie im Laufe des Verfah-
rens 18 Jahre alt werden, den Zugang zur Schule
verwehren. Das war schon in der Vergangenheit
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nicht die Praxis bei uns. Dass es dabei bleibt, ist
noch einmal fest miteinander verabredet worden.

Zu dem langen Verfahren der Registrierung ist
schon viel gesagt worden. Wird der Wohnsitz in
Bremen gewabhlt, weisen wir der Schulerin bezie-
hungsweise dem Schiiler einen Schulplatz zu. So
sieht es das Schulgesetz vor. Die Anmeldung des
Wohnsitzes in Bremen ist laut Melderecht der
Ubliche Indikator daftir, dass hier der Lebensmit-
telpunkt ist. Damit kennen wir auch die Adresse
des oder der Schulpflichtigen. Die sozialrdumliche
Zuweisung orientiert sich an dem integrativen
Modell. Ubrigens haben uns weder irgendwelche
Medien noch die Opposition auf die ldee ge-
bracht, insoweit auf Spurensuche zu gehen, son-
dern bei uns ist bereits seit Monaten eine ressort-
Ubergreifende Arbeitsgruppe tétig, die sich genau
diesen Fragen stellt. Dort wird Uber die Verfahren
gesprochen. MaflRnahmen sind bereits verabredet
worden. Wer die viel zitierten Briefe genau gele-
sen hat, der weil3, dass wir eine Abkehr von dem
strengen Verfahren, dass bei uns nur solche Kin-
der, die bereits beim Einwohnermeldeamt regis-
triert sind, eingeschult werden durfen, vollzogen
haben.

Gleichzeitig missen wir konstatieren, dass die
hohen Zugangszahlen ein immenses logistisches
Problem fur uns darstellen, wenn wir das integra-
tive System aufrechterhalten wollen. Wir haben
allein im Jahr 2015 2 135 neu zugewanderte
Schilerinnen und Schilern in unsere Schulen
aufgenommen. Das sind umgerechnet drei gréRe-
re Schulen, die wir in das bestehende System
integrieren und mit Platzen versorgen mussten.

Das Ziel der sofortigen Versorgung kann aber
nicht heiRen, von heute auf morgen jede Menge
Schulplatze zu schaffen oder Vorkurse ,auf Hal-
de* zu planen. Die Schaffung entsprechender
Platze muss in Abhangigkeit vom Bedarf erfolgen,
und wir missen auch auf eine angemessene so-
zialrdumliche Ausgestaltung achten. Unser Ziel ist
es, insoweit moglichst alle Schulen in Bremen in
die Verantwortung zu nehmen. Ich glaube, es ist
geklart worden, dass dies auch fur die Privatschu-
len gilt.

Ich habe auch gesagt, jeder Tag ohne Sprachfor-
derung ist ein verschenkter Tag. Ich habe eben
wahrgenommen, dass das die geteilte Meinung
dieses Hauses ist, und es ist auch geteilte Mei-
nung im Senat. Deshalb kann es gar nicht darum
gehen, uns hier aufzufordern, zusétzliche Vorkur-
se zu schaffen, denn das ist langst der verabrede-
te Pfad. Wir werden die Vorkurse schaffen, die wir
brauchen, damit alle Kinder und alle Jugendlichen
die Chance auf eine sprachliche Erstintegration
haben.

(Beifall SPD, Bindnis 90/Die Griinen)

Deshalb haben wir uns auch seit September an
vielen Stellen angesehen, wie wir Verfahren ver-
schlanken kénnen, wie wir Verfahren vereinfa-
chen koénnen, und das geht eben auch nur im
ressortibergreifenden Austausch. Es kann uber-
haupt keine Rede davon sein, dass sich die Res-
sorts irgendwie den Schwarzen Peter zuschieben,
sondern es geht darum zu kléaren, wer an welcher
Stelle welche Stellschraube drehen kann, damit
wir das echte Problem gel6st und die Kinder in die
Schule bekommen.

(Beifall SPD, Bundnis 90/Die Griinen)

Ich will auch noch einmal sagen, dass das, was
wir in den letzten Monaten hier geleistet haben,
gerade im Zusammenspiel zwischen dem Sozial-
und dem Bildungsressort, ein immenser Akt war.
In Bremen musste kein Fluchtlingskind, keine
Fluchtlingsfamilie auf der Stral3e campieren, weil
sie auf die Registrierung warteten. Warum? Weil
wir es im Zusammenspiel mit Vereinen und Schu-
len geschafft haben, Sporthallen frei zu ziehen.

(Beifall SPD, Bindnis 90/Die Griinen)

Das war sicherlich nicht leicht! Auch da war es
wichtig, dass wir uns uber Verfahren unterhalten
und Uberlegt haben, wie wir Losungen schaffen
kénnen, und wir haben es jetzt geschafft, dass wir
auf dem Weg sind, heraus aus dem Notmodus hin
zu einer langfristigen Planung zu kommen und
jetzt die Sporthallen frei zu ziehen. Genauso ver-
fahren wir doch beim Thema Beschulung der Kin-
der der Geflichteten, wir gehen da mit langer Frist
voraus. Wir wissen, dass wir zusatzliche Vorkurse
schaffen werden, wir gehen aber auch davon aus,
dass wir uns irgendwann auf einem gewissen
Niveau stabilisieren kénnen, denn Kinder steigen
eben auch weiterhin aus den Vorkursen auf.

Das Zusammenspiel zwischen Schule und Ju-
gendhilfe ist an der Stelle schon immer wichtig
gewesen, wenn es insbesondere um die unbeglei-
teten minderjahrigen Auslander gegangen ist. Alle
Minderjahrigen stehen unter besonderem Schutz,
und insbesondere mussen wir uns um diejenigen
kiimmern, die ohne ihre Eltern in Deutschland
angekommen sind. Dass das eine besondere
Herausforderung in Bremen ist, haben wir eben
gehort. Wir haben nahezu Gber 400 Prozent Uber
unserem Soll laut Kénigsteiner Schliissel und der
im November verabschiedeten Bundesgesetzge-
bung aufgenommen. Hatten wir nur diejenigen
hier, die uns laut Kénigsteiner Schlissel zugewie-
sen werden - das waren 660 unbegleitete Minder-
jahrige -, dann wéren langst alle mit einem Schul-
platz versorgt.
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(Beifall SPD, Bindnis 90/Die Griinen)

Diese jungen Menschen bendtigen besonders viel
Unterstitzung, und auch da mdéchte ich gern den
Blick auf echte Probleme lenken: Wir missen
daflir sorgen, dass sie nicht nur einen Schulplatz
bekommen, sondern wir missen an der Stelle
auch ein besonderes Augenmerk darauf richten,
dass wir diesen Jugendlichen dartber hinaus eine
Perspektive bieten kdnnen,

(Beifall SPD, Bundnis 90/Die Griinen)

denn anders als die Kleinen, bei denen tatséchlich
in der Grundschule innerhalb weniger Wochen ein
enormer Spracherwerb stattfindet, kommen diese
Jugendlichen mit multiplen Problemlagen hier an.
Es wird auch nicht mdglich sein, dass wir dies in
der Schule allein aufgefangen bekommen, auch
da werden wir weiter eng zusammenarbeiten
missen. Ich habe an dieser Stelle schon mehr-
fach gesagt, dort werden wir auch die Unterstt-
zung der Schulsozialarbeit weiter bendétigen und
sie auch verstarken mussen.

An dieser Stelle will ich es dabei erst einmal be-
wenden lassen. Ich glaube und hoffe, es ist deut-
lich geworden, dass die Schulen in den letzten
Monaten Beachtliches fir die Integration geleistet
haben. Der Weg ist noch nicht zu Ende gegan-
gen. Wir haben weitere grof3e Herausforderungen
vor uns, und ich kann Ihnen versichern, dass alle
Kolleginnen und Kollegen, die damit in meinem
Ressort betraut sind, alles tun werden, um den
Kindern schnellstméglich einen Platz in der Schu-
le zuzuweisen. - Danke!

Prasident Weber: Weitere Wortmeldungen liegen
nicht vor.

Die Beratung Uber das erste Thema der Aktuellen
Stunde ist beendet.

Wir kommen zum zweiten Thema der Aktuellen
Stunde, das von den Abgeordneten Erlanson,
Tuncel, Frau Vogt und Fraktion DIE LINKE bean-
tragt wurde:

Menschen vor Profite - Energiesperren endlich
stoppen

Dazu als Vertreterin des Senats Frau Senatorin
Stahmann.

Als erster Redner hat das Wort der Abgeordnete
Erlanson.

Abg. Erlanson (DIE LINKE)": Sehr geehrter Herr
Préasident, sehr geehrte Damen und Herren, liebe
Gaste! Die heute von der LINKEN beantragte

Aktuelle Stunde tragt den Titel, der Prasident hat
schon versucht, es zu sagen, ,Menschen vor Pro-
fite - Energiesperren endlich stoppen®”.

Was sind die Anléasse fir diese Aktuelle Stunde?
Vor vier Jahren hat DIE LINKE eine erste parla-
mentarische Anfrage zu Stromsperren gestellt.
Anfangs wollten wir unseren Augen nicht trauen,
ich muss zugeben, vierstellige Zahlen hétte ich da
nicht erwartet. Als wir bei Aktionen vor dem Job-
center in Bremen und bei spéteren Nachfragen
auch noch herausbhekamen, dass gleichzeitig in
einem dreistelligen Bereich Wassersperren ver-
hangt worden sind, waren wir erst einmal bedient,
meine Damen und Herren!

In Bremen-Stadt waren im Jahr 2015 circa 3 500
Kunden des Energieversorgers swb wegen Zah-
lungsverzugs von der Stromversorgung ausge-
schlossen. Wassersperren hatten wir im Jahr
2015 circa 600. Wir missen also festhalten, dass
in Bremen nicht nur jedes vierte Kind in Armut
lebt, dass in Bremen nicht nur soziale Herkunft
Uber Bildung und Gesundheit entscheidet, dass in
Bremen nicht nur massenhaft Minijobber, Auf-
stocker und Hartz-IV-Empfanger an der Armuts-
grenze leben missen, nein, wenn diese Men-
schen einmal noch mehr Pech haben, weil Haus-
haltsgeréate kaputtgehen, weil Kinder mehr Kleider
oder Bucher bendtigen, weil das Fahrrad vor der
Haustir gestohlen wird und sie infolgedessen
beim Energieversorger in Verzug kommen, dann,
liebe Kolleginnen und Kollegen, wird ihnen der
Strom abgestellt. Wenn sie dann noch besonde-
res Pech haben, weil sie eine Nachtspeicherhei-
zung und einen E-Herd in ihrer Wohnung haben,
dann sitzen sie im Dunkeln, im kalten Dunkeln,
und sie kénnen sich noch nicht einmal einen Tee
kochen oder Essen zubereiten.

Genau das ist einem neunzehnjahrigen Gefliichte-
ten aus Gambia vor einigen Wochen passiert.
Obwohl er gegen seine unglaublich hohe Nach-
zahlungsforderung der swb, unterstiitzt von einem
Betreuer der Jugendhilfe, Widerspruch eingelegt
hatte, wurde ihm am 8. Februar der Strom abge-
stellt. Acht Tage spater, am 16. Februar, starb
dieser junge Mann infolge einer Kohlenmonoxid-
vergiftung in seiner Wohnung. Er hatte wegen der
Stromsperre versucht, auf einem Holzkohlegrill
Wasser fur Tee zuzubereiten.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, DIE LINKE
meint, dieser Tod ist Uberflissig, dieser Tod hétte
vermieden werden kénnen!

(Beifall DIE LINKE)

Allerdings, Schuld im juristischen und strafrechtli-
chen Sinne wird von der Staatsanwaltschaft ver-
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neint. Auch DIE LINKE hat sich mit dem Sozialhil-
fetrager ins Benehmen gesetzt. Wir wurden in der
Sozialdeputation in nicht 6ffentlicher Sitzung von
der Senatorin informiert. Auch wir sehen hier kei-
ne juristische Schuld, aber - und auch das muss
klar sein - politische Versaumnisse, politische
Verantwortung fur das, was in den néchsten Ta-
gen und Wochen geschehen muss, sehen wir
allemal beim Senat und bei der swb.

(Beifall DIE LINKE)

Damit wéaren wir bei der sozialpolitischen Verant-
wortung der swb. Die swb ist eine gewinnorientier-
te, normale, kapitalistische Aktiengesellschaft, die
in erster Linie der Dividende ihrer Aktionare ver-
pflichtet ist.

(Unruhe - Abg. Dr. Buhlert [FDP]: Und wer sind
die Aktionéare von EWE?)

Ich nicht!
(Abg. Réwekamp [CDUJ: Andere Kapitalisten!)
Ja!

(Abg. Dr. Buhlert [FDP]: Ach so! Die Landkreise
sind Kapitalisten!)

Und so verhélt sich, meine Damen und Herren,
auch die swb, wenngleich im Grundgesetz - auch
daran muss hin und wieder einmal erinnert wer-
den - die soziale Verpflichtung des Eigentums
festgeschrieben ist. Das Energieunternehmen
verweigert seit Jahren konsequent einen Verzicht
auf das drastische Mittel der Energiesperre. Har-
tefallregelungen, etwa fir Kinder, Kranke oder
altere Menschen, wie sie zum Beispiel in Paragraf
19 der Stromgrundversorgungsverordnung gefor-
dert sind, kommen nicht zur Anwendung.

Ein gemeinsam mit dem Sozialressort verwalteter
Héartefallfonds wird verschoben und verschoben
und verschoben. Im Oktober 2014 - immerhin! -
wurde ein runder Tisch aus swb, Behdrden und
Sozialberatungsstellen in Bremen ins Leben geru-
fen, um Abhilfe bei Stromsperren zu schaffen.
Erkennbare Verbesserungen blieben bislang al-
lerdings aus.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, Fakt ist,
dass bis zum Todestag des Neunzehnjahrigen im
Februar 2016, also nach knapp eineinhalb Jahren
rundem Tisch, dessen Ergebnisse nicht dazu
taugten, den tragischen Tod des Mannes zu ver-
hindern. So jedenfalls, mit Appellen und lauen
runden Tischen, ist der swb nicht beizukommen.

(Beifall DIE LINKE)

DIE LINKE meint, wir sollten gemeinsam vom
Parlament und auch von der StraBe aus o6ffentli-
chen Druck entfalten, um die swb zu einer sozial
verantwortlicheren Haltung, namlich ,Menschen
vor Profite”, zu bewegen. Zumindest das sollten
wir aus dem tragischen Tod des Mannes aus
Gambia lernen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, zum
Schluss komme ich zu der Frage, worin denn nun
die gesellschaftspolitische Verantwortung des
Ressorts und konkret der Senatorin besteht.
DIE LINKE meint, auch fir eine grine Senatorin
einer rot-grinen Koalition sollten Menschen wich-
tiger sein als Profite von swb & Co. Nach diesem
tragischen Todesfall in Bremen missen Energie-
sperren in dieser Stadt der Vergangenheit ange-
horen.

(Beifall DIE LINKE)

Frau Senatorin, ich sage es klar und deutlich: Die
swb gehdrt an die Kette!

DIE LINKE erwartet von der Senatorin, dass der
langst féallige Hartefallfonds, der von der swb fi-
nanziert und gemeinsam von Behoérde und swb
verwaltet wird, endlich durchgesetzt wird.

(Beifall DIE LINKE)

DIE LINKE erwartet von der Sozialsenatorin, dass
sie erganzend, neben dem Hartefallfonds, auch
das Saarbricker Vier-Punkte-Modell prift und far
Bremen Uberarbeitet. DIE LINKE bietet der Sena-
torin an, Uber das 4-Punkte-Modell in Gesprache
einzutreten. Wir glauben, dass dieses in Saarbri-
cken immerhin seit Ende 2012 praktizierte Modell
auch in Bremen Energiesperren in groRem Aus-
mafd verhindern koénnte. Ich wei3, die Griinen
haben sich dariiber schon einmal informiert und
die Anwendung des Modells in Bremen verworfen.
Wir glauben, dass das eine falsche Entscheidung
war. Wenn Sie den politischen Willen dazu auf-
bringen, dann bietet DIE LINKE Bremen lhnen
Unterstitzung dabei an.

Frau Senatorin Stahmann, der LINKEN geht es
mit dem Verweis auf diesen tragischen Fall nicht
darum, an lhnen oder dem Ressort herumzukrit-
teln, vor allen Dingen dann, wenn es nichts her-
umzukritteln gibt. Es geht uns vielmehr darum,
Druck zu machen, vor allem auf die swb, dass
diese unmenschlichen Energiesperren endlich
aufhoren.

(Beifall DIE LINKE)

Frau Senatorin Stahmann, lhre politische Verant-
wortung daflr, dass die Energiesperren endlich
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gestoppt werden, war bereits gestern da und setzt
sich ab morgen, nach dieser Aktuellen Stunde,
verschéarft fort. - Ich danke fur Ihre Aufmerksam-
keit!

(Beifall DIE LINKE)

Vizepréasident Imhoff: Als nachste Rednerin hat
das Wort die Abgeordnete Frau Wendland.

Abg. Frau Wendland (Bundnis 90/Die Gri-
nen)?”: Sehr geehrter Herr Prasident, sehr geehrte
Damen und Herren! Wir in der Bremischen Biir-
gerschaft kénnen es uns kaum vorstellen, wenn
der Wasserhahn nur noch tropft, die Heizung kalt
bleibt, das Licht nicht mehr brennt und morgens
die Kaffeemaschine nicht mehr funktioniert. Das
aber ist fur tausend Bremerinnen und Bremer
bittere Realitat, weil der Energieversorger, die
swb, schlicht den Hahn zudreht. Sonst wiirden bei
einem Konzernumsatz von 1,5 Milliarden Euro
zwei bis drei Millionen Euro in der Jahresbilanz
fehlen! Das Argument der swb ,Wer nach Mah-
nung und gelbem Schein nicht zahlt, der fliegt aus
dem Netz heraus! ist Ausdruck einer eiskalten
Kalkulation.

Nur, wie viel Verantwortung hat eigentlich das
Unternehmen, wenn alle in Bremen Einkommens-
armut beklagen, wenn Menschen, aus welchen
Grunden immer, ihre Post nicht 6ffnen? Statt hel-
fend zu agieren, lasst die swb diese Menschen an
dieser Stelle allein. Vorn steht der Profit und hint-
an die Menschlichkeit. Das belegen die Zahlen:
Uber 4 300 Energiesperren innerhalb von neun
Monaten im vergangenen Jahr, davon 3 200 Mal
beim Strom, 500 Mal beim Gas und 600 Mal beim
Wasser.

Mitte Februar starb ein 19-jahriger Flichtling aus
Gambia, ein tragischer Fall. Ihm war der Strom
abgestellt worden, er hatte keine Heizung, kein
heiBes Wasser. Er erhitzte Wasser auf einem
Holzkohlegrill und erstickte durch zu viel Kohlen-
monoxid!

Selbst der Tod also kann Folge einer Stromsperre
sein, auch wenn Trager und Behdrde alle wichti-
gen Schritte unternommen haben und die swb
vorging wie immer, Mahnung, gelber Schein; nach
drei Tagen dann die Stromsperre. Ein bedauerli-
cher Todesfall, der im Abwicklungsprozess der
swb mindestens eine Konsequenz haben muss:
Der Zeitraum zwischen Zustellung des gelben
Scheins und der Sperre muss viel grof3er werden
- statt drei Tagen mindestens drei Wochen -, wie
es in anderen Stadten bereits erfolgreich Praxis
ist, um Energiesperren zu verhindern. Dass dies
in Bremen noch nicht gelungen ist, beklagen wir
Grine seit Jahren. Wir nehmen zur Kenntnis,

dass sich ein runder Tisch mit der Losung des
Problems beschéftigt, und wir unterstiitzen Kam-
pagnen wie jingst die Initiative ,Zappenduster!”.

Nur, was mussen wir am Ende konstatieren? Es
reicht nicht! Die Fakten sprechen fir sich. Die
Zahl der Sperren steigt an. Es gibt seitens der
swb nicht einmal eine Zahl dazu, ob Uberhaupt
Sperrungen abgewendet worden sind.

Wie so oft erinnern wir Griine auch die swb an
ihre soziale Verantwortung. Eine von uns Griinen
langst gestellte Forderung gilt es jetzt in die Tat
umzusetzen. Ein Hartefallfonds muss her, wie er
in Hannover bereits gut funktioniert. Tausend
Sperrungen werden jahrlich durch den Fonds
verhindert, weil Jobcenter, Sozialbehorde, die
Stadtwerke Hannover und der Trager des Fonds
eng miteinander verzahnt arbeiten. Schnelle und
kurze Wege also, weil die Stadtwerke sich ihrer
Verantwortung in Hannover stellen. In definierten
Hartefallen erfolgt eine Einmalzahlung in wirt-
schaftlicher Not. Dafir sind circa 150 000 Euro
jahrlich im Topf des Hartefallfonds. Ich betone, mit
diesen 150 000 Euro werden viele Sperrungen
verhindert. Bezogen auf Bremen wirden sich
schon im Vorfeld die hohen Ausfallkosten fir die
swb erheblich reduzieren. Unserer Meinung nach
ergibt dieser Fonds auch wirtschaftlich Sinn.

(Beifall Bliindnis 90/Die Griinen)

Wie lauft es bei uns in Bremen? Hier wird ge-
mahnt und abgeschaltet, wobei die Kosten den
Verbrauchern aufgebrummt werden, und es gibt
den Hinweis, die Schuldnerberatung aufzusuchen.
In dem Moment sind die Menschen dann auf sich
allein gestellt. Anders als in Hannover greift in
Bremen noch kein komplexes Ré&derwerk. Die
swb jedoch lehnt den Hartefallfonds ab. Die Sozi-
albehdrde, also der Steuerzahler, soll die Kosten
Ubernehmen. Die Begrindung: Zu viele wollten
vom Fonds profitieren, zu viele wollten sich den
Vorteil des dann kostenlosen Wassers oder
Stroms erschleichen.

Das Beispiel Hannover zeigt aber, dass solche
Argumente nicht greifen; denn drei Viertel der
Antrdge auf Hilfe aus dem Fonds werden uber
das Jobcenter gestellt, der Rest aus dem Fachbe-
reich Soziales. Es greift also ein Kontrollsystem,
das die Menschen gleichzeitig unterstitzt und
nicht alleinlasst.

Das alles sind Argumente, die die swb nicht ab-
wiegeln kann, zumal wir dem Unternehmen immer
wieder klarmachen muissen, dass der Zugang
zum Wasser ein Grundrecht und Wasser keine
Ware ist. Wir missen also die Gesprache mit der
swb noch einmal intensivieren und den offentli-
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chen Druck mit dem Beispiel Hannover noch mehr
erhdhen.

In einem Text zur Jahreshilanz zum enercity-
Hartefonds heifdt es, dass mit dem Hartefonds die
Stadtwerke AG Hannover ihrer - ich zitiere - ,ge-
sellschaftlichen Verantwortung und ihrer Verbun-
denheit mit der Region Rechnung“ tragt. Genau
das gilt es bei der swb zu hinterfragen. - Vielen
Dank fur Ihre Aufmerksamkeit!

(Beifall Bundnis 90/Die Griinen, DIE LINKE - Abg.
Rowekamp [CDU]: Die Rede war nicht viel anders
als die von Herrn Erlanson!)

Vizepréasident Imhoff: Als néachster Redner hat
das Wort der Abgeordnete Mdhle.

Abg. Mohle (SPD)”: Herr Prasident, meine sehr
verehrten Damen und Herren! Der Tod des jun-
gen Mannes aus Gambia hat mich, ehrlich gesagt,
betroffen gemacht, erschrocken und sehr, sehr
nachdenklich. Jetzt aber daraus zu folgern, dass
es irgendwelche Fehler aufseiten der Behorde
oder Verwaltung gab, halte ich fur ziemlich tber-
zogen und absurd.

(Beifall SPD, Bundnis 90/Die Grlinen)

Das schon deshalb, weil wir gerade in der letzten
Sitzung der Sozialdeputation sehr grindlich, sehr
sorgfaltig Uber diesen Fall informiert wurden!

(Abg. Frau Gronert [CDU]: Nein, wurden wir
nicht!)

Na ja, gut, ich sehe das deutlich anders. Frau
Gronert, Sie haben ofter eine Auffassung, die ich
seltsam finde.

(Heiterkeit SPD)

Wir haben von der Senatorin sehr genau, sehr
detailliert gehort, was wie warum vorgefallen ist.

Tatsache ist, dass dem jungen Mann auch eine
andere Wohnung als Alternative angeboten wur-
de, die dieser junge Mann abgelehnt hat. Ich sage
das nicht, um irgendetwas zu verharmlosen, ir-
gendetwas zu beschdnigen, sondern an der Situa-
tion ist eben auch sehr viel Tragik, vielleicht auch
sehr viel Unwissenheit schuld. Es ist nicht einfach
nur eine Kausalkette, die swb hat etwas gemacht,
und der junge Mann ist gestorben. So einfach ist
die Welt, an dieser Stelle jedenfalls, nicht!

(Beifall SPD, Biindnis 90/Die Griinen)

Ich gehére auch zu denjenigen, die sagen, viel-
leicht hatten wir damals die Stadtwerke nicht ver-

kaufen sollen. Vielleicht wéare es schon, wenn sie
auch heute noch in kommunalem Besitz wéren.
Das sind sie aber nicht! Herr Erlanson, Sie haben
vollig recht, es ist ein ganz normales Unterneh-
men, und ich finde, das soll jetzt auch erst einmal
so bleiben. Einen volkseigenen Betrieb kann ich
mir, ehrlich gesagt, an dieser Stelle auch nicht
vorstellen.

Wir missen aber doch Uberlegen, und genau das
ist in der Sozialdeputation auch passiert, wie man
sich gemeinsam mit der swb in Situationen von
Hartefallen verhalten kann. Wir haben auch von
der swb und vom Jobcenter Vertreter in die Depu-
tation eingeladen und das sehr sorgfaltig und sehr
grundlich diskutiert. Ein paar Fragen, die ich auch
in Richtung swb habe, sind offen. Warum, wirde
ich zum Beispiel fragen, akzeptiert die swb nicht
Zugestandnisse der Sozialbehérde, die Kosten zu
Ubernehmen, und sorgt dafir, dass der Strom
sofort wieder angestellt wird? Warum muss man
da noch Zeit vergehen lassen? Ich bin der Auffas-
sung, wenn die Sozialbehdrde sagt, sie Uber-
nimmt die Kosten, dann muss so viel Vertrauen
aufseiten der swb sein, dass sie das akzeptiert.

(Beifall SPD, Biindnis 90/Die Griinen, FDP)
Das ware der erste Punkt.

Der Hartefonds! Ja, Hannover macht das, die
Stadtwerke dort sind zu 75 Prozent in kommuna-
lem Besitz, das heil3t, der Stadt Hannover geho-
ren 75 Prozent der dortigen Stadtwerke. Dann
kann man das vonseiten der Politik nattrlich auch
viel leichter einfordern und sagen, wir wollen,
dass das gemacht wird, und dann bekommt man
das auch hin. Hier ist das aber anders. Ich glaube,
wir haben eine Aktie im Wert von einem Euro.

(Abg. Frau Dr. Schaefer [Blndnis 90/Die Grunen]:
Aber man kann sich an guten Beispielen orientie-
ren!)

Ich sage ja nur, erst einmal ist die politische Ein-
flussnahme auf das Unternehmen swb deutlich
geringer als in Hannover, und wir kénnen nur
gemeinsam mit der swb, im Konsens, in Bespre-
chungen, an runden Tischen immer wieder er-
mahnen, dass wir in dem Bereich Losungen brau-
chen.

Jetzt kann man sagen, da muss man ordentlich
Druck machen. Ich habe nur immer das Gefihl,
dass viele die Funktionsweisen der Wirtschaft
vielleicht auch noch nicht so richtig verstehen.
Das ist in der Tat ein ganz normales Unterneh-
men, das gewinnorientiert ist. Ich frage mich, wa-
rum soll es nicht auch gewinnorientiert sein?
Herrgott noch einmal, das ist so, eine Aktienge-
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sellschaft ist dem Aktienrecht verpflichtet, ist den
Aktiondren verpflichtet, das steht Uberall festge-
schrieben, und wenn wir etwas von der swb wol-
len, dann missen wir mit ihr verhandeln, dann
missen wir mit ihr gemeinsam schauen, ob wir
Losungen finden. Ich bin mir ganz sicher, dass die
swb den Fall des verstorbenen jungen Mannes
auch nicht berauschend toll findet und an der
Stelle Uber ihre Geschéftspraxis - davon bin ich
Uberzeugt - mit Sicherheit nachdenkt. Ich méchte
gern, auch das will ich hier schon sagen, dass wir
weiter im Gesprach mit der swb bleiben und die
Gesprache nicht einfach so pragen, dass wir sa-
gen, je mehr Druck wir machen, desto eher gibt
sie nach. Nein, ich glaube, man muss versuchen,
auf Augenhdhe mit der swb zu argumentieren und
sie dazu zu bewegen, aus freien Sticken ihre
Geschéaftspraxis punktuell zu verandern.

(Beifall SPD)

Die Schuldnerberatung ist naturlich eine Mdoglich-
keit, aber ich weil3 auch, dass die Frage, wie je-
mand in Not gerat, sehr unterschiedlich zu bewer-
ten ist. Die swb hat uns mitgeteilt, sie habe 47 000
Mahnungen verschickt. Dabei sind dann aber
auch Leute, zu denen ich jetzt nicht mehr gehére,
weil ich einen Dauerauftrag habe, aber vorher
gehorte auch ich dazu, die schlicht einmal ver-
gessen haben, einen Rechnungsbetrag zu uber-
weisen. Dann kommt eine Mahnung, man erinnert
sich, Uberweist, und das Problem ist geldst.

7 000 Stromsperren sind tatsachlich erfolgt, das
sind wahnsinnig viel. Ich finde, das ist eine richtig
hohe Summe. Ich sage auch, wenn einer Familie
mit Kindern der Strom abgestellt wird, dann weif3
ich als alter Heizungsbauer und Altbausanierer,
dass die Heizung ebenfalls nicht funktioniert, weil
sie ndmlich auch Strom braucht.

(Abg. Strohmann [CDU]: Genau!)

Es geht sehr schnell, dass man in einer ziemlich
elenden Lage ist. Ich finde, dass wir sorgfaltig
darauf achten missen, dass gerade Familien mit
Kindern, wie auch immer sie in diese Situation
hineingeraten sein mogen, ganz schnelle Hilfe
brauchen, damit es eben nicht zu unbilligen Har-
ten kommt.

Dass das aber dazu filhren soll zu sagen, jede
Stromsperre, die irgendwie vorgenommen wird,
muss vom Sozialressort beseitigt werden, ware
auf der anderen Seite ein Anreizsystem, dann den
Strom erst einmal gar nicht zu bezahlen.

(Abg. Tuncel (DIE LINKE]: Das hat doch keiner
gesagt!)

Auch das wird eine Rolle spielen, es ist ndmlich
ein sehr sensibler Bereich. Wo setzt die Hilfe ei-
gentlich ein und wo nicht? Es gibt aus meiner
Sicht zumindest eben auch die Chance, sich bera-
ten zu lassen und aus so einer Notsituation im
Rahmen von Abzahlung und Abtrdgen herauszu-
kommen.

Letzter Punkt: Der traurige Todesfall des jungen
Mannes aus Gambia sollte dazu fihren, dass wir
verstarkt dartber nachdenken, wie man insge-
samt zu einer besseren Losung kommt. Ich glau-
be auch, dass es da bei den Verhandlungen mit
der und der Behandlung durch die swb Luft nach
oben gibt. Ich halte die Strategie, wir machen
ganz viel Druck, dann klappt das besser, fir un-
geeignet.

Ich setze auf die Vernunft des Unternehmens und
auf die Einsicht einer Geschéftsphilosophie, die
im Grunde genommen diese Harten auch nicht
mdchte. Ich glaube, es ist etwas illusorisch zu
sagen, die durfen keinen Profit machen, wie es ja
in der Aktuellen Stunde angeklungen ist, Men-
schen vor Profit oder so. Das finde ich, ehrlich
gesagt, irgendwie - -. Wir kdnnen naturlich auch
daruber diskutieren, ob wir hier noch einmal die
Weltrevolution ausrufen wollen, das steht derzeit
nicht auf der Tagesordnung,

(Abg. Rupp [DIE LINKE): So ein Quatsch!)

und solange es so funktioniert, wie es funktioniert,
mussen solche Unternehmen Gewinn machen.
Ich finde das auch in Ordnung und denke trotz-
dem, dass man durchaus auch einmal an die so-
ziale Verantwortung appellieren kann. - Vielen
Dank fur Ihre Aufmerksamkeit!

(Beifall SPD)

Vizeprasident Imhoff; Als nachste Rednerin hat
das Wort die Abgeordnete Frau Gronert.

Abg: Frau Grénert (CDU)”: Herr Préasident, mei-
ne Damen und Herren! ,Menschen vor Profite -
Energiesperren endlich stoppen“, aus dieser
Uberschrift kbnnte man ohne Probleme zwei Ak-
tuelle Stunden machen. ,Energiesperren stoppen”
ware die eine, und die andere misste sich dem
Thema ,Menschen vor Profite“ widmen.

Als Profit wird der Gewinn bezeichnet, der nach
Abzug der Kosten der eingesetzten Mittel von
einem Unternehmen erzielt wird. Viele Menschen,
allen voran Marx, haben versucht zu erklaren,
was genau unter Profit zu verstehen ist, aber fur
meinen Geschmack kamen sie zu oft zu dem
Resultat, dass Profiteure regelmafig wohl eher
Monster als Menschen sind. Abgesehen von der
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Frage, ob an dieser Annahme etwas stimmt: Was
ist mit der Tatsache, dass er oder sie - also die
Profiteure - fir den entsprechenden Investitions-
prozess selbst das wirtschaftliche Risiko tragen?
Es ist doch dieser Investitionsprozess, durch den
auch unsere Arbeitsplatze und Guter geschaffen
werden, von denen wir am Ende alle profitieren.
Deshalb wiirde diese Welt ohne diese risikoberei-
ten Menschen auch nicht funktionieren. Wie trau-
rig, wenn es nur ausgepragte Buchhaltertypen
gabe!

Bei |hnen, Herr Erlanson, und auch bei Frau
Wendland klingt es indes so, als wenn Menschen
ohne Profite immer nett und liebenswert waren
und die anderen, die mit den Profiten, immer bo-
se. Das kann aber nicht lhr Ernst sein, oder glau-
ben sie wirklich, dass es in der swb nur Profithaie
gibt, die Uber Leichen gehen? Ich vermute einmal,
dass Sie leider genau das mit lhrer Uberschrift
.Menschen vor Profite" implizieren wollten, und
ich finde das falsch!

(Abg. Rupp [DIE LINKE]: Dann ist der Kollege
selbst schuld, der da erstickt ist, oder was?)

Schade, dass Sie eine so ideologische Ansage
vor das durchaus wichtige Thema Energiesperren
setzen und die Grinen sich dem einfach an-
schlieen! Ich finde es auch bedauerlich, ja un-
wurdig, dass Sie, wie wir es auch auf lhrer Inter-
netseite lesen konnen, Herr Erlanson, der swb
den tragischen Tod des neunzehnjahrigen Flicht-
lings anlasten wollen.

(Beifall CDU)

Dann kénnten Sie ebenso den Bausenator ver-
klagen, weil es zu wenige ordentliche Wohnungen
gibt und der junge Flichtling in eine Wohnung mit
teurer Nachtspeicherheizung ziehen musste. Oder
prangern Sie doch einfach das Fluchtgeschehen
als solches an! Ebenso mussten Sie die Sozialse-
natorin fragen, ob Flichtlinge, die in eine eigene
Wohnung ziehen, wirklich gut betreut werden. Das
haben Sie aber bis zu dieser Debatte nicht getan.

(Abg. Rupp [DIE LINKE]: Wer hat denn den Strom
abgeschaltet?)

Ich habe einiges mit dem Ziel der Klarung ver-
sucht, habe aber kaum Antworten auf meine Fra-
gen bekommen. Die Nachfragen, die ich im Rah-
men meines zweiten Klarungsversuches einge-
reicht hatte - insoweit muss ich Ihnen, Frau Stah-
mann und Herr Mohle, widersprechen, gerade mit
Blick auf die Fragestunde -, wurden nicht einmal
an die Mitglieder der Sozialdeputation verteilt,
geschweige denn beantwortet. Mir selbst wurde in
einem nicht 6ffentlichen Sitzungsteil mit dem Ver-

weis auf die von der Staatsanwaltschaft einge-
stellten Ermittlungen ,dreistes und unverschamtes
Verhalten“ vorgeworfen.

(Senatorin Stahmann: Aber nicht von mir!)
Von lhnen auch!
(Zurufe SPD, Bundnis 90/Die Griinen: Nein!)

Sie haben nicht den Begriff ,dreist* benutzt. Aber
der Rest - Frau Stahmann, tut mir leid! - war so.

(Zuruf BiUndnis 90/Die Griinen: Jetzt werden Sie
ungerecht!)

Wenn aber die Ermittlungseinstellung der Staats-
anwaltschaft fur das Sozialressort gilt, dann gilt
sie auch fur die swb. Einseitige Schuldzuweisun-
gen von selbsternannten Richtern sollten unter-
bleiben!

DIE LINKE geht also davon aus, dass Strom, Gas
und Wasser immer flieRen wirden, wenn die swb
darauf verzichte, Gewinne - oder eben ,Profite” -
zu machen. Herr Erlanson, ich habe auf lhrer
Internetseite nachgesehen, ob ich dort Aussagen
dazu finde, welchen Verlauf das in der Praxis
nehmen konnte, aber dazu steht dort nichts. Ich
konnte nur lesen, dass Sie ein Verbot der bisheri-
gen Praxis fordern und alles, was bislang ge-
macht wurde, nicht ausreiche.

Sie beziehen sich in Ihrem Beitrag auch auf den
Hartefonds, der aber in dem Fall des kirzlich ver-
storbenen Flichtlings Uberhaupt nicht geholfen
hatte. Warum nicht, das erklare ich gleich noch.

Die immer weiter steigende Zahl an Energiesper-
ren ist aber durchaus beunruhigend, und es ist
richtig, das Thema immer wieder aufzugreifen.
Von den Vorschlagen der letzten Jahre zur Ver-
hinderung von Sperren scheiterten leider etliche
am Datenschutz oder an Problemen, die sich erst
spater zeigten, zum Beispiel mit den Prepaid-
Zahlern oder den monatlichen Abrechnungen. Die
heutige Debatte markiert also keinesfalls einen
Anfang. Ganz im Gegenteil, im Herbst 2014 traf
sich nach langem Hin und Her zum ersten Mal ein
runder Tisch zwischen Vertretern der Sozialbe-
hoérde, des Jobcenters, der Verbraucherzentrale,
der Schuldnerberatung und anderen. Ein Ergebnis
dieser Verhandlungen ist der mehrsprachige Flyer
LZappenduster!” - so heil3t er-, in dem erkléart
wird, wie der Ablauf ist, wenn man seine Rech-
nung nicht zahlt, und welche Hilfen es gibt, um
eine Sperre zu verhindern. Die Mdglichkeit von
Direktzahlungen durch die Jobcenter an den
Energieversorger soll verstarkt genutzt werden.
Mahn- und Sperrfristen wurden verringert, um die
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Schuldenhéhe mdoglichst klein zu halten. Die
MalRnahmen des runden Tisches greifen aber erst
seit Ende 2015. Man sollte noch ein bisschen
abwarten, welche Wirkung sie erzielen werden.

DIE LINKE kann aber nicht abwarten, nein, und
nicht nur sie vermittelt mit dieser Aktuellen Stunde
eine Hoffnungslosigkeit, die ich im laufenden Pro-
zess unglaublich schadlich finde. Drauf3en ist
gerade die Kampagne gestartet worden. Man
versucht, die Hilfs- und Unterstiitzungsangebote
Uberall bekannt zu machen. Doch DIE LINKE und
die Grinen starken hier zeitgleich ein Feindbild
und fordern die Mutlosigkeit der Betroffenen, die
dann letztlich keinen Kontakt mit der swb oder
anderen Stellen aufnehmen, sondern einfach
schon vorher aufgeben. Das ist mehr als bedauer-
lich.

(Beifall CDU)

Eine Fondslésung wie der enercity-Hartefonds
e. V. in Hannover kénnte auch in Bremen fir eini-
ge besondere Falle durchaus eine gute Mdglich-
keit sein, eine schwierige Situation zu Uberstehen.
Dieser Fonds kann angezapft werden, wenn zum
Beispiel Alte, Kranke oder Alleinerziehende un-
verschuldet in Not geraten und keine Leistungen
vom Jobcenter oder aus dem Fachbereich Sozia-
les erhalten und diese ihnen auch in Zukunft nicht
zustehen. Insofern, Herr Erlanson, héatte dem
jungen Flichtling auch durch solch einen Fonds
leider nicht geholfen werden kdnnen, zumindest
dann nicht, wenn der Fonds in Bremen so aufge-
stellt gewesen wére wie in Hannover. Warum aber
die fir den jungen Flichtling durchaus mdéglichen
Unterstitzungsmaflnahmen, die ja auch im Flyer
bekannt gemacht werden, nicht gegriffen haben,
das mussen andere erklaren.

Hilfesuchende kdnnen sich indes nur einmalig und
auch nicht direkt an den Verein hinter dem Fonds
wenden, sondern mit ihrem Einverstéandnis kann
nur das Jobcenter oder jemand vom Fachbereich
Soziales sie melden. In Bremen, das wurde schon
gesagt, kommt ein solcher Fonds nicht zustande,
weil der Energieversorger hier privatisiert ist, wah-
rend er in Hannover zu 70 Prozent der Stadt ge-
hort. Wenn die Bremer Politik nun die Einrichtung
eines solchen Hartefonds mit dem Hinweis auf die
soziale Verantwortung der swb erwartet, aber
selbst nicht bereit ist, sich zu beteiligen, dann
habe ich wenig Hoffnung auf eine Umsetzung.

Dennoch bleibt die in den vergangenen Jahren
trotz Bemuhungen stetig gestiegene Zahl der
Sperrungen. Das aber nun, wie Die LINKE und
die Griinen es tun, nur mit ,Profitgier* der swb zu
begrinden, ist mit Sicherheit zu plakativ und zu
kurz gedacht. Unsere Gesellschaft verandert sich

namlich standig. Es gibt immer mehr Menschen
mit nur geringen Deutsch-Kenntnissen, was oft zu
Problemen fiihrt. Insofern ist der neue mehrspra-
chige Flyer hoffentlich eine Hilfe.

Es breitet sich aber auch zunehmend in allen
gesellschaftlichen Schichten eine beunruhigend
schlechtere Zahlungsmoral aus.

(Abg. Rupp [DIE LINKE]: Es gibt auch eine beun-
ruhigend schlechte Einkommenssituation!)

Zudem gibt es immer mehr Menschen in seeli-
schen Lebenskrisen, die nicht mehr in der Lage
sind, Hilfsangebote anzunehmen. Auch Hartz-1V-
oder Sozialleistungsempfanger und Menschen mit
geringer Rente werden in unserer Stadt zuneh-
mend mehr. Hier kdnnten allerdings manchmal
auch die bereits oft diskutierten MaRhahmen des
Armutsausschusses greifen und zu Verbesserun-
gen fuhren, wenn man sie denn umsetzen wirde.

Dazu gibt es noch eine steigende Zahl Menschen,
fur die Sparen ein Fremdwort ist. Manche haben
nie gelernt, verantwortlich mit Ressourcen wie
Geld oder auch Energie umzugehen. Obwohl es
Angebote gibt, die zum Energiesparen oder zum
Umgang mit Geld schulen, werden diese von den
meisten Betroffenen nicht genutzt. Dann gibt es
eben auch solche, die durch ungliickliche Le-
bensumstande voribergehend in eine Notlage
geraten. Die Entwicklung all dieser verschiedenen
Problemlagen muss man bestéandig beobachten
und MalRhahmen neu oder weiterentwickeln. Es
wird auch in Zukunft sicherlich keine Patentldsung
fur alle Falle geben.

So ist und bleibt es ausgesprochen wichtig und
richtig, dass das Sozialressort das Thema weiter
verfolgt und sich immer wieder mit den verschie-
denen Akteuren zusammensetzt, denn Prozesse
dauern oft sehr lang und erfillen nicht immer die
in sie gesetzten Hoffnungen. Leider ist es nicht
umsetzbar, fur jeden einzelnen Fall durch aufsu-
chende Beratung nach individuellen Lésungen zu
suchen. Es ware allerdings auch nicht richtig,
jeden Betroffenen auf diese Weise aus der Eigen-
verantwortung zu entlassen; denn immer wieder
hat eine Energiesperre auch einen heilsamen
Einfluss auf die dahinter stehenden Menschen.
Ich hoffe sehr, dass die seit Ende 2015 intensiv
bekannt gemachten Unterstiitzungsangebote
zunehmend genutzt werden und auch messbare
Erfolge zeitigen.

Ich mochte aber noch einmal zum Hartefonds
zuriickkehren! Der Erfolg des Fonds in Hannover
ist nicht nur in den circa 50 Fallen jahrlich zu se-
hen, in denen direkt geholfen werden konnte.
Nein, der weitaus gréRere Erfolg stellte sich an
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anderer Stelle ein. Da immer erst geprift werden
muss, ob den Menschen vielleicht doch 6ffentliche
Leistungen zustehen, kam es in Hannover zur
Verhinderung von circa 1 000 weiteren Sperrfallen
jahrlich. Somit ist es auf jeden Fall zu begrifen,
dass der runde Tisch sich weiterhin aktiv um eine
Fondslésung bemiiht, aber der Fonds wiirde eben
nur ein Baustein von vielen sein koénnen. Der
Uberwiegende Teil der insgesamt circa 15 000
Sperrungen jahrlich in Bremen - es wird nicht nur
die Versorgung mit Strom, sondern auch mit Gas
oder mit Wasser gesperrt - kénnte durch einen
solchen Fonds nicht verhindert werden.

So kann ich nur wiederholen, dass die standige
Sensibilisierung der Politik und der swb in diesem
Prozess unbestritten wichtig ist. Verabredungen
wie die, dass nicht zum Wochenende gesperrt
wird, weil man dann, ohne Hilfe zu bekommen, bis
Montag warten muss, sind relativ leicht umzuset-
zen. Es gibt inzwischen viel Unterstutzung vor und
auch nach einer Sperre. Das war nicht immer so.
Ich danke allen, die sich konstruktiv dafiir einset-
zen, dass Energiesperren moglichst verhindert
werden. Das wird man aber nicht durch Titel wie
den fur die heutige Aktuelle Stunde erreichen. -
Vielen Dank!

(Beifall CDU)

Vizeprasident Imhoff: Als nachster Reder hat
das Wort der Abgeordnete Dr. Buhlert.

Abg. Dr. Buhlert (FDP): Sehr geehrter Herr Pra-
sident, meine Damen und Herren! Stromsperren
sind die Ultima Ratio, wenn jemand fir eine Leis-
tung, die er bezogen hat, nicht mehr bezahlen
kann - oder nicht mehr bezahlen will - oder wenn
er es schlichtweg versaumt hat. Wir missen ein-
fach feststellen, dass wir ganz verschiedene
Gruppen haben, die von Stromsperren betroffen
sind. Wir reden jetzt von denjenigen - um diese
Menschen missen wir uns kimmern -, die nicht
zahlen konnen, weil sie zu wenig Geld haben.

Wir missen Uberlegen, wie diesen Gruppen von
Menschen geholfen werden kann, denn es ist in
der Tat nicht derjenige, der es einfach versaumt
und eigentlich zahlen kdnnte, um den wir uns hier
Gedanken machen missen. Wir missen aber
dafir sorgen, dass der nicht von einem System
profitiert, das wir fUr diejenigen, die wirklich be-
durftig sind, einfuhren missen. Da gilt es weiter
zu differenzieren, denn fur uns Freie Demokraten
bleibt es schlichtweg dabei: Wer eine Leistung in
Anspruch nimmt, muss zahlen, da beil3t die Maus
keinen Faden ab!

Wenn das so ist, missen wir uns aber tberlegen,
welche Menschen denn gezwungen sind, Strom-

sperren zu ertragen, weil sie nicht innerhalb der
Frist eine Losung finden. Diese Menschen sind
haufig in Grundversorgungstarifen. Grundversor-
gungstarife sind teurer als mancher Okostromtarif,
den wir heute schon haben. Sie haben keine
Chance, in die anderen Tarife zu wechseln, weil
sie einen Schufa-Eintrag oder irgendetwas ande-
res haben, also ware doch eine Mdglichkeit zu
Uberlegen, wie wir es schaffen, dass diese Men-
schen in andere Tarife kommen, damit sie weni-
ger fur Strom ausgeben missen. Wie schaffen wir
es - die Experimente mit Prepaidzahlern sind ja
angeklungen -, dass diese Menschen ein Kosten-
bewusstsein bekommen, dass sie vielleicht ler-
nen, mit flexiblen Tarifen umzugehen, den Strom
dann zu gebrauchen, wenn er ginstiger ist? All
das sind Madoglichkeiten, die wir im Rahmen der
Digitalisierung der Energiewende sehen werden.
Smart Meter werden ausgerollt, und wir werden
Moglichkeiten haben, dass diese Leute sehr ge-
nau wissen, wie viel Stromkosten sie verursacht
haben. Dann wird da namlich nicht nur eine Kilo-
wattstunde stehen kénnen, sondern auch ein Eu-
robetrag, den sie ausgegeben haben und zahlen
missen. Das ist dann ein weiterer Hinweis.

Man darf auch nicht vergessen, dass vor der
Stromsperre Mahnungen kommen und die Men-
schen also Zeit haben zu reagieren. Ja, es gibt
Menschen, die Briefe nicht 6ffnen und so weiter,
die auch krank sein mégen. Um sie muss man
sich gesondert kimmern, aber eben auch nur um
diese und nicht um alle und dabei glauben, dass
alle immer das Problem haben, denn manche sind
schlichtweg auch nicht willens zu zahlen, und
manche andere haben den Umgang mit Geld
noch nicht gelernt. Helfen wir ihnen aber, indem
wir ihnen das abnehmen und sagen, dann kommt
jemand und zahlt das fir dich? Damit lernt man
den Umgang mit Geld auch nicht, sondern lernt
nur, dass man Hilfe bekommt, aber hat noch nicht
diese Lernerfahrung, die das auch mit sich bringt,
gemacht.

Ja, der Hartefallfonds in Hannover nutzt etwas,
auch dariber kann man nachdenken, aber das,
was dort passiert - Frau Gronert hat zu Recht
darauf hingewiesen -, kann auch ohne Hartefall-
fonds bei uns passieren, dass namlich in jedem
Fall geprift wird, ob eigentlich ein Anspruch auf
Ubernahme und Unterstiitzung aus 6ffentlichen
Kassen, durch Jobcenter oder Sozialamt, besteht.
Das kann auch bei uns jedes Mal ohne einen
Hartefallfonds geprift werden, denn dann kann
vieles vermieden werden.

Ein weiterer Punkt ist angesprochen worden, der
Datenschutz. Es ist doch eines der grol3en Prob-
leme, dass natirlich der Stromversorger weil3,
wer das Problem macht. Der Mensch selbst weil3
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es, und die offentliche Hand weil3, welche Prob-
lem- und Sorgenmenschen es gibt, die sie be-
treut. Das aber zusammenzubringen und sich
darliber auszutauschen, Uber die einzelnen Falle,
davor steht der Datenschutz, und es gilt, kluge
Wege zu finden, wie man diesen Menschen hel-
fen kann, indem friihzeitig ein Austausch Uber die
Problemsituationen dieser Familien und dieser
Menschen stattfindet.

Als Letztes dann Anmerkungen zum Unterneh-
men! Ja, es muss gewinnorientiert arbeiten. Wenn
es nicht gewinnorientiert arbeitet, mochte ich nicht
wissen, wie unsere Infrastruktur hier irgendwann
einmal aussieht, denn das ist Voraussetzung da-
fur, dass unsere Infrastruktur erhalten bleiben
kann. Die Frage, die sich aber stellt, ist, welchen
Imageschaden man nimmt, wenn man so handelt,
und die Frage ist, welcher Aufwand jeweils mit
den Stromsperren verbunden ist. Auch das gilt es
fur das Unternehmen zu kalkulieren und genau
mit einzubeziehen und zu Uberlegen, wann es
sinnvoll ist und bleibt, Stromsperren zu verordnen.

Ja, den Menschen mehr Zeit zum Zahlen zu ge-
ben, mag dem einen oder anderen helfen, eine
Losung zu finden. Es mag bei dem einen oder
anderen aber auch gerade das Problem vergro-
Rern, und deswegen bleibt es dabei, dass wir
dafir sind, dass man sehr friih und kurze Zeit
erhalt, damit die Menschen gezwungen sind,
schnell zu reagieren, Lésungen zu finden und
dann auch fur sich eine Stromsperre abzuwen-
den. Es ist doch eine Sache, die fur jeden not-
wendig ist, wenn die Alarmglocke quasi schrillt,
auch zu handeln. Insofern bleibt es eine Aufgabe,
hier kurzfristig Termine bei entsprechenden Bera-
tungsmaoglichkeiten oder auch bei den 6ffentlichen
Stellen zur Verfigung zu stellen, damit in diesen
kurzen Fristen auch reagiert werden kann und die
Menschen wissen, wie sie Hilfe bekommen kon-
nen. - Herzlichen Dank!

(Beifall FDP)

Vizeprasident Imhoff: Als nachster Redner hat
das Wort der Abgeordnete Erlanson.

Abg. Erlanson (DIE LINKE)”: Sehr geehrter Herr
Prasident, sehr geehrte Damen und Herren, liebe
Kolleginnen, liebe Kollegen! Ich wollte noch ein-
mal darauf hinweisen, wenn Sie mich persoénlich
fragen, ob ich dafur ware, dass man die swb még-
licherweise rekommunalisieren sollte, weil es da-
mals vielleicht ein Fehler gewesen ist, weil man
jetzt in Hannover sieht, dass es fiir Hannover ein
guter Schritt gewesen ist, die Stadtwerke nicht zu
privatisieren, weil sie heute Einfluss darauf haben,
wie mit den Stromsperren und einem mdoglichen

Hartefallfonds in Hannover umgegangen wird:
Naturlich ist es gar keine Frage, ja, ich wére dafur!

(Beifall DIE LINKE, Biindnis 90/Die Griinen)

Aber ich bitte doch auch darum - Sie miussen das
nattrlich nicht tun, das ist mir schon klar -, einfach
auch einmal zu lesen! In der Uberschrift fur diese
Aktuelle Stunde steht nichts von Enteignung, da-
rin steht nichts von Rekommunalisierung. Da steht
.Menschen vor Profite. Da steht auch nicht ,Men-
schen statt Profite”. Darin steht nur, dass wir, DIE
LINKE, der Meinung sind, dass naturlich das Ziel
ist, wenn die swb Stromsperren verhindern will,
Modalitaten zu finden, die Stromsperre zu verhin-
dern. Klar ist auch, natirlich muss irgendjemand
fur die bezogene Leistung bezahlen, auch das
haben wir nie infrage gestellt, aber wenn wir ver-
hindern, dass aktuell von der swb Stromsperren
durchgesetzt werden, weil sie der Meinung ist,
dass dadurch das Geld schneller hereinkommt,
dann mag es sein, dass dadurch die Gewinne der
swb aufgrund der Zeitverzégerung ein wenig ge-
schmalert werden. Das mag sein, und dazu sage
ich auch, dazu kann ich mich bekennen, dass es
so ist! Damit habe ich keine Probleme!

(Beifall DIE LINKE)

Ich will nur noch einmal deutlich machen, wir ha-
ben nie gesagt ,freie Energie fur alle, und nie-
mand muss bezahlen® oder so etwas!

(Abg. Réwekamp [CDU]: Nein, das war OPNV,
nicht?)

Jetzt méchte ich noch einmal einen kleinen Aus-
schnitt fur eine positive Richtung geben: Hier wird
immer so euphorisch Uber den Hartefallfonds in
Hannover berichtet. Man muss dazu sagen, man
ist dort dabei, ihn wieder abzubauen, weil er nicht
richtig funktioniert. Momentan wird versucht, auch
in Hannover dieses Saarbriicker Modell umzuset-
zen, das konnte ich ja nur kurz anzufiihren. Jetzt
mdchte ich noch einmal darlegen, was das Saar-
bricker Modell bedeutet.

Herr Dr. Buhlert hat es gerade zuletzt erwahnt, wir
haben es in Bremen schon immer diskutiert, es
gibt ein Problem mit dem Datenschutz. In Saar-
bricken wurde das einfach sehr elegant gelost,
denn im dortigen Modell gibt es fir jeden Sozial-
hilfetrager, vom Jobcenter bis zu anderen Institu-
tionen, eine Einwilligungserklarung des Sozialhil-
feempfangers, die einen Datenaustausch - jetzt
auf Bremen bezogen - zwischen swb und Jobcen-
ter ermdglicht. Durch diese Einwilligungserklarung
ist in Saarbriicken und auch anderswo die Garan-
tie dafir gegeben, dass der Datenschutz beach-
tet, aber im gegenseitigen Einvernehmen an die-
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sem Punkt ausgesetzt wird. Das wird seit dem
Jahr 2012 in Saarbriicken praktiziert und hat dazu
gefiihrt, dass mehrere Tausend Stromsperren im
Jahr verhindert wurden.

Ich finde, das ist ein Modell, das wir uns gemein-
sam anschauen sollten.

Diejenigen, die die ganze Zeit auf uns schimpfen,
sollten zur Kenntnis nehmen, dass wir Linken der
Senatorin deutlich ein Angebot unterbreitet, das
heil3t unsere Hilfe angeboten haben, wenn das
Problem politisch angepackt werden soll. Wir ha-
ben jemanden, der an der Umsetzung des Mo-
dells in Saarbriicken mitgewirkt hat, an der Hand.
Diesen Experten kdnnten wir einladen, damit er
uns in einer gemeinsamen Veranstaltung die De-
tails erlautert. Das ist unser Angebot.

(Beifall DIE LINKE)

Noch ein Punkt! Herr Méhle hat gesagt, man durfe
keinen Druck ausiiben beziehungsweise man
solle nicht auf dieses Instrument setzen. Wenn es
ohne Druck funktionieren wirde, dann hatte Herr
Mohle recht. Ich sehe nur, dass es bisher nicht
funktioniert hat. Daher hat Herr Mohle nicht recht!

Im Gegenteil, man muss Druck ausiiben! Dafir
gibt es durchaus phantasievolle Mdoglichkeiten.
Man stelle sich bitte nur einmal vor, dass die Se-
natorin mit den Verantwortlichen der swb klar und
deutlich reden wirde! Die Senatorin kénnte zum
Beispiel darauf verweisen, wie viele Leistungs-
empfanger sie auf ihrer Seite hat und dass der
Senat die Erklarung abgeben kodnnte, sich gege-
benenfalls einem anderen Energieversorger zu-
zuwenden, mit dem andere Vereinbarungen mog-
lich sind. Wir kénnten dann sehen, wie langsam
oder wie schnell die swb auf diese oder auf ande-
re Arten des phantasievollen Austibens von Druck
reagieren wirde. Es gibt also durchaus Md&glich-
keiten. - Danke!

(Beifall DIE LINKE)

Vizeprasident Imhoff: Als ndchste Rednerin hat
das Wort Frau Senatorin Stahmann.

Senatorin Stahmann®”: Herr Prasident, sehr ver-
ehrte Damen und Herren! Das Ziel, Strom- und
Wassersperren zu verringern, eint die Bremische
Birgerschaft. Ich habe das Thema in Absprache
mit dem sozialpolitischen Sprecher der SPD-
Fraktion und Vorsitzenden der Sozialdeputation,
Klaus Mohle, auf deren Tagesordnung setzen
lassen. Wir hatten Géaste - davon ist schon berich-
tet worden - und konnten einiges Uber die ersten
Schritte einer gemeinsamen Kampagne héren.

Wir, der Bremer Senat, haben rechtliche Mdglich-
keiten ausgelotet, Versorgungssperren zu verbie-
ten. Das dirfen wir nicht. Die Zulassigkeit von
Stromabschaltungen ist in der Stromgrundversor-
gungsverordnung bundesrechtlich geregelt.

Wir haben uns bemiht, das Thema Energiesper-
ren auf die bundespolitische Tagesordnung zu
heben, und haben in Ausschiissen des Bundesra-
tes entsprechende Antrdge gestellt. Wir hebenn
Beratungen mit anderen Bundesléandern begon-
nen, sind aber letztlich immer wieder bei der Fra-
ge des Datenschutzes angekommen. Ich sehe
auch insoweit nach wie vor Regelungsbedarf, um
die Zahl an Energiesperren zu verringern.

Wir wollen mit der swb zusammen Lésungen fin-
den - es kann keinen anderen Weg geben -, damit
5500 Energiesperren nicht mehr zustande kom-
men. Es muss unser Ziel sein, dass es nicht mehr
zu Energiesperren kommt. Wir wollen, dass die
Menschen (Uber ihre Rechte gut informiert sind.
Sie sollen dartber aufgeklart sein, was sie tun
kénnen, wenn sie in einer Notsituation sind. Auch
die swb soll im Sinne der Betroffenen MalRnah-
men ergreifen, aber am Ende wird es immer so
sein, dass die swb - sie ist nun einmal ein Wirt-
schaftsunternehmen - darauf drangt, dass das,
was verbraucht wurde, bezahlt wird. Man muss an
dieser Stelle auch sagen, dass diese Handhabung
das gute Recht der swb ist.

Zu dem runden Tisch hatten wir unter anderem
die swb und die Aktionsgemeinschaft Arbeitsloser
Burgerinnen und Birger, AGAB, die Arbeitslose in
Bremen berét, eingeladen. Das Amt fur Soziale
Dienst haben wir mit an den Tisch bekommen.
Der Senator fur Umwelt, Bau und Verkehr war
ebenso vertreten wie das Jobcenter, die Verbrau-
cherzentrale und die Schuldnerberatungsstellen.
Zahlreiche der anwesenden Fachleute haben Tag
fir Tag mit armen Menschen, mit Menschen in
Not zu tun. Gegenstand der Diskussion waren
handlungsorientierte Vorschlage.

Herr Erlanson, unter dem Strich I&sst sich feststel-
len, dass wir im Verfahren schon vieles verbes-
sern konnten. Wir haben mit der swb verabredet,
im April eine Auswertung vorzunehmen. Dabei
wird es unter anderem um folgende Fragen ge-
hen: Was hat die Verlangerung der Mahn- und
Sperrfristen gebracht? Was hat es gebracht, dass
der Sperrprozess ausgesetzt wird? Was hat es
gebracht, dass wir individuelle Verabredungen zur
Tilgung der Schulden getroffen haben?

Wir haben in bestimmten Fallen Direktzahlungen
an die swb vereinbart. Die Kosten fiir die Sper-
randrohung konnten von knapp Uber 40 Euro auf
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15,71 Euro verringert werden. Immerhin! All das
sind ganz wichtige Malinahmen.

SchlieBlich mdéchte ich betonen, dass wir die
Kampagne ,Zappenduster!* verabredet haben.
Die Informationen stehen in funf Sprachen zur
Verfigung und sollen die Menschen erreichen.
Die entsprechende Homepage ist mittlerweile
online. Eine Homepage allein verhindert sicherlich
nicht eine Energiesperre, aber sie hilft den Men-
schen, Unterstitzung zu bekommen und ihr Recht
wahrzunehmen. Ich glaube, dass wir insoweit
einige Erfolge haben werden. Das muss man
anerkennen.

(Beifall Bindnis 90/Die Griinen)
Danke, Frau Dr. Schaefer!

Wir haben weitere Mdglichkeiten der Vermeidung
von Versorgungssperren ausgelotet.

(Unruhe)

Auch wenn die Aufmerksamkeit im Parlament
etwas nachlasst, fluge ich hinzu, dass wir uns mit
der swb Uber die Themen ,Zahlungstermine* und
.Hartefallfonds" ausgetauscht haben. Es ist so,
wie es hier schon beschrieben wurde: Die Stadt-
werke Hannover gehoren zu 75 Prozent der Stadt.
In Bremen haben wir es mit einem Unternehmen
zu tun, das die Idee zwar nicht uninteressant fin-
det, das aber nicht bereit ist, als einziger Partner
in einen solchen Fonds einzuzahlen.

Ich habe in der Deputation gesagt, dass ich die-
ses Thema weiterverfolgen werde, wenn wir be-
obachten, dass wir sonst nicht richtig vorwarts
kommen. Ich habe auch das Angebot der LINKEN
gehort. Sie schlagen vor, sich mit einem weiteren
Modell zu beschéftigen. Das Angebot nehme ich
gern an. Wir sitzen nicht auf unseren Ohren, son-
dern sind auf der Suche nach guten Modellen.

Fakt ist, dass in unserer Stadt 23 Prozent arme
Menschen leben, die es manchmal einfach nicht
schaffen, das Stromentgelt zu bezahlen. Oftmals
haben sie nicht die finanzielle Mdglichkeit, punkt-
genau zu bezahlen. Auch mein Haus hat sehr
hohes Interesse daran, gemeinsam mit der swb
Regelungen zu finden, um die Zahl an Energie-
sperren entscheidend zu verringern, Herr Erlan-
son, insoweit haben Sie mich an lhrer Seite. Aber
auch von den anderen Fraktionen habe ich ver-
nommen, dass diese Aufgabe mit groRer Ernst-
haftigkeit angenommen wird.

Ich méchte noch etwas zu dem Todesfall des
jungen Mannes sagen; dazu gab es schon in der
Fragestunde einen Anlauf: Dieser Todesfall ist

tragisch, insbesondere vor dem Hintergrund, dass
der junge Mann eine alternative Wohnung ange-
boten bekommen hatte. Wir haben uns in der
internen Sitzung der Sozialdeputation im Detail
damit beschaftigt.

Frau Gronert, Ihrer Behauptung muss ich wider-
sprechen. Wir haben dargelegt, in welchem Tem-
po wir féahig sind, Fragen, die uns sehr kurzfristig
erreichen, zu beantworten. Ich habe mich sehr
bemiht, Ihnen in der Sitzung all das zu sagen,
was ich zu dem Thema weil3. Ich habe auch tber
die Ermittlungen der Staatsanwaltschaft berichtet.
Nach meinem Eindruck kann man niemandem
personlich einen Vorwurf machen. Worauf ich
nicht eingegangen bin, ist die Frage, die hier
schon angeklungen ist, ob sich der junge Mann
vielleicht gar nicht dessen bewusst war, wie ge-
fahrlich Kohlenmonoxid ist. Man kann durchaus
darlUber philosophieren, was letztlich die Ursache
war.

Wichtig ist, dass die swb, wenn wir als Leistungs-
trager im Hintergrund erkennbar sind, die Strom-
versorgung hicht abschaltet. Das ist wichtig!

(Beifall SPD, Bindnis 90/Die Griinen)

Das ist eine Vereinbarung, die wir mit der swb
langst getroffen haben. In diesem Fall hat es noch
nicht so funktioniert, wie wir uns das vorstellen.
Vereinbarungen sind aber auch fir weitere Kons-
tellationen getroffen worden. So sollen, wenn in
dem Haushalt Kinder leben, keine Energiesperren
vorgenommen werden.

(Beifall SPD, Bindnis 90/Die Griinen)

Wir, das Ressort, werden darauf drangen, dass
die Verabredungen seitens der swb und der ande-
ren Energieversorger - es betrifft mehrere - einge-
halten werden. Es muss klar sein, dass dort, wo
Kinder leben, die Energieversorgung nicht unter-
brochen werden darf; sonst ware die Wohnung
unbewohnbar.

Frau Gronert, letzte Bemerkung! Ich habe Sie in
der Deputation nicht beschimpft. Es wird manch-
mal hitzig. Ich gebe zu, auch einer Senatorin droht
manchmal der Hut hochzugehen. Manche Sachen
denke ich mir dann vielleicht auch. In dieser Sit-
zung gab es einen Schlagabtausch zwischen
Abgeordneten. Ich habe maRigend auf beide Sei-
ten eingewirkt, damit wir Gber das Thema sachlich
weiter beraten kénnen. Dass jemand findet, dass
eine Fraktion sich nicht ordnungsgeman verhalt,
muss man als Abgeordneter aushalten, aber als
Senatorin werde manchmal beschimpft und muss
das in einer solchen Situation dann auch aushal-
ten. Aber zu behaupten, dass jemand etwas ge-
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sagt habe, was er tatsachlich nicht gesagt hat, ist
nicht in Ordnung, das weise ich auch zuriick. Das,
was Sie gesagt haben, missten jetzt andere sa-
gen.

(Abg. Mohle [SPD]: Ich hatte Schuld!)

Nein, Herr Mohle als Sitzungsleiter war etwas
hitzig. Angesichts der fortgeschrittenen Stunde
war das aus meiner Sicht aber verstandlich. Wir
kennen uns so gut, dass wir die parlamentarische
Arbeit sachlich fortsetzen kdnnen. Das Thema
Energiesperren ist dem Senat wichtig, und wir
werden auch weiterhin alles tun, damit wir mit
Ihrer Unterstiitzung - das habe ich heute gehort,
da bin ich ganz sicher - zu einer Verringerung der
Energiesperren kommen. - Vielen Dank daftr!

(Beifall Bindnis 90/Die Griinen)
Vizeprasident Imhoff: Weitere Wortmeldungen
liegen nicht vor.

Die Aktuelle Stunde ist geschlossen.

Konsensliste

Die Beratung ist eroffnet. - Wortmeldungen liegen
nicht vor. - Die Beratung ist geschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung.

Wer der Konsensliste seine Zustimmung geben
mdchte, den bitte ich jetzt um das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!
Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Stadtblrgerschaft stimmt der
Konsensliste zu.

(Einstimmig)

. Wilder Westen“ erhalten - Stadtteilprojekte
fordern

Antrag der Fraktion DIE LINKE

vom 2. Méarz 2016

(Drucksache 19/112 S)

Dazu

Anderungsantrag der Fraktion der CDU
vom 15. Marz 2016

(Drucksache 19/123 S)

Wir verbinden hiermit:

Angebot und Vernetzung des , Wilden Wes-
tens” nach SchlieBung des Streichelzoos aus-
bauen!

Antrag der Fraktionen der SPD und Blndnis
90/Die Griinen

vom 15. Mérz 2016

(Drucksache 19/124 S)

Dazu als Vertreterin des Senats Frau Senatorin
Stahmann.

Die Beratung ist eroffnet.

Als erste Rednerin erhalt das Wort die Abgeord-
nete Frau Vogt.

Abg. Frau Vogt (DIE LINKE)?: Herr Prasident,
liebe Kolleginnen und Kollegen! Einiges zum Hin-
tergrund unseres Antrags, weil es nicht alle wis-
sen: Die Einrichtung ,Wilder Westen" wurde 1997
gegrundet, und zwar ganz bewusst in dem Gebiet
Stuhmer StraBe, einem sozialen Brennpunkt
schon in den Funfziger- und Sechzigerjahren. Ich
selbst habe schon in den Neunzigerjahren in Gro-
pelingen gelebt und wusste, was damals passiert
ist. Es gab einen neuen Spielplatz, er stand zwei
Tage, und dann wurden die Holzgerate angeziin-
det. Es war damals tatsachlich der Brennpunkt in
der Stadtgemeinde Bremen, an den ich mich erin-
nern kann, in dem lange nichts passiert ist.

Das Ziel der Grundung der Einrichtung ,Wilder
Westen* war, die Kids zum einen von der Stral3e
zu holen und die Familien zu stabilisieren, und
zum anderen, Zuwendungsempféanger wieder mit
der Arbeitswelt in Kontakt zu bringen. Im Gegen-
satz zu anderen Einrichtungen dieser Art, wie die
Stadtteilfarmen in anderen Stadtteilen, wird dieses
Projekt allerdings nicht von der Jugendhilfe be-
trieben, sondern von einem Beschéaftigungstrager,
und hier arbeiteten in der jingsten Vergangenheit
bis zu 25 Ein-Euro-Krafte.

Die Einrichtung hat verschiedene Bereiche. Sie
hat den Streichelzoo, das Spielhaus mit der
Hausaufgabenhilfe und der Nachmittagsbetreu-
ung, die Suppenkiiche und das Nachbarschafts-
biro. Der ,Wilde Westen" ist am Nachmittag und
in den Ferien ein wichtiger Strukturgeber fir die
Kinder und die Jugendlichen.

Ich bin wirklich viel in Gropelingen unterwegs,
auch als Abgeordnete, ich begreife mich auch als
Gropelinger Stadtteilabgeordnete. Was mir in den
letzten Wochen genau an diesem Punkt der Be-
deutung dieses Projekts entgegenkam, hat selbst
mir - und ich bin einiges gewohnt - die Sprache
verschlagen. Ich habe vor erwachsenen Mannern
gestanden, die mit tranenden Augen sagten: Was
sollen wir denn machen? Das ist das Einzige,
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wohin wir mit unseren Kindern gehen kdnnen, da
feiern wir unsere Geburtstage, da sind unsere
Kinder.

Ich habe mit einer Frau gesprochen, die gesagt
hat, sie habe durch den ,Wilden Westen“ laufen
gelernt, weil ihre Kinder, fur die sie allein verant-
wortlich war, freiwillig dahin gegangen sind. Sie
hatte keine Betreuung, dadurch konnte sie einen
Schulabschluss nachholen, dadurch konnte sie
einen Fihrerschein machen, dadurch konnte sie
in Ausbildung gelangen. Diese Bedeutung hat das
Projekt. Es ist nicht nur eine Kindereinrichtung, es
ist eine ganz, ganz wichtige Einrichtung in einem
der armsten Quartiere Bremens, liebe Kolleginnen
und Kollegen!

(Beifall DIE LINKE, SPD)

Dieses Projekt ist auch sehr erfolgreich. Es wird
gut angenommen, und es ist etabliert. Bei gutem
Wetter sind das Spielhaus, der Zoo und der Ful3-
ballplatz einfach voll, es kommen schnell 100 oder
mehr Kinder und Jugendliche auf dem Gelande
zusammen, ganze Familien, wie ich eben schon
gesagt habe.

Ebenfalls, und auch das ist vorbildlich, sind die
besonders engen Kooperationsbeziehungen im
Ortsteil hervorzuheben, die Zusammenarbeit mit
der Grundschule am Halmerweg, die seit 20 Jah-
ren besteht, und dem Jugendfreizeitheim Grope-
lingen, seit Jahren feste Partner des ,Wilden Wes-
tens“. Auch die neue Oberschule Ohlenhof ist
bereits Kooperationspartner und fiihrt regelmagig
Projekte mit dem Streichelzoo durch.

Im Jahr 2013 fanden mehrere Workshops zum
Neubau der Oberschule Ohlenhof im Stadtteil
statt. An all diesen Workshops waren die von mir
eben genannten Institutionen beteiligt, aber auch -
und das muss man betonen - das Jugendparla-
ment, in dem die Kinder und Jugendlichen aus
dem Stadstteil ihre Vorstellungen und Winsche fur
die neue Oberschule eingebracht haben.

Ergebnis dieses Beteiligungsprozesses war das
Ziel, das Spielhaus und den Streichelzoo fest in
den Neubau Ohlenhof zu integrieren und einen
Campus anzubieten, der schulisches und auf3er-
schulisches Lernen verbindet. Die Padagoginnen
und Padagogen vor Ort - und zwar alle, mit denen
ich zum Teil seit Jahren zu tun habe, aber auch
die, die ich in den letzten vier Jahren kennen ge-
lernt habe - betonen insbesondere, wie wertvoll
die Arbeit mit den Tieren fur den Lernprozess der
Kinder ist. Fiur viele Kinder - ich komme zurtick
auf den Familienvater, und er war nicht der Einzi-
ge - ist es der einzige Ort, an dem sie Uberhaupt
mit Tieren in Kontakt kommen. Das ist das, was

die Leute auch sagen, sie haben nicht das Geld,
um einmal eben am Sonntag in den Burgerpark
zu fahren, geschweige denn zum ZOO am Meer
nach Bremerhaven. Versorgung und Pflege der
Tiere starken die Kinder, sie bauen Unsicherhei-
ten und Angste ab, und sie lernen dort Verantwor-
tung.

Kommen wir zur aktuellen Lage! Der Campus
Ohlenhof wird jetzt - das wissen wir seit dem Koa-
litionsvertrag - nicht mehr in dem vom Beteili-
gungsprozess geplanten Ursprung und in der
geplanten Form gebaut. Mit der Hoffnung auf
einen Neubau und den Umzug des Streichelzoos
wurde allerdings vom Trager und vom Sozialress-
ort verbunden, dass an den Geb&uden und den
Zeugen keine Sanierungen mehr vorgenommen
worden sind. Es herrscht also akut ein etwas gro-
Rerer Investitionsbedarf an Gebduden und Z&u-
nen.

Daneben - und da kommen wir noch einmal zu
einem anderen Problem - gibt es auRerdem Prob-
leme bei der Personalgewinnung. Die Tiere erfor-
dern eine professionelle Pflege, die Ein-Euro-
Jobber missten zumindest von einem Tierpfleger
angeleitet werden. AufRerdem, und das ist einer
der springenden Punkte, gab es eine verdnderte
Forderungspolitik durch das Arbeitsamt. Damit
waren Probleme verbunden, ich nenne unter an-
derem das Stichwort ,Regionale Netzwerke", hier
auch schon vor eineinhalb Jahren und auch schon
im Rathaus diskutiert. Wenn man all dies zusam-
mennimmt, sind deswegen derzeit nur noch zehn
von 27 Platzen bei den Ein-Euro-Kréften besetzt.

(Glocke)

Ich komme fir die erste Runde zum Schluss! Die-
se ganze Gemengelage hat den Trager dazu be-
wogen, das Projekt Streichelzoo abzuwickeln. Die
ersten Tiere wurden bereits aAbgeholt. Bis Mitte
Mai soll mit dem Streichelzoo Schluss sein, und
es ist derzeit - nur zur Information! - unklar, ob die
anderen Projektbereiche Uber den Sommer hin-
aus erhalten werden, denn am 31. Juli laufen die
Maflnahmen der Agentur fir Arbeit aus. Ob es
danach uberhaupt noch Ein-Euro-Jobber geben
wird, ist derzeit unklar.

(Glocke)

Es laufen bis zum 30. Juni befristete Vertrage
aus, und deswegen ist natirlich neben der Bedeu-
tung des Streichelzoos die Sorge in dem Stadstteil
auch grof3, was mit dem Rest der Einrichtung
passiert. Ehrlich gesagt, bislang haben wir auch
noch keine Aussagen von den Verantwortlichen
dazu gehort.
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Ich komme jetzt fur die erste Runde zum Schluss,
aber ich glaube, ich musste den Menschen hier
einmal erklaren, worum es eigentlich geht. - Ich
danke Ihnen!

(Beifall DIE LINKE)

Vizepréasident Imhoff: Als nachste Rednerin hat
das Wort die Abgeordnete Frau Krimpfer.

Abg. Frau Kriimpfer (SPD)?: Herr Préasident,
meine Damen und Herren! Ich mdchte noch eini-
ges erklaren, was vielen von lhnen vielleicht gar
nicht oder nur unzureichend bekannt ist. Einigen
AuRerungen von Frau Vogt kann ich mich an-
schliel3en, aber nicht allen.

Sie kdnnen mir hundertprozentig glauben, dass
ich sehr Gberrascht war, als ich von der Situation
im ,Wilden Westen*“ gehért habe.

(Abg. Frau Ahrens [CDU]: Uberrascht?)
Ja, ich war Uberrascht, als ich davon gehort habe.

(Abg. Frau Ahrens [CDU]: Sie waren Uber den
Sanierungsstau uberrascht?)

Mein erster Gedanke war, wieso schon wieder ein
Projekt in Gropelingen infrage gestellt ist. Ja, auch
ich war ziemlich sauer. Wer mich kennt, weif3,
dass ich sehr emotional reagieren kann - und das
auch manchmal tue.

Als geblrtige Gropelingerin ist mir bekannt, wel-
che Situation dort in den Siebziger- und Achtziger-
jahren vorherrschte und wie mit viel Engagement
vonseiten des Amtes fir Soziale Dienste, der
Polizei und Akteurinnen und Akteuren aus dem
Stadtteil Angebote installiert wurden, um Normali-
tat wiederherzustellen.

Zunachst wurden Angebote im Gemeinschafts-
haus entwickelt. Gerade Dieter Sevecke, der lei-
der viel zu frih verstorben ist, war einer von de-
nen, die an dieser Stelle mit viel Herzblut unter
Einbeziehung der Nachbarschaft erste Projekte
entwickelt haben. Mit ihnen gemeinsam hat er
daflir gesorgt, dass dort fur die Nachbarschaft
eine Stabilisierung erreicht wurde, auch im Hin-
blick auf die Kriminalitat. Wer sich erinnern kann,
weil3, dass die Polizei selten nur mit einem Ein-
satzwagen dorthin fuhr; Frau Vogt hat dariiber
schon berichtet.

Die Projekte wurden dann sukzessive erweitert.
Alle vor Ort wissen, dass vieles nur moglich war,
weil unterschiedliche Arbeitsmarktinstrumente
angewandt wurden. Es begann mit ABM-Stellen
und Stellen nach Paragraf 19 Bundessozialhilfe-

gesetz und es ging weiter mit AGH-Malinahmen.
So entstand am Ende der Neunziger Jahre das
Projekt unter dem Namen ,Wilder Westen*.

Ich habe die Entwicklung dieses wunderbaren
Projektes als damaliges Beiratsmitglied beobach-
ten kdnnen, aber auch deshalb, weil meine Téch-
ter von 1994 bis 2002 im Halmerweg zur Schule
gegangen sind. Schon in jener Zeit wurden Ko-
operationen mit der Grundschule und den ande-
ren Angeboten im Quartier entwickelt.

Nun mochte ich auf die heutige Situation einge-
hen. Zunachst missen wir mehrere Sachverhalte
auseinanderhalten. Erstens: Die Entwicklung be-
ziehungsweise Ausweitung der Angebote mit den
Tieren im Laufe der Jahre war nur mdoglich, weil
dort gleichzeitig die Anzahl der Beschaftigungs-
mafinahmen angeglichen wurde.

Zweitens: Veradnderungen der Arbeitsmarktférde-
rung auf der Bundesebene haben dazu gefuhrt,
dass diese Stellen nicht mehr ausreichend besetzt
werden konnten, weil die Férdervoraussetzungen
deutlich enger gefasst worden sind.

Drittens: Gleichzeitig fihrten gestiegene Anforde-
rungen an die Tierhaltung beziehungsweise den
Tierschutz dazu, dass ein Weiterbetrieb nur mit
qualifizierten tierpflegerischen Fachkraften mog-
lich ist. Das heildt, es standen nicht geniigend
qualifizierte Personen zur Verfiigung, um sieben
Tage in der Woche die Versorgung der Tiere zu
sichern.

Nun zum Sanierungsstau! Sanierungen wurden
geschoben - es ist schon gesagt worden -, weil
urspringlich die Oberschule Ohlenhof an dieser
Stelle geplant war und der ,Wilde Westen" verlegt,
das heif3t in neuen Anlagen untergebracht werden
sollte. Laut neuer Planung - dies ist seit Herbst
letzten Jahres bekannt - ist fur den Campus Oh-
lenhof ein Standort vorgesehen, der einen Umzug
nicht mehr notwendig macht.

(Abg. Frau Vogt [DIE LINKE]: Aber deswegen
braucht man doch den Streichelzoo nicht zu
schlieRen!)

Daruber sind im vergangenen Herbst alle Fraktio-
nen im Beirat Gropelingen in einem personlichen
Gesprach mit der Senatorin fur Kinder und Bil-
dung, Frau Dr. Claudia Bogedan, informiert wor-
den.

Diese verschiedenen, komplexen Faktoren fihr-
ten dazu, dass das Amt fur Soziale Dienste und
der Beschaftigungstrager, die Comeback GmbH,
sich im Februar entschieden haben, den Bereich
der Tiere kurzfristig aufzugeben. Um den Tier-
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schutz zu gewahrleisten, sind einige Tiere auf
andere Farmen verteilt worden. Ich betone, auch
wenn der Sanierungsstau hatte behoben werden
kénnen, wirden weiterhin nicht gentigend Perso-
nen vor Ort sein, um die Tiere ausreichend zu
versorgen. Einige Tiere sind auf der Erlebnisfarm
Ohlenhof, der dortigen Stadtteilfarm, unterge-
bracht worden. Diese Farm ist circa 700 Meter
entfernt und zu Ful® entlang des Grinstreifens an
der Bahn gut zu erreichen.

Viele Menschen in der Stadt, selbst in benachbar-
ten Stadtteilen, wissen gar nicht, dass diese Farm
dort bereits seit Ende der Neunzigerjahre besteht
und sich zu einem tollen auf3erschulischen Lernort
entwickelt hat. Ich wohne in der Nahe der Erleb-
nisfarm Ohlenhof.

(Glocke)

Vizeprasident Imhoff: Sie haben lhre Redezeit
schon etwas Uberschritten.

Abg. Frau Krumpfer (SPD): Dann setze ich
nachher fort.

(Beifall SPD)

Vizeprasident Imhoff: Als nachste Rednerin hat
das Wort die Abgeordnete Frau Wendland.

Abg. Frau Wendland (Bundnis 90/Die Gri-
nen)?: Sehr geehrter Herr Prasident, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen! ,Rot-Griin kippt den Strei-
chelzoo®, ,Kinder und Tiere werden getrennt -
unter Tranen“, ,Sozialpolitisch unvertretbar! Auf
den ersten Blick schon! Doch schauen wir genau-
er hin, zum Beispiel auf Aufwand und Nutzen des
Streichelzoos, zum Beispiel auf Anforderungen an
die Tierhaltung beziehungsweise den Tierschutz.
Nach den neuen Veterinaranforderungen bedarf
es dazu dreier Tierpfleger und auch einer tierarzt-
lichen Betreuung. Da der Streichelzoo als Be-
schéaftigungsprojekt auf Ein-Euro-Basis angelegt
ist, fehlt das qualifizierte Fachpersonal. Bei ho-
hem Personalaufwand sind die Kosten nicht be-
zahlbar.

(Beifall Bindnis 90/Die Griinen)

Zudem fehlen dem Trager die Ein-Euro-Jobber,
auch weil die Arbeitsmarktférderung auf Bundes-
ebene stark verandert wurde. Von Uber 20 Stellen
im Streichelzoo sind derzeit nur noch neun be-
setzt. Wollen wir, wie von der LINKEN gefordert,
qualifiziertes Personal einstellen, kostete das
mehrere Hunderttausend Euro. Dieses Geld wol-
len wir - fir die Menschen in Gropelingen! - lieber
in andere Projekte investieren.

(Abg. Frau Vogt [DIE LINKE]: Haben Sie die Men-
schen in Gropelingen gefragt? Wann waren Sie
denn das letzte Mal dort?)

So wollen wir prifen, ob wir auf dem Gelande des
Wilden Westens" eine Kita bauen und somit die
Kinder in Gropelingen gezielt unterstiutzen kon-
nen.

(Beifall Biindnis 90/Die Griinen, SPD)

Die Kita kénnte die bereits bestehenden Projekte -
wie die Suppenkiiche, den padagogischen Mit-
tagstisch und das Spielhaus - ergdnzen. Schwer-
punkt im neuen ,Wilden Westen* kdnnte ein Gar-
tenprojekt sein, mit dem Grundschulen Uberwie-
gend gute Erfahrungen machen. Das bdte auch
Raum fUr neue beschaftigungspolitische Mal-
nahmen.

(Beifall Biindnis 90/Die Griinen)

Wir wollen die Menschen, die auf dem ersten
Arbeitsmarkt keine Chance mehr haben, eben
nicht im Stich lassen, sondern wir wollen ihnen
Aufgaben und Struktur geben, und sei es nur fir
drei Stunden am Tag. Rot-Griin wird in Bremen
einen sozialen Arbeitsmarkt aufbauen, einen so-
zialen Arbeitsmarkt also, in dem &hnliche Projekte
wie der ,Wilde Westen" und auch diese Zielgrup-
pe, die Langzeitarbeitslosen, gefordert und dau-
erhaft abgesichert werden. Wir streichen also
nicht, liebe LINKE, wir switchen die Angebote nur
um und stellen sie finanziell auf eine solide Basis.

(Abg. Frau Vogt [DIE LINKE]: Das sehen wir!)

In die Diskussion dariiber, wie das zu machen ist,
sollten wir die Menschen und die Initiativen vor
Ort einbinden und die Plane an einem runden
Tisch weiterentwickeln.

(Beifall Bundnis 90/Die Grunen, SPD - Abg. Frau
Vogt [DIE LINKE]: Die Menschen haben sich heu-
te klar positioniert! Sie hatten nur zuhdren mus-
sen!)

Unter ,wir“ verstehe ich nicht nur die Sozialbehor-
de, sondern auch das Bildungs- und das Wirt-
schaftsressort.

Noch einmal zuriick zu den Kindern und ihren
Tieren! Es gibt in unmittelbarer Nahe des Strei-
chelzoos ,Wilder Westen“ die Erlebnisfarm Oh-
lenhof - ein Kinderbauernhof, der offen fir alle
padagogisch sinnvoll ist. Das ist politisch fur uns
Grine absolut vertretbar. Mit dem rot-griinen An-
trag starken wir den ,Wilden Westen“, sichern die
sozialen Projekte und unterstiitzen damit die
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Menschen in Gropelingen. - Vielen Dank fur lhre
Aufmerksamkeit!

(Beifall Biindnis 90/Die Griinen, SPD)

Vizepréasident Imhoff: Als nachste Rednerin hat
das Wort die Abgeordnete Frau Ahrens.

Abg. Frau Ahrens (CDU)": Herr Prasident, meine
sehr geehrten Damen und Herren! Ende Februar
wurde bekannt, dass das jahrelange politische
Gerangel um den Campus Ohlenhof eigentlich
sein erstes politisches Opfer gefunden hatte. Das
Stadtteilprojekt ,Wilder Westen" steht, wie meine
Vorredner schon ausfiihrten, auf Messers Schnei-
de. Niemand weif3, was davon erhalten bleibt und
was nicht.

Uber den Sanierungsstau zeigte sich Frau Kriimp-
fer Gberrascht.

(Abg. Frau Krumpfer [SPD]: Habe ich nicht ge-
sagt!)

Das wundert mich an dieser Stelle, weil sie Mit-
glied der Bildungsdeputation ist und auch ansons-
ten eigentlich Gber den Bereich relativ gut Be-
scheid wissen musste. Insofern war ich Uber ihre
Aussage ziemlich Uberrascht.

In einem soziokulturell besonders benachteiligten
Gebiet, falls nicht sogar inzwischen dem Gebiet
mit den gréRten Herausforderungenin Bremen,
wenn man sich die Sozialindikatoren ansieht, gibt
es also eigentlich ein Armutszeugnis, und das,
obwohl sich im Koalitionsvertrag zum dritten Mal
die Uberwindung der sozialen Spaltung als eines
der Hauptziele auf die Agenda geschrieben wur-
de. Theorie und Praxis, kénnte man an dieser
Stelle sagen!

Jetzt stellt sich die Frage, wie wir mit dem Thema
umgehen. Ich erinnere mich natirlich auch an den
Auftrag, den wir im Jugendhilfeausschuss und
den auch Sozialsenatorin erteilt hat, namlich ein
Stadtteilkonzept im Rahmen der offenen Kinder-
und Jugendarbeit zu erarbeiten. Zu genau diesem
Bereich gehort nach meiner Auffassung und nach
Auffassung der CDU-Fraktion auch die Klarung
der Frage des ,Wilden Westens". Die Frage, die
dort zu Kklaren ist, ist ndmlich: Was genau sind die
Bedarfe von Kindern und Jugendlichen in Grope-
lingen? Welche Angebote gibt es? Was wird tat-
sachlich gebraucht und wo? Was wird vielleicht
woanders gebraucht? Was muss vielleicht an der
bestehenden Struktur veréndert werden? Das
genau sind die Fragestellungen, die wir lhnen in
das Stammbuch geschrieben haben und auf die
wir natiirlich Antworten erwarten.

In diesen Kontext gehdrt auch die Frage, was
genau mit dem Gebiet der Stuhmer StralRe ist,
welche Bedarfe es dort gibt, was genau dort wei-
terhin notwendig ist. Um es gleich vorwegzuneh-
men: Fir die CDU-Fraktion ist klar, es muss in
irgendeiner Form an der Stuhmer StralRe weiter-
gehen. Das Projekt ist gut angenommen, und es
steht an einer Stelle, wo es extrem viele Bedarfe
gibt, meine Damen und Herren.

(Beifall CDU, DIE LINKE)

Jedoch muss das Ganze eben im Kontext mit
dem Stadtteilkonzept beantwortet werden, und
dazu gehdrt fir mich nicht nur das bisher Giber das
Anpassungskonzept finanzierte Angebot, das es
in Gropelingen an verschiedenen Stellen gibt,
sondern eben eine umfassende Ansicht. Das war
namlich der Auftrag, den wir erteilt haben.

Das bedeutet aber auch - und jetzt komme ich zur
politischen Dimension -, dass die Regierung, also
Rot-Griin in Bremen, klar und deutlich Farbe be-
kennen muss, was sie sich an offener Kinder- und
Jugendarbeit in dieser Stadt leisten will. Das muss
klar und deutlich beantwortet werden.

Dass die Arbeit mit Kindern und Jugendlichen in
der Stuhmer Strafl3e bisher grof3tenteils aus ande-
ren Topfe finanziert worden ist, enthebt natirlich
die Sozialsenatorin nicht ihrer Verantwortung. Ich
gebe Ihnen aber recht, Frau Krimpfer und auch
Frau Wendland, das enthebt natirlich auch den
Arbeitssenator nicht seiner Verantwortung, denn
hier handelt es sich um ein Projekt, das Uber lan-
ge Zeit erfolgreich mit Langzeitarbeitslosen be-
trieben wurde.

Wir, die CDU-Fraktion, halten es fiir ein Armuts-
zeugnis, dass Beratungsangebote fir Langzeitar-
beitslose in der Vergangenheit mehrfach gekdrzt
worden sind - ich denke da an die Alleinerziehen-
den, Uber die wir ja noch debattieren werden - und
es immer wieder Prifauftrdge gab. Jetzt haben
Sie mit der Drucksachen-Nummer 19/316 wieder
einen Antrag eingebracht, wonach Sie die Einfih-
rung eines Passiv-Aktiv-Transfers Uberlegen wol-
len. Dieser Prufauftrag ist ein Witz, wenn man
sich Uberlegt, dass bereits im Armuts- und Reich-
tumsbericht des Jahres 2009 gestanden hat, dass
Sie das einfiihren wollten. Dann kénnte man an
dieser Stelle doch auch voranschreiten, lieber
Herr Reinken, denn hier kénnte durchaus ein sehr
sinnvolles Projekt sein, das auch durchaus als
Pilotprojekt gemacht werden kénnte. Ich frage
mich nur an der Stelle, warum tun Sie es denn
nicht, warum erteilen Sie hier Prifauftrage?

(Beifall CDU, DIE LINKE)
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Es ist an der Zeit, hier einmal wirklich ressort-
Ubergreifend zusammenzuarbeiten und nicht die
alten Feindschaften, die wir schon so oft beklagt
haben, zwischen dem Sozial- und dem Bildungs-
ressort - manchmal geschieht das ja auch tber
Briefe - voranzutreiben und sich vielleicht auch
noch einmal mit dem Arbeitssenator ins Beneh-
men zu setzen, um hier wirklich, wenn es diese
Schnittstellen gibt, zu einer Lésung zu kommen,
und zwar auch in diesen Fallen.

Deswegen komme ich darauf zurlck, wir brau-
chen ein Gesamtkonzept fur Gropelingen. Wir
erwarten klare Antworten und eine vernlnftige
Finanzierung. Deswegen konnen wir an dieser
Stelle dem urspriinglichen Antrag der LINKEN
nicht zustimmen und haben unseren Anderungs-
antrag eingebracht, den ich hier erlautert habe.

(Glocke)

Wir sehen, dass hier eine Klarung - ich komme
sofort zum Schluss - des Stadtteilkonzepts not-
wendig ist. Inhaltlich fordern die SPD und die
Grinen in ihrem Antrag ebenfalls ein Gesamtkon-
zept, deswegen werden wir ihn ebenfalls mittra-
gen. Ich finde schade, dass Sie hier wieder von
Parallelstrukturen mit dem runden Tisch reden.
Wir haben einen klaren Auftrag erteilt, aber egal,
auch wenn Sie sich einmal wieder im Doppel-
strukturen verheddern, immerhin fordern Sie an
dieser Stelle das Richtige. Deswegen tragen wir
das mit. - Danke schon!

(Beifall CDU)

Vizeprasident Imhoff: Als nachster Redner hat
das Wort der Abgeordnete Buchholz.

Abg. Buchholz (FDP): Sehr geehrter Herr Prasi-
dent, meine Damen und Herren! Dem Projekt
~Wilder Westen“ droht offenbar ein abruptes En-
de. Darum ist es nur folgerichtig, dass jetzt die
Kollegen der LINKEN mit diesem Dringlichkeitsan-
trag den Finger in die Wunde legen, eine Wunde,
die das Sozialressort und mit ihm der rot-griine
Senat zu versorgen hat. Doch wie es aussieht,
soll die Wundversorgung eingestellt werden, zu-
mindest teilweise, bevor die mdoglichen Folgen
dieser Unterlassungshandlung sichtbar werden.

Im Klartext: Im arg gebeutelten Stadtteil Gropelin-
gen soll ein Streichelzoo, der einstmals als das i-
Tupfelchen auf dem Campus der neu zu grin-
denden Oberschule Ohlenhof vorgesehen war,
nunmehr komplett eingespart werden. Um dem
mehr Nachdruck zu verleihen, wurden bereits die
ersten Tiere abtransportiert und auf andere Far-
men verteilt. So versteht also Rot-Grin seine
soziale Verantwortung. Wahrend noch im Sep-

tember 2015 einmal eben 100 000 Euro fir einen
vollig Uberflissigen autofreien Sonntag verplem-
pert wurden,

(Beifall FDP, DIE LINKE - Abg. Frau Dr. Schaefer
[BUndnis 90/Die Grinen]: Finden wir nicht tber-
flissig!)

fehlt das Geld fur begriRenswerte soziale Vorha-
ben wie das hier zitierte Stadtteilprojekt, so viel
Polemik muss auch einmal sein.

(Beifall FDP)

Ein Projekt, dem ein ausgiebiger Beteiligungspro-
zess im Stadtteil vorausgegangen ist, ein Projekt,
das von der Wohnbevolkerung in besonderer
Weise willkommen geheilen und angenommen
wurde!

Der vorliegende Dringlichkeitsantrag findet daher
durchaus unsere Sympathie. Dennoch sehen wir
Freien Demokraten auBer einer erneuten Uber-
prufung zur Finanzierbarkeit des Projekts ,Wilder
Westen“ keine andere Mdglichkeit, als diesem
Antrag nicht zuzustimmen. Wir sind der Haus-
haltsnotlage im Lande Bremen verpflichtet, ja,
auch wir! Wir werden uns daher zu diesem Antrag
enthalten. Soweit dazu!

Es liegen heute zwei weitere Antrédge vor. Diese
beiden Antréage unterscheiden sich darin, dass ich
den einen gar nicht bekommen habe, mir aber
sehr wohl nachtraglich den Text besorgt habe,
namlich den der CDU. Wir werden diesem Antrag
nicht zustimmen, weil er auf eine institutionelle
Forderung fur das Gemeinschaftsprojekt hinaus-
[Auft. Fur eine institutionelle Férderung muss auch
gesagt werden, wie sie finanziert werden soll.

Wir werden uns mit dem Antrag der Regierungs-
koalition zwar nicht anfreunden, aber wir sehen
aus verschiedenen Griinden keine andere Mog-
lichkeit, als diesem Antrag zuzustimmen, da es
hier um neue Angebote geht, da es hier darum
geht, den Blick nach vorn zu wenden und die
Weichen fir einen Neubeginn zu stellen. Das
scheint mit dem Beschlussvorschlag von Rot-
Grin trotz allem am ehesten mdglich. Daher wer-
den wir in dieser Weise verfahren. Wir bedauern
sehr, dass wir keine andere Mdoglichkeit haben,
als so in die Zukunft zu gehen. - Vielen Dank!

Vizeprasident Imhoff: Als ndchste Rednerin hat
das Wort die Abgeordnete Frau Krimpfer.

Abg. Frau Kriimpfer (SPD)?: Frau Ahrens, ich
mdchte gern etwas aufklaren. Ich war nicht tber-
rascht Uber den Sanierungsstau, das war mir alles
bekannt. Ich war Uberrascht Uber die Ankindi-
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gung der SchlieBung des Projektes. Diese An-
kundigung erfolgte erst im Februar. Ich wollte das
nur klarstellen, damit es im richtigen Kontext
steht.

Ich habe in meinem ersten Redebeitrag gesagt,
dass ich in der Nahe der Erlebnisfarm Ohlenhof
wohne. Meine Tdchter sind, wie ich ebenfalls be-
reits erwahnt habe, im Halmerweg zur Schule
gegangen. Das heil3t aus meiner Sicht, dass
Grundschulkinder die Strecke zwischen Erlebnis-
farm Ohlenhof und Halmerweg/Stuhmer StralRe
ohne Weiteres allein bewadltigen kdnnen. Meine
Tochter haben es jeweils vier Jahre so getan.

Nun wirde ich gern nach vorn schauen. Uns geht
es darum, den Campus Ohlenhof weiterzuentwi-
ckeln.

(Zuruf DIE LINKE)
Naturlich gibt es den Campus!

Damit komme ich zu dem Antrag der Fraktionen
Bindnis 90/Die Grunen und der SPD. Wir méch-
ten, dass es weiterhin auRerschulische Angebote
auf dem Geléande des ,Wilden Westens" gibt, und
fordern den Senat auf, dass diese gemeinsam mit
den Akteurinnen und Akteuren vor Ort entwickelt
werden, zum Beispiel mit der Zielrichtung Garten-
bau. Wichtig ist auch, was die Akteure vor Ort
wollen. Sie sollen entscheiden, was dort installiert
werden soll.

(Beifall SPD, Biindnis 90/Die Griinen)

Wir méchten auch, dass der Senat prift, ob eine
Kindertagesbetreuung auf dem Geldnde ermdg-
licht werden kann. Das Spielhaus kdnnte ein
kombiniertes Angebot fur Kinder von 0 bis
12 Jahren machen.

Wir bitten darum, einen runden Tisch zu installie-
ren. Dieser dient nicht dazu, etwas auf die lange
Bank zu schieben. Es geht vielmehr darum, die
relevanten Akteure zusammenzubringen und ge-
meinsam mit dem Senat nach Lésungen im Sinne
des Projekts zu suchen.

(Beifall SPD, Bundnis 90/Die Griinen)

Es ist uns besonders wichtig, dass Angebote wie
die Suppenkiiche, der padagogische Mittagstisch
und die offenen Angebote des Spielhauses im
Stadtteil weiterentwickelt werden. Binnen drei
Monaten erwarten wir einen Bericht von der Sena-
torin fur Soziales. Kollegin Wendland hat schon
darauf hingewiesen, dass bitte auch zu prifen ist,
welche Malinahmen im Rahmen des sozialen
Arbeitsmarktes zur Absicherung der Projekte und

zur Integration von erwerbslosen Menschen ge-
eignet sind.

Auch wir wollen den ,Wilden Westen“ erhalten
und Stadtteilprojekte férdern. Wir gehen aber sehr
viel sachlicher mit den Tatsachen um. Wir wollen
den Leitgedanken zum Campus Ohlenhof beibe-
halten und mit mdglichst vielen Angeboten kombi-
nieren. Wir legen den Schwerpunkt auf eine ge-
meinsame Entwicklung mit den Akteurinnen und
Akteuren vor Ort.

Wir lehnen den Antrag der LINKEN ab und wer-
ben um Unterstltzung des Antrags von SPD und
Biindnis 90/Die Griinen. - Vielen Dank!

(Beifall SPD, Bundnis 90/Die Grlinen)

Vizepréasident Imhoff: Als nachste Rednerin hat
das Wort die Abgeordnete Frau Vogt.

Abg. Frau Vogt (DIE LINKE)”: Herr Prasident,
liebe Kolleginnen und Kollegen! Liebe Frau
Krimpfer, was wollen die Akteure? Sie haben
gesagt, die Koalitionsfraktionen wollten unter Be-
teiligung von Akteuren eine Stadtteileinrichtung
erhalten. Wenn ich das hore, dann bleibt mir, ehr-
lich gesagt, die Spucke weg!

Erstens: Drei Jahre lang gab es Beteiligungsver-
fahren. Was die Akteure vor Ort wollen, ist be-
kannt. Es ist allerdings von lhnen im vergangenen
Juli mit lapidaren Worten im neuen Koalitionsver-
trag gestrichen worden. Das macht mich wirklich
wutend. Ich betone, es ist bekannt, was die Akteu-
re wollen!

(Beifall DIE LINKE)

Sie sagen, die Kinder kénnten ja zur Stadtteilfarm
gehen. Ich habe in meinem ersten Redebeitrag
dargelegt, warum dieses Projekt im ,Wilden Wes-
ten“ so wichtig ist. Darum bestehen beide Schulen
und das Freizeitheim auf der Erhaltung. Der ,Wil-
de Westen“ soll mit dem Streichelzoo Bestandteil
des Campus Ohlenhof sein. Die positive Wirkung
auf die Entwicklung der Kinder ist deutlich er-
kennbar und zeigt sich auch in Lernfortschritten.

(Abg. Frau Dr. Schaefer [Bundnis 90/Die Griinen]:
Aber jemand muss sich auch um die Tiere ada-
quat kimmern! Es gibt auch so etwas wie Tier-
schutz!)

Deswegen haben sich alle Akteure damals dafir
ausgesprochen, diese Einrichtung in den Cam-
pus-Gedanken zu integrieren.

(Beifall DIE LINKE)
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Das, was Sie machen, ist schlichtweg ein Schlag
ins Gesicht der Leute im Stadtteil!

(Abg. Pohlmann [SPD]: Das ist doch eine Frech-
heit!)

Das ist Uberhaupt keine Frechheit! Reden Sie
doch einmal mit den Menschen! Denen standen
schon im Sommer die Tranen in den Augen,
nachdem Sie lhren an dieser Stelle bléden Koali-
tionsvertrag geschrieben hatten. Herr Pohimann,
ich frage mich ganz ernsthaft: Wie soll man ei-
gentlich den Menschen vor Ort noch glaubhaft
versichern, dass der nachste Beteiligungsprozess
- denn nichts anderes ist ein runder Tisch - in
diesem Stadtteil noch etwas bringen kann? Ich
sage das auch vor dem Hintergrund, dass die
Wahlbeteiligung in Gropelingen ohnehin total un-
terdurchschnittlich ist. Ich finde das, was Sie hier
machen, verantwortungslos!

(Beifall DIE LINKE)

Zweitens: Es besteht die Gefahr, dass dieses
Quartier wieder zu einem sozialen Brennpunkt
wird, was es seit 1997 nicht mehr ist.

Drittens: Es ist etwas grundsétzlich anderes, ob
die Kinder - -

(Zuruf  Abg. Frau
nis 90/Die Griinen])

1

Frau Dr. Schaefer, gehen Sie einmal hin, und
informieren Sie sich, welche Bedeutung dieses
Projekt hat, auch fir die Erwachsenen, bevor Sie
dazwischenrufen!

Dr. Schaefer  [Blnd-

(Abg. Frau Dr. Schaefer [Bindnis 90/Die Grinen]:
Parlamentarische Zwischenrufe sind erlaubt!)

Drittens: Es ist etwas grundsatzlich anderes, ob
Kinder mit Tieren zu tun haben oder mit Gemiuse-
arbeiten, um auch das einmal klar zu sagen.
(Beifall DIE LINKE)

Fakt ist, der ,Wilde Westen“ ist - -

(Abg. Rowekamp [CDU]: Diesmal habe ich nichts
getan! - Heiterkeit)

Fakt ist, der ,Wilde Westen" ist leider - -
(Unruhe)

Herr Prasident, kdnnen Sie fur Ruhe sorgen? Ich
habe keine Lust, die ganze Zeit zu brillen.

Vizeprasident Imhoff: Liebe Kolleginnen und
Kollegen, Frau Vogt hat das Wort. Bitte hdren Sie
ihr doch aufmerksam zu! Dann braucht Sie auch
nicht zu schreien.

(Heiterkeit)

Abg. Frau Vogt (DIE LINKE): Genau! Der ,Wilde
Westen" ist ndmlich, und das ist genau das Prob-
lem, zwischen die Muhlen der Behodrden geraten.
Natirlich hat das Ressort des Wirtschafts- und
Arbeitssenators damit auch etwas zu tun, das darf
man durchaus betonen, Herr Senator Gunthner.
Der Stadtteil darf aber nicht darunter leiden, dass
der Koalitionsvertrag die Plane des Bildungsres-
sorts zu dem Campusneubau umgeworfen hat.
Das Sozialressort ist natirlich in der Verantwor-
tung fir das Projekt und muss diese wahrnehmen.
Der Arbeitssenator muss natirlich daftr sorgen,
dass eine Beschaftigungsférderung auch in die-
sem Stadtteil und speziell in diesem Quartier er-
halten bleibt.

Ich habe Ubrigens schon vor eineinhalb Jahren im
Rathaus vorgeschlagen, die durchaus noch vor-
handenen Mdglichkeiten zu nutzen. Eine Mdglich-
keit sind FAV-Stellen. Zum anderen gibt es dort
viele Leute, von denen man genau weil3, dass sie
nicht in den ersten Arbeitsmarkt kommen. Die
Beschéftigung dort bietet eine Tagesstruktur. In-
sofern kann man auch MalRnahmen aus dem Ka-
talog des SGB XII ergreifen. Das wird Ubrigens
schon gemacht.

(Beifall DIE LINKE)

Ubrigens finde ich die mediale Sprachlosigkeit der
Regierungsfraktionen und des Senats sowohl vor
Ort als auch im GrofRen und Ganzen in den letz-
ten Wochen unertraglich. So kann man mit den
Menschen nicht umgehen!

(Beifall DIE LINKE)

Wir fordern nach wie vor den Erhalt des ,Wilden
Westens* mit dem Streichelzoo, und zwar in dem
Gebiet, nicht unbedingt exakt auf dem Gelande,
im Zusammenhang mit dem Campus Ohlenhof.
Wir fordern den Stopp des Abtransports. Wir for-
dern eine dauerhafte institutionelle Férderung des
Wilden Westens" und Sicherheit fir dieses Pro-
jekt.

Wie wir die Beschéaftigungs- beziehungsweise
ArbeitsférderungsmalRnahmen dort gestalten,
kénnen wir dann immer noch prufen. Das kostet
nicht mehrere Hunderttausend Euro, Frau Wend-
land. Es reicht eine FAV-Stelle, die ein Tierpfleger
oder sonst jemand mit dieser Qualifikation inne-
hat, der die anderen anleitet. Das wirde vielleicht
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20 000 Euro im Jahr kosten, aber nicht mehrere
Hunderttausend. Manchmal frage ich mich echt - -

(Beifall DIE LINKE)

Jetzt noch kurz zu dem Antrag der CDU-Fraktion!
Liebe Frau Ahrens, ich finde es gut, dass Sie den
~Wilden Westen" erhalten wollen. Ich finde es
auch richtig, das Gesamtkonzept zu betrachten,
aber Sie schreiben in Ihrem Antrag, Sie wollten
den Streichelzoo unter Nutzung bestehender
Ressourcen erhalten. Das ist leider zu wenig. Das
Projekt bricht doch gerade deswegen weg, weil es
nur Uber einen Beschaftigungstrager gelaufen ist
und nicht Uber die Jugendhilfe. Daher brauchen
wir zumindest die Sicherstellung einer Grundfor-
derung der Einrichtung. Davon lesen wir in lhrem
Antrag leider nichts. Deswegen werden wir uns
dazu der Stimme enthalten.

Zu dem Antrag der Koalitionsfraktionen! Ich habe
mich soeben aufgeregt; ich gebe es zu, Aber ich
finde es, ehrlich gesagt, zynisch, den Beteiligten
vor Ort einen runden Tisch vorzuschlagen, nach-
dem sie bereits vier Jahre lang beteiligt waren.

(Beifall DIE LINKE)

Ich finde diesen Vorschlag umso unertraglicher,
da ich weil3, dass Ihnen die Ergebnisse des zu-
letzt stattgefundenen Beteiligungsprozesses nicht
gepasst haben. Sie haben sie gecancelt. Ich weil}
also nicht, was das jetzt bringen soll.

Mit dem Streichelzoo bricht dem ,Wilden Westen*
ein Herzstick weg, das sagen viele Menschen.
Damit ist das gesamte Projekt strukturell gefahr-
det. Ich betone, ein Garten ersetzt nicht das pa-
dagogische Angebot mit den Tieren!

(Glocke)

In einer solchen Situation braucht der Stadtteil
keine weiteren Prifauftrage und keine runden
Tische, sondern die Politik muss hier zeigen, was
sie will. Im Ubrigen hat der Trager selbst schon
zugesagt, das Angebot zu reduzieren, um das
Projekt wenigstens zum Teil erhalten zu kdnnen.
Reden Sie doch einmal mit den Leuten!

(Beifall DIE LINKE)
Das ist das, was die Kinder mir mitgegeben ha-
ben, um mir fir diese Debatte Gliick zu win-

schen, liebe Kollegen! - Vielen Dank!

(Beifall DIE LINKE)

Vizeprasident Imhoff: Als nachster Redner hat
das Wort der Abgeordnete Schéfer.

Abg. Schafer (ALFA)?: Sehr geehrter Herr Prasi-
dent, meine Damen und Herren! Ich muss zuge-
ben, ich kenne den ,Wilden Westen“ aus eigener
Anschauung nicht, aber nach allem, was ich hier
gehort habe, nach allem, was ich nebenbei gele-
sen habe, ist es ein Projekt, das offensichtlich
sehr gut lauft und auf positive Resonanz stof3t. Es
wird abgewickelt aufgrund finanzieller Erwagun-
gen, wenn ich es richtig verstanden habe.

Ich glaube, dass eine buchhalterische Herange-
hensweise bei solchen Dingen nicht richtig ist. Ich
bin sehr dankbar dafiir, dass Frau Vogt das mit
sehr viel Herzblut und Engagement in die Blrger-
schaft eingebracht hat, weil wir nicht mit einer
simplen Arithmetik berechnen kénnen, was uns
das bringt. Wir investieren hier in einen Stadtteil,
wir investieren hier in Bildung, wir investieren hier
in unsere Kinder, und das, was das an Effekten
bringt, kdnnen wir gar nicht ermessen.

(Abg. Réwekamp [CDU]: Jetzt weild ich gar nicht
mehr, wie ich abstimmen soll!)

Bitte?

(Abg. Roéwekamp [CDUJ: Alles gut! Ich bin nur ein
bisschen verwirrt! - Heiterkeit CDU)

Okay, sei lhnen zugestanden!

Ich will damit nur sagen, wir werden den Antrag
der LINKEN vollumfanglich unterstitzen. Wir
kommen aus einer privilegierten Gegend. Ich
komme aus Oberneuland, und ich konnte es mir
leisten, meine Tochter zum Reiten auf den Reiter-
hof zu schicken. Wir nehmen das hin, weil wir das
bezahlen kénnen, weil wir gute Jobs haben, aber
da engagiert sich jemand mit Herzblut fir einen
Stadtteil, in dem das nicht geht, und dafiir méchte
ich lhnen danken!

(Beifall ALFA)

Vizeprasident Imhoff: Als ndchste Rednerin hat
das Wort Frau Senatorin Stahmann.

Senatorin Stahmann®”: Herr Prasident, sehr ver-
ehrte Damen und Herren! Ich spreche jetzt als
eine Person, die schon im ,Wilden Westen war
und im wilden Westen wohnt. Ich habe auch
schon die Ponys gestriegelt und sie wahrend ei-
nes Sommers gefittert. Ich kenne auch Brigitte
aus der Kiche. Ich kenne den Beschaftigungstré-
ger, der bei uns im Ressort war und mitgeteilt hat,
unter den Bedingungen, die ihm die Arbeitsmarkt-
politik seit dem letzten Jahr und verschérft in die-
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sem Jahr vorgibt, gehe es fur ihn nicht weiter und
kénne er Tiere nicht ordnungsgemé&l betreuen
lassen. Er hat uns im Ressort gesagt, er méchte
sich in dieser Konstellation aus der Arbeit zuriick-
ziehen, und es war fur mich dann die Entschei-
dung zu sagen, wir missen die Tiere tierschutz-
gerecht an einen anderen Ort bringen, wenn ein
Trager im Mai aussteigt.

(Beifall SPD, Bundnis 90/Die Griinen)

Klar, das ist eine Rahmensetzung, die die Men-
schen auch trifft. Ich habe eben auch mit den
Kindern gesprochen, ich habe mich mit Mittern
unterhalten. Ich habe auch Bilder von den siiRen
Hasen und von den Pferden bekommen. Fir Su-
eda aus der Klasse 3 ¢ der Grundschule am Hal-
merweg ist dieser Streichelzoo ein ganz wichtiges
Projekt.

Diese Einrichtung am Ende der Stuhmer Stral3e -
da ist auch noch der Kletterbunker, und am Bahn-
damm stehen Privatpferde -, das Gemeinschafts-
haus, das Spielhaus, das ist eine wichtige soziale
Landschaft fir das Quartier. Wir haben dort im
Umfeld an der Rostocker Stral3e einen Bewohner-
treff, am Halmerweg auch noch das Quartiersbil-
dungszentrum. Wir haben ein Netzwerk sozialer
Einrichtungen im Quartier, und das ist nicht wenig,
das ist etwas, worauf wir stolz sind. Wir sind hier
keine herzlose Bande, die mit dem Panzer anrollt
und einfach den ,Wilden Westen" plattmacht, das
will ich auch ganz ausdrtcklich sagen!

(Beifall SPD, Biindnis 90/Die Griinen)

Kristina Vogt, was sagt man denn so einem Be-
schéaftigungstréager, wenn er zur Sozialsenatorin
kommt und sagt, die Beschéaftigungspolitik, so wie
sie im Augenblick sei, raube ihm den Atem? Dann
kann ich nicht in eine Geheimsschatulle greifen.
Karoline Linnert hat das wahrend der Haushalts-
beratungen immer zu uns Senatoren gesagt, sie
hat keine Schatulle unter ihrem Schreibtisch,
nichts im Keller und auch keinen geheimen Tre-
sor, in dem noch Geld liegt. Das hat die Sozialse-
natorin auch nicht. Ich kann Martin Gunthner an-
schreiben - aber Briefe kommen hier ja auch nicht
so gut an -, ihn anrufen.

(Zurufe DIE LINKE)

Ich kann sagen, Martin, rick' die Kohle raus, und
Martin Gunthner wird das zu mir sagen, was auch
der Trager gesagt hat: Die Spielregeln fur das
Beschaftigungsprojekt sind so - -.

(Zuruf Abg. Frau Dr. Schaefer [Bindnis 90/Die
Grunen] - Unruhe DIE LINKE)

Bitte einmal konzentrieren! Ein Langzeitarbeitslo-
ser darf innerhalb von fiinf Jahren nur zwei Jahre
in so einem Beschaftigungsprojekt arbeiten, und
wir haben viele unbesetzte Stellen.

(Abg. Frau Vogt [DIE LINKE] meldet sich zu einer
Zwischenfrage.)

Das heif3t, dieses Bundesland, die rot-griine Koa-
lition, wird Initiativen ergreifen, dass sich so ein
System verandern muss, und das habe ich auch
personlich schon Andrea Nahles - und das hat
auch Martin Gunthner - im direkten Gesprach in
Berlin, als der Senat in Berlin war, gesagt, dass
wir eine Lésung fur Menschen brauchen, die dau-
erhaft nicht auf dem ersten Arbeitsmarkt ankom-
men.

Vizeprasident Imhoff: Frau Senatorin, gestatten
Sie eine Zwischenfrage der Abgeordneten Frau
Vogt?

Senatorin Stahmann: Ja, obwohl ich gerade so
gut im Fluss bin!

Vizeprasident Imhoff: Bitte schon!

Abg. Frau Vogt (DIE LINKE): Frau Senatorin,
diese Frage der Beschaftigungsforderung und der
verdnderten Bedingungen ist ja jetzt nicht vom
Himmel gefallen. Wir waren beide gemeinsam vor
eineinhalb Jahren in einer der Sitzungen im Rat-
haus, als das thematisiert worden ist.

Warum hat denn das Ressort bei der Frage der
Sicherung von Stadtteileinrichtungen, die nach
den bisherigen Forderkriterien Giber die regionalen
Netzwerke und was auch immer nicht mehr lau-
fen, mit dem Arbeitssenator nicht nach Alternati-
ven gesucht? Natirlich geht in der Frage nichts
ohne Martin Gunthner. Ich habe das Stichwort
vorhin eingebracht, und deswegen - Entschuldi-
gung, Frau Dr. Schaefer! - war ich eben emotio-
nal. Ich habe Uber FAV-Stellen geredet, und Sie
haben irgendetwas hineingerufen, was nicht quali-
fiziert war!

Vizeprasident Imhoff: Frau Vogt, Sie haben jetzt
eine Zwischenfrage gestellt.

(Abg. Frau Vogt [DIE LINKE]: Ja, genau!)
Jetzt bitte ich um die Antwort!

(Abg. Frau Vogt [DIE LINKE]: Das Thema ist ja
seit eineinhalb Jahren virulent! Warum hat es
keine Auseinandersetzung mit dem Arbeitssena-
tor gegeben, um Ldsungen zu finden, die das
Land noch irgendwie gewahrleisten kann?)
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Senatorin Stahmann: Wir haben in Bremen sehr
viele Sozialprojekte, die von den beschéftigungs-
politischen MalRBnahmen flankiert werden, und wir
sind zu den einzelnen Tragern gegangen, die
Probleme angezeigt haben. Wir haben an einigen
Stellen Forderungen umgestellt und einiges mit
dem Jobcenter auch besprechen kénnen. Es ha-
ben auch hier alle mitbekommen, dass auch das
Jobcenter andere Kriterien angelegt hat, was die
Gemeinnutzigkeit angeht, ich erinnere an das
Café des Mitterzentrums in Tenever. Also, im
Bereich Arbeit ist man nicht untétig gewesen,
sondern man ist dabei, aus verschiedenen Bau-
steinen bremische Bausteine zu entwickeln. Ich
gebe aber zu, an bestimmten Stellen haben wir
noch keine Ldsungen, und es gibt noch politische
Hausaufgaben, die zu machen sind, so wirde ich
es zusammenfassen.

Als Senatorin, die von einem Trager angespro-
chen wird, der sagt, er betreibe einen Streichelzoo
im ,Wilden Westen“ und hére im Mai auf: Die Tie-
re hat seinerzeit einmal das Sozialressort ange-
schafft, und zwar Mitarbeiter aus dem Amt fir
Soziale Dienste - sie wurden ja genannt, Dieter
Sevecke, Marianne Riesenberg, auch Rolf Diener
war dabei, der jetzt der Chef des Jugendamts ist -
, also missen wir uns ja eine Ldsung einfallen
lassen. Dass das jetzt bei den Menschen nicht gut
ankommt, ist klar. Das sieht man doch. Ich bin
doch auch nicht blind, ich bin auch nicht bléd, ich
habe auch ein Herz, und, ehrlich gesagt, ich liebe
Tiere, das geht an uns doch nicht vorbei!

Aber wie verriickt wére es denn, wenn ich aus der
15. Etage des Tivoli-Hochhauses sagen wirde:
Anja Stahmann, die weise Sozialsenatorin, weist
jetzt den Stadtteil Gropelingen an, folgendes Pro-
jekt dort an der Stuhmer Stralle umzusetzen! So
geht es doch auch nicht!

(Beifall SPD, Bundnis 90/Die Grinen - Abg. Frau
Vogt [DIE LINKE]: Aber das ist doch schon gelau-
fen!)

Die Leute, die da arbeiten - das sind Rita Sanze,
Erwin Bohm, Ulrike Pala als Ortsamtsleiterin -,
sind die Menschen, die dort bekannt sind.

(Abg. Frau Vogt [DIE LINKE]: Die sind doch alle
beteiligt gewesen am Campus-Projekt!)

Frau Vogt, ich rede jetzt nicht Uber die ganze An-
gelegenheit Ohlenhof, Uber die Schule, daruber,
wie es hin- und hergegangen ist. Dartber will ich
jetzt nicht reden, sondern ich rede jetzt ganz kon-
kret daruiber, welche Antwort wir den Menschen,
den Kindern und Jugendlichen und auch den Er-
wachsenen, die da sind, geben kdnnen. Hier sit-
zen ja auch einige, die jeden Tag dorthin gehen,

ihre Suppe essen und dort Unterstiitzung im All-
tag bekommen. Das Sozialressort hat gleich ge-
sagt, und ich war mir mit Karl Bronke sofort einig:
Wir wollen, dass das Gemeinschaftshaus bleibt!
Ich weil3 auch, dass Claudia Bogedan Interesse
hat, das Spielhaus zu erhalten. Wenn da kinftig
Platz fur eine Kita sein sollte - wir brauchen doch
Kita-Platze -, dann wirde das doch auch an der
Stelle eingeplant!

(Beifall SPD, Bundnis 90/Die Griinen)

Das sind doch gute Ideen, aber diese guten Ideen
missen wir einmal an dieser Stelle sammeln, und
wenn es noch eine oder zwei Sitzungen braucht!

Unten stand Cornelia Barth, sie arbeitet bei dem
Trager comeback, ist aber auch bei der LINKEN.
Sie hat gesagt, sie wiinschten sich einen kleine-
ren Zoo. Ich habe ihr gesagt, herzlich willkommen,
bringt das ein an diesem runden Tisch, das kon-
nen wir dort thematisieren!

Unser Haus hatte die Idee - Entschuldigung, als
ich eben horte, der Spielplatz habe gebrannt, war
ich erschrocken, denn das war ein Vorschlag, den
wir machen wollten -, dort noch einmal neue
Spielgerate fur die kleineren und auch fir die alte-
ren Kinder aufzustellen. Auch das ist eine sinnvol-
le Ergénzung. Wir haben es ja gehort, die Infra-
struktur ist vor Ort, wir missen da Geld investie-
ren, und wir wollen da auch Geld investieren. Das
missen wir jetzt einmal zusammen ansehen. Das
Bildungsressort muss mit an den Tisch, es muss
auch das Arbeitsressort mit an den Tisch, das
auch Ideen entwickeln muss, was es machen
kann, damit es da weitergeht. Ich mdchte auch
den Gesundheitstreffpunkt West dabeihaben, der
sehr engagiert ist, auch die Schulleitungen mit
ihren Ideen, wie wir die Ganztagsschulangebote
im Stadtteil ergdnzen kénnen.

(Abg. Frau Vogt [DIE LINKE]: Die sind dabei! Die
sind alle dabei! Die haben sich schon positioniert
und sagen, wir wollen es erhalten!)

Wir sagen also nicht ,Sense mit dem Strei-
chelzoo!. Auch wir sagen ,Streichelzoo, das ist
Familie!”, wir sagen aber auch, wir miissen einmal
schauen, was die Familie jetzt braucht. Das, was
die Familie jetzt hat, reicht nicht aus, um zu Uber-
leben. Wir missen das auf neue Beine stellen,
das ist jetzt der Auftrag.

Frau Vogt, ich nehme es ernst, dass Sie sagen,
es sei nicht gut kommuniziert worden. Das nehme
ich mit, wir lernen auch noch einmal daraus, aber
ich habe mir jetzt selbst intern nicht sofort den Hut
aufgesetzt, dass ich das Oberhaupt vor Ort bin,
diese Sachen anzugehen, sondern ich habe ge-
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sagt: Bitte einen runden Tisch mit Ulrike Pala und
Erwin Boéhm, der das auch machen will, damit
diejenigen mitreden, die davon noch mehr verste-
hen als wir! Das ware mein Beitrag zu dieser De-
batte. - Vielen Dank fir die Antrage, damit kdnnen
wir arbeiten!

Vizeprasident Imhoff: Weitere Wortmeldungen
liegen nicht vor.

Die Beratung ist geschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung.

Gemald Paragraph 51 Absatz 7 unserer Ge-
schaftsordnung lasse ich zuerst tiber den Ande-
rungsantrag abstimmen.

Wer dem Anderungsantrag der Fraktion der CDU
mit der Drucksachen-Nr. 19/123 S zustimmen
mdchte, den bitte ich jetzt um das Handzeichen!
(Dafur CDU)

Ich bitte um die Gegenprobe!

(Dagegen SPD, Bundnis 90/Die Griunen, FDP,
ALFA, Abg. Tassis [AfD])

Stimmenthaltungen?
(DIE LINKE)

Ich stelle fest, die Stadtbirgerschaft lehnt den
Anderungsantrag ab.

Nun lasse ich Uber den Antrag der Fraktion DIE
LINKE abstimmen.

Wer dem Antrag der Fraktion DIE LINKE mit der
Drucksachen-Nr. 19/112 S seine Zustimmung
geben mochte, den bitte ich jetzt um das Hand-
zeichen!

(Dafir DIE LINKE, ALFA, Abg. Tassis [AfD])

Ich bitte um die Gegenprobe!

(Dagegen SPD, CDU, Bindnis 90/Die Griinen)
Stimmenthaltungen?

(FDP)

Ich stelle fest, die Stadtbirgerschaft lehnt den
Antrag ab.

Jetzt lasse ich Uber den Antrag der Fraktionen der
SPD und Bundnis 90/Die Griinen abstimmen.

Wer dem Antrag der Fraktionen der SPD und
Biindnis 90/Die Griinen seine Zustimmung geben
mdchte, den bitte ich jetzt um das Handzeichen!

(Dafur SPD, CDU, Bindnis 90/Die Griinen, FDP)
Ich bitte um die Gegenprobe!

(Dagegen DIE LINKE, ALFA, Abg. Tassis [AfD])
Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Stadtbirgerschaft stimmt dem
Antrag zu.

Bericht des Petitionsausschusses Nr. 7
vom 4. Marz 2016
(Drucksache 19/115 S)

Gemal Paragraf 12 Absatz 3 des Petitionsgeset-
zes verlangt die Fraktion der CDU eine Ausspra-
che uber die Petition S 18/383.

Die Aussprache ist eroffnet.

Als erster Redner hat das Wort der Abgeordnete
Rohmeyer.

Abg. Rohmeyer (CDU)”: Herr Prasident, meine
sehr geehrten Damen und Herren! Wir reden tber
eine Petition, die im letzten Jahr die Bremische
Birgerschaft kurz vor den Wahlen am 10. Mai
2015 erreichte und zu diesem Zeitpunkt schon
mehrere Tausend Unterstitzerinnen und Unter-
stutzer auf der Internetplattform openPetition hat-
te. Darlber hinaus kamen noch einige Hundert
Mitzeichner auf der Homepage der Bremischen
Burgerschaft hinzu. Die Petition wurde auch in
Bremer Medien kommuniziert.

Es geht im akuten Fall der Petentin um 100 Stel-
len fur Lehrerinnen und Lehrer - umgehend! -
sowie perspektivisch die Schaffung von 400 Stel-
len, um den chronischen, strukturellen Unter-
richtsausfall an den Schulen in Bremen auszu-
gleichen. Die Petentin hat eine Reihe von Beispie-
len aufgefiihrt, in der Spitze das Beispiel des Un-
terrichtsausfalls in einer Gymnasialklasse von 18
Wochenstunden innerhalb einer einzigen Woche,
meine Damen und Herren! Das sind erschrecken-
de Zustande, die hier durch die Petentin auch
noch einmal in einen besonderen Fokus geriickt
worden sind. Das bestatigt im Ubrigen das, was
die CDU im Halbjahr zuvor bei unserer Untersu-
chung des Unterrichtsausfalls an bremischen
Schulen festgestellt hat.

Wir haben diese Petition dann nach der Birger-
schaftswahl im Petitionsausschuss beraten. Es


http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/115%20S

Stadtbirgerschaft 496

10. Sitzung/15.03.16

hat eine Anhtérung gegeben, und die CDU nimmt
es heute hier zum Anlass, weil wir der Auffassung
sind, dass Rot-Griin einfach Uber die berechtigten
Sorgen hinweggeht. Man hat in der Anhérung
signalisiert, man wolle etwas tun, man hat Signale
gegeben. Sie schlieRen aber jetzt die Petition ab,
ohne dass Taten folgen. Sie nehmen den Unter-
richtsausfall weiter billigend in Kauf, meine Da-
men und Herren!

(Beifall CDU)

Es wurde davon gesprochen, es sollten zum
kommenden Schuljahr - zum jetzt laufenden
Schuljahr, wir missen ja im Auge behalten, wann
die Petition eingereicht wurde und auch die Stel-
lungnahmen abgefasst wurden -, im Doppelhaus-
halt 2016/2017 als Mittelerhohung fir die Unter-
richtsvertretung 1,7 Millionen Euro eingestellt
werden, so hat es der Staatsrat in der Anhérung
gesagt, Frau Senatorin.

Meine Damen und Herren, das Drama der Auf-
stellung lhres Doppelhaushalts beschéaftigt das
Parlament an anderer Stelle. Sie haben einen
Haushalt noch nicht in die Birgerschaft einge-
bracht, aber Sie wollen diese Petition trotzdem
schon abschliel3en, ohne dass es einen Ausgleich
oder eine Erhohung fir die Unterrichtsausfalle
gibt. Darum werden wir lhrem Beschlussvor-
schlag, dem sie mit Mehrheit im Petitionsaus-
schuss gegen unsere Stimmen gefolgt sind, nicht
zustimmen.

(Beifall CDU)

Wir haben im Rahmen dieser Petition noch einmal
festgestellt und auch erértert, dass der Petitions-
ausschuss im Rahmen seiner Anhorung sehr
fachlich fundiert Uber die Anliegen diskutieren
konnte. Wir haben der Petentin Gelegenheit ge-
ben kdnnen, auch direkt mit den Fraktionen und
mit den Vertretern der Senatorin zu diskutieren.
Es hat Ankiindigungen gegeben, aber es hat bis
heute keine Taten gegeben.

(Prasident Weber tGbernimmt wieder den Vorsitz.)

Wenn Sie es ernst nehmen wirden, dann hétten
Sie die Petition jetzt noch nicht abgeschlossen,
dann héatte man vermitteln kdnnen, dass es eben
noch dauert, bis Sie Ihren Haushalt aufstellen, bis
das, was Sie angekindigt haben, tatsachlich auch
einmal in Anséatzen Realitdt werden kénnte. Ich
habe vielmehr den Eindruck - das geht auch aus
der Stellungnahme der senatorischen Behdrde
hervor -, Sie rechtfertigen den Unterrichtsausfall.
Es ist ja der angebliche Bundesdurchschnitt, auf
den dort Bezug genommen wird, und Krankheits-
falle kénnten immer vorkommen.

Meine Damen und Herren, Sie haben nicht die
Dramatik, die massive Unterrichtsausfélle bedeu-
ten, tatsachlich erkannt. Das haben wir festge-
stellt, nicht nur in dieser Debatte, sondern leider
auch in vielen anderen Debatten, in denen es um
die Unterrichtsausfalle in Bremen gegangen ist.

Die Frage bleibt;: Was folgt daraus? Sie haben ein
Versprechen gegeben, das an dieser Stelle noch
nicht erfullt wird. Wir werden im Rahmen der
Haushaltsberatungen sehr genau darauf achten,
nicht nur auf die politischen Botschaften, die Sie
an anderer Stelle genannt haben - angefangen
beim ehemaligen Prasidenten des Senats, die
~Schippe drauf’, ich darf daran erinnern, das war
auch einmal so ein beliebtes Wort von lhnen, das
bis heute folgenlos geblieben ist -, sondern auch
darauf, ob die Zusagen, die konkret gegeben
wurden, um Unterrichtsausféalle zu minimieren,
auch eingehalten werden.

Wir sind sehr gespannt darauf, bis Sie endlich
konkrete Zahlen fir den Doppelhaushalt
2016/2017 vorlegen. Solange Sie aber hier mit
Blankoscheck arbeiten, werden Sie Verstandnis
haben, dass wir Ihnen angesichts der vielen ande-
ren Versprechen, die Sie bisher nicht gehalten
haben, auch an dieser Stelle nicht vertrauen. Wir
werden eine andere Position haben. Wir glauben
der Petentin mehr als lhnen! - Vielen Dank!

(Beifall CDU)

Prasident Weber: Als nachster Redner hat das
Wort der Abgeordnete Dr. Guldner.

Abg. Dr. Guldner (Bundnis 90/Die Griinen)”:
Herr Prasident, meine lieben Kolleginnen und
Kollegen! Das muss ich einmal ganz ehrlich sa-
gen, Herr Rohmeyer, ich bin jetzt ja erst seit die-
ser Legislaturperiode im bildungspolitischen Be-
reich unterwegs,

(Abg. Rohmeyer [CDU]: Und gar nicht im Petiti-
onsausschuss!)

und heute Mittag haben wir gerade mit allen bil-
dungspolitischen Sprecherinnen und Sprechern
gemeinsam eine, wie ich finde, sehr konstruktive
Pressekonferenz zur Zukunft der Schulreform
gegeben, aber jetzt kommen Sie daher und stel-
len hier in diesen knapp funf Minuten eine ganze
Reihe Behauptungen auf, die einfach nicht der
Wabhrheit entsprechen. Das finde ich schon eini-
germalien dreist!

(Beifall Bundnis 90/Die Gruinen, SPD)

Ich habe es mir aufgeschrieben, Rot-Griin gehe
Uber die berechtigten Interessen der Petentin
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hinweg, Petition abgelehnt, ohne auf das Problem
einzugehen: Sie wissen ganz genau, an welcher
Stelle wann wie viel - immer in Millionenhdhe - in
den letzten Jahren gerade fir das Thema Unter-
richtsausfall Geld dazugelegt worden ist. Der letz-
te Anlass war die Verwendung der BAf6G-
Millionen, mit einem Mal wurden 17,4 Millionen
Euro pro Jahr auf Dauer frei, von denen die Halfte
in den Bildungsbereich gegangen ist, ein sehr
erklecklicher Teil, auch um das Problem Unter-
richtsausfall zu bekampfen. Sie kennen all dies.
Wenn Sie gesagt hatten, mir, Claas Rohmeyer,
reicht das nicht, und man musste vielleicht noch
eine Million Euro dazugeben und sich in den
Haushaltsberatungen anstrengen, um das zu tun,
dann hétte ich das verstanden. Dass Sie aber
durchweg all das, was faktisch passiert ist, wo
aufgestockt und sehr viel Geld ausgegeben wor-
den ist - es gibt heutzutage Schwierigkeiten, Ein-
stellungen vorzunehmen, es ist aber nicht mehr
das Geld das Problem, sondern der Arbeitsmarkt -
, handstreichartig negieren und hier praktisch
dieses, wie ich finde, berechtigte Anliegen, die
berechtigte Elternsorge, dass die Kinder auch den
Unterricht bekommen, der angekiindigt worden ist
- das ist etwas, was alle Eltern teilen - auf so zyni-
sche Art und Weise missbrauchen und hier fal-
sche Dinge behaupten, finde ich schon ziemlich
dreist!

(Beifall Buindnis 90/Die Grunen, SPD)

Sie wissen ganz genau, dass es nicht so ist. Die
Koalition insgesamt, meine Fraktion im Speziel-
len, hat angekindigt, dass wir uns auch in den
Haushaltsberatungen, die jetzt anstehen, noch
einmal sehr bemiihen und anstrengen werden, fir
den Bildungsbereich auch weitere Mittel - sei es
nun fur die Fluchtlingsintegration oder fur andere
MaRnahmen - zu beschaffen. Das steht hier dem-
nachst noch an, daran kdnnen sich alle beteiligen.
Wir werden das auf jeden Fall tun.

Diese Petition haben wir sehr ernst genommen.
Wir haben uns in der Vergangenheit sehr ange-
strengt, dem nachzukommen, wir werden das in
den néchsten Haushaltsberatungen wieder tun.

(Abg. Rohmeyer [CDU] meldet sich zu einer Zwi-
schenfrage.)

Bildung ist praktisch die oberste Prioritét, die im-
mer wieder mit den sehr, sehr knappen Mitteln
noch versorgt wird, und ich bitte Sie einfach nur,
dies auch im Rahmen einer gewissen Redlichkeit
dieses Hauses zur Kenntnis zu nehmen! - Vielen
Dank!

(Beifall Biindnis 90/Die Griinen)

Prasident Weber: Herr Kollege Dr. Gildner, ge-
statten Sie - -. Nein!

Dann hat als nachster Redner der Abgeordnete
Gungor das Wort.

Abg. Giingér (SPD)”: Herr Prasident, meine sehr
geehrten Damen und Herren! Ich méchte versu-
chen, das, was Herr Dr. Guldner gesagt hat, nicht
zu wiederholen, ich kann es sehr deutlich unter-
streichen. Ich glaube, Unterrichtsausfall ist partei-
Ubergreifend ernst zu nehmen, und Unterrichts-
ausfall ist etwas, was wir gemeinsam zu bekamp-
fen versuchen wollen. Hier jetzt den Eindruck zu
erwecken, die Koalition oder die Bildungsbehorde
hatte in dieser Hinsicht nichts unternommen, das
ist doch ein bisschen fahrlassig, Herr Rohmeyer!

(Beifall SPD, Bundnis 90/Die Griinen)

Die Petition hat 100 Stellen gefordert - in der Tat
vor dem Wahlkampf -, mittelfristig sogar 400 Stel-
len. Ich wage zu behaupten, dass wir in den
nachsten Jahren mit ansteigenden Schillerzahlen
gewiss eine andere Dimension bei den Lehrerstel-
len erreicht werden. Damit meine ich jetzt nicht
nur den kommenden Doppelhaushalt, sondern
perspektivisch die nchsten Jahre.

Nach der Regierungsbildung - die BAf6G-
Millionen, die die Unterrichtsversorgung auch mit
verbessert haben, das hat Herr Dr. Gildner schon
angesprochen - sind im Jahr 2015 von der neu
gebildeten rot-grinen Koalition 120 Stellen be-
schlossen worden. Von diesen 120 Stellen - das
ist auch allen Mitgliedern des Petitionsausschus-
ses bekannt - sind allein 105 fur die Unterrichts-
vertretung in Bremen und Bremerhaven vorgese-
hen.

Meine Damen und Herren, es bleibt aber weiter-
hin ein Thema fir uns alle. Wenn aufgrund dieser
Petition etwas zusatzlich Gutes passiert ist, Herr
Rohmeyer, dann ist es doch, dass wir uns ge-
meinsam mit der ehemaligen Bildungssenatorin
auf den Weg gemacht haben, schulscharf zu er-
fassen, wo welcher Unterricht ausféllt. Das ist,
soweit ich wei3, in der Bundesrepublik einmalig.
Es gibt Bundeslander - wir haben es ja schon
ofter hier debattiert -, die nur Stichproben ma-
chen. Die schauen nicht auf jede Schule, sondern
es werden nur Stichproben erhoben, und dann
gibt es eine ungefahre Prozentzahl, wie viel Un-
terricht ausfallt. In Bremen machen wir das schul-
scharf.

(Abg. Réwekamp [CDU]: Gibt es da schon Ergeb-
nisse?)
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Dazu komme ich jetzt! Deshalb ist es doch unsere
gemeinsame Aufgabe, jetzt, nachdem man nach
einigen Monaten auch die ersten verwertbaren
Ergebnisse haben muss, auch zu schauen - am
besten nicht immer 6ffentlich, wir wollen ja auch
nicht unbedingt einzelne Schulen in ein bestimm-
tes Licht riicken, sondern wir wollen es uns sach-
lich anschauen -, warum an Schule A mehr Unter-
richt ausfallt als an Schule B. Welche zuséatzliche
Unterstitzung braucht die Schule, an der mehr
Unterricht ausfallt? Es ist ja nicht so, dass durch-
gehend an allen Bremer Schulen der Unterricht in
einem grolRen MafRe ausfallt. Deswegen kann
man, glaube ich, den Bremer Weg an dieser Stel-
le loben.

Ein weiterer Punkt, an dem wir vielleicht eine Ge-
meinsamkeit finden, lieber Herr Rohmeyer, ist,
dass wir die Schulen nicht alleinlassen, wenn es
darum geht, eine Vertretungskraft zu finden.
Wenn eine Lehrkraft ausfallt, dann darf, wie ich
finde, die Antwort der Bildungsadministration nicht
sein, ich zitiere: ,Die Mittel fir eine Stelle im Ver-
tretungspool stehen der Schule weiterhin zur Ver-
fugung.” Das heil3t, die Schulleitung muss sich
jetzt um eine neue Person kimmern. Ich glaube,
die Schulleitung darf man bei dieser Debatte auf
keinen Fall aus der Verantwortung entlassen,
aber man darf die Schulen hier auch nicht allein-
lassen. Deshalb missen wir Uber die Rolle der
Schulaufsicht - das haben wir ja schon einmal an
anderer Stelle besprochen - gemeinsam reden,
damit die Schulaufsicht sich mehr als Dienstleister
der Schulen versteht und gemeinsam im Team
agiert wird, um den Unterrichtsausfall zu reduzie-
ren, meine Damen und Herren!

(Beifall Bundnis 90/Die Gruinen, SPD)

Das Ziel muss auch weiterhin sein, erstens, die
kurzfristigen Ausfalle wirklich schnell - sofort! -
vertreten zu lassen, wenn es nicht anders mach-
bar ist - das ist es meistens nicht -, auch fach-
fremd, und Ausfalle, die sich in einer zweiten Wo-
che fortsetzen, dann von einem Fachlehrer vertre-
ten zu lassen. Um es praktisch zu formulieren:
Wenn absehbar ist, dass eine Lehrkraft mehrere
Tage, mehrere Wochen oder mehrere Monate
ausfallt, dann muss schnell Ersatz gefunden wer-
den. Ein weiteres Ziel, wenn wir uns diese Zahlen
ansehen, wird es auch wieder sein, dass die ver-
meidbaren Ausfalle, also Fortbildungen, Klassen-
fahrten oder externe Besuche, besser geplant
werden.

Meine Damen und Herren, mit den 105 Stellen fur
die Unterrichtsvertretung schlieRen wir uns des-
halb der Empfehlung des Petitionsausschusses
an, die Petition fur erledigt zu erklaren. - Vielen
Dank fir lhre Aufmerksamkeit!

(Beifall Bindnis 90/Die Griinen, SPD)

Prasident Weber: Als nachste Rednerin hat das
Wort die Abgeordnete Frau Kohlrausch.

Abg. Frau Kohlrausch (FDP): Sehr geehrter
Herr Prasident, meine Damen und Herren! Unter-
richtsausfall an Bremer Schulen ist seit Langem
Thema in der Politik und in der Presse. Vor allem,
seitdem eine Mutter die Verhaltnisse in der Klasse
ihrer Tochter o6ffentlich gemacht hat, wissen wir
alle, wie sehr es an den Bremer Schulen brennt.

Die Petition dazu war Thema der Sitzung des
Petitionsausschusses im November. Zwei Vertre-
ter des Bildungsressorts stellten damals vor, was
auf diesem Gebiet inzwischen geschehen sei und
was sich bis zum 1. Februar 2016 noch verandern
wurde. Leider waren die Berechnungen schwer
nachzuvollziehen. AuBerdem zeigte sich spater,
dass die Lehrer, mit denen man zum 1. Februar
gerechnet hatte, keineswegs wie erwartet zur
Verfigung gestanden haben. Davon abgesehen
hore ich aus Schulen, dass die Regelungen zur
Unterrichtsvertretung nicht ausreichend sind. Im
Gegenteil, durch die zugezogenen Kinder hat sich
die Lage an den Bremer Schulen nochmals ver-
scharft! Letztendlich wurde den in der Petition
formulierten Anliegen nicht entsprochen. Die For-
derungen bleiben aber richtig und sollten in die
Praxis umgesetzt werden.

Wir Freie Demokraten fordern, endlich die langst
versprochene Zuweisungsrichtlinie vorzulegen,
inklusive schliissiger Konzepte. Sie sollten trans-
parent sein und deutlich machen, wo die Lehrer-
stunden in Bremen bleiben und vor allem, wie
genau die Malinahmen fur Unterrichtsvertretung
aussehen sollen. Dazu gehdrt auch die Offenle-
gung der Praxis der Einstellung von Lehrkraften
Uber die Stadtteilschule.

Wir lehnen ab, dass die Organisation fir die Be-
schaffung von Lehrkraften fir die Unterrichtsver-
tretung den Schulleitungen obliegt. Aus eigener
Erfahrung kann ich Ihnen sagen, das ist zeitauf-
wendig und oft unmdglich, und dabei war meine
Schule durch die N&he zur Universitdt noch be-
vorzugt. Studenten haben bei uns immer sehr
gern gearbeitet.

Wir fordern eine jahrliche Prifung der Situation
bei der Unterrichtsvertretung und einen Bericht
dazu in der Bildungsdeputation. Wir zweifeln stark
daran, dass die in der Deputationssitzung ver-
sprochenen MafRhahmen auch tatsachlich umge-
setzt werden. Aus diesen Griinden kdnnen die
Freien Demokraten heute die Ablehnung dieser
Petition nicht mittragen. - Ich danke lhnen!
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(Beifall FDP)

Prasident Weber: Als nachste Rednerin hat das
Wort die Abgeordnete Frau Vogt.

Abg. Frau Vogt (DIE LINKE)”: Herr Prasident,
liebe Kolleginnen und Kollegen! Auch meine Kol-
legen dort hinten, bitte!

(Beifall SPD)
Da gibt es nichts zu klatschen!

(Abg. Tschépe [SPD]: Finde ich als Fraktionsvor-
sitzender klasse!)

Es geht um eine Petition, die uns im Wahlkampf
beschaftigt hat, die zwar mit Sicherheit nicht ur-
sachlich, aber auch ein Ausloser dafur war, dass
im Koalitionsvertrag nachher 200 zuséatzliche Stel-
len versprochen worden sind. Die Forderung der
Petition, das ist hier schon erwahnt worden: 100
zusatzliche Lehrkréfte sofort, insgesamt 400 neue
Stellen mittelfristig! Das Ziel war die Bekdmpfung
des Unterrichtsausfalls.

Die Antwort des Petitionsausschusses, auch das
ist hier schon erwdhnt worden: Mit 105 Stellen fir
beide Stadtgemeinden wurde bereits gehandelt.
Das bezieht sich noch auf den letzten Haushalt.
Auch im neuen Haushalt sollen Vertretungskréfte
berlicksichtigt werden. 400 zusatzliche Stellen
seien vor dem Hintergrund des knappen Haus-
halts nicht zu realisieren.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, so weit, so
schlecht! Aus unserer Sicht ist ganz klar: Es feh-
len nach wie vor Lehrkrafte. Der Text der Petition
und die Bemihungen des Senats greifen aus
unserer Sicht sogar beide zu kurz, denn Unter-
richtsausfall und Aufstockung des Vertretungs-
pools betreffen nur einen einzelnen Aspekt, worin
sich der Mangel an Lehrkréften zeigt.

Wir brauchen aber auch Lehrkréfte fur die Inklusi-
on, siehe den Brandbrief der Schulleiter aus dem
Bremer Westen! Wir brauchen natirlich auch
neue Lehrkrafte zur Integration von Zuwanderern
und Kindern von Gefliichteten, wenn sie die Vor-
kurse durchlaufen haben, und zur besseren Ver-
sorgung von Brennpunktschulen.

(Beifall DIE LINKE)

Nach dem Wahlkampf ist der Koalition genau
diese Petition auf die FufRe gefallen. Es wurde
aber nur im Bereich Vertretung nachgesteuert,
und wir finden, ehrlich gesagt, Herr Gungér und
Herr Dr. Guldner, auch noch nicht ausreichend.
Daher werden wir natlrlich auch der Ablehnung

durch den Ausschuss nicht zustimmen und den
Ausschussbericht hier ablehnen, denn auch im
Bereich Vertretung ist ohne die zuséatzlichen Auf-
gaben, die ich eben genannt habe, immer noch
Nachholbedarf. Es ist immer noch nicht alles ge-
regelt.

Ich moéchte an dieser Stelle auf ein Problem auf-
merksam machen: Intern wurden Stellen, die den
ReBUZ zugesichert wurden, zur Vertretungsre-
serve umgeschichtet. Damit fehlen aber die 20
zusatzlichen Stellen, die die ReBUZ brauchen, wir
hatten diesen Antrag hier gestellt. Das ist wieder
einmal typisch, es gab einmal einen Beschluss,
dass die 20 zusatzlichen Stellen aus der Unter-
richtsversorgung genommen werden sollten, und
diese Hin- und Herschieberei funktioniert einfach
vorn und hinten nicht! Im Endeffekt hat es zu Un-
terrichtsausfall gefihrt, weil man sie aus der regu-
laren Unterrichtsversorgung genommen hat. Die
ReBUZ haben diese Stellen aber nicht dauerhaft
bekommen, sondern missen jetzt statt mit 69 mit
49 Stellen zurechtkommen, und das reicht auch
vorn und hinten nicht. Ich denke, allein dieses
Beispiel zeigt, wie berechtigt das Anliegen der
Petition dem Grunde nach ist, auch wenn sie viel-
leicht nicht so exakt ausformuliert worden ist, wie
wir als Deputierte es kennen, und man damit viel-
leicht einen Antrag fur den Haushalt hatte stellen
kénnen.

(Beifall DIE LINKE)

Wir sind der Meinung, der Senat muss ganz drin-
gend ein neues Personalkonzept vorlegen, in dem
nicht nur die Vertretungsbefugnis gestarkt wird,
sondern natirlich auch die Stundenversorgung
der Schulen von Grund auf gewdhrleistet sein
muss, damit wir einmal wieder auf die 103 - bes-
ser waren natirlich 105 - Prozent Grundversor-
gung kommen. 400 Stellen mittelfristig sind dabei,
auch wenn man sich die neuen Aufgaben, vor
denen wir stehen, vor Augen halt, insgesamt mit
Sicherheit eine nicht unverniinftige GréRenord-
nung, auch wenn wir das konkretisieren missen.

Die Petition hat ein wichtiges Thema aufgegriffen.
Sie hat im Frihjahr auch fir wichtige Weichenstel-
lungen gesorgt. Die MalRnahmen, auf die der
Ausschuss verweist, halten wir allerdings fur nicht
ausreichend. Deswegen lehnen wir den Bericht
auch ab. - Ich danke lhnen!

(Beifall DIE LINKE)

Prasident Weber: Ich gebe dem Abgeordneten
Rohmeyer das Wort zu einer Kurzintervention.

Abg. Rohmeyer (CDU)?: Herr Dr. Guldner, Sie
hatten ja eben freundlicherweise darauf verzich-
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tet, mir die Mdglichkeit zu geben, Ihnen eine Zwi-
schenfrage zu stellen. Sie haben es gesagt, Sie
sind jetzt seit einiger Zeit in der Bildungsdeputati-
on. Sie waren aber sicherlich nicht an den Bera-
tungen im Petitionsausschuss beteiligt und haben
ganz sicher auch nicht das Protokoll der Anho-
rung gelesen. Darum sage ich noch einmal: Das,
was Sie hier suggerieren, ist nicht die Realitat. Sie
versprechen 105 Stellen fur allgemeinbildende
und berufliche Schulen in Bremen und Bremer-
haven. Das ist etwas anderes als 100 Stellen fir
allgemeinbildende Schulen in Bremen, das ist
sogar ein erheblicher Unterschied!

Es wird sehr viel dafiir getan, es wird ein gewisser
Aufwand betrieben, um darzustellen, das alles gar
nicht so dramatisch sei, aber ich glaube, Sie se-
hen, Frau Vogt, Frau Kohlrausch und wir sind uns
einig, dass von den Schulen immer noch Alarm-
signale kommen! Ich bin Frau Kohlrausch auch
sehr dankbar, dass sie gesagt hat - ich hatte ver-
zichtet, darauf hinzuweisen -, dass wir im letzten
Schuljahr noch nicht die Situation hatten, die wir
mittlerweile an den Bremer Schulen mit gefliichte-
ten Schilerinnen und Schilern haben. Das ist
noch dazugekommen. Wenn Sie immer noch so
tun, als ob alles gut sei, was Sie machen! Sie
haben noch nichts im Haushalt ausfinanziert, Sie
haben noch nichts beschlossen! Dann brauchen
Sie nicht in einer larmoyanten Art zu sagen, das
sei hier schriller Krawall! Es ist kein Krawall, es ist
eine schwierige Situation an den Schulen, und Sie
héatten warten kdnnen, die Petition abzuschlieRen,
bis Sie etwas erreicht haben! Nein, Sie schlieBen
die Petition ab und lassen die Menschen schlicht
und einfach damit allein, dass die Situation an den
Schulen so schlimm ist, wie sie ist. - Vielen Dank!

(Beifall CDU)

Prasident Weber: Die Aussprache ist geschlos-
sen.

Wir kommen zur Abstimmung.
Es ist getrennte Abstimmung beantragt worden.

Ich lasse zuerst Uber die Petition S 18/383 ab-
stimmen.

Wer der Behandlung der Petition S 18/383 in der
empfohlenen Art seine Zustimmung geben méch-
te, den bitte ich um das Handzeichen!
(Dafur SPD, Biindnis 90/Die Griinen)

Ich bitte um die Gegenprobe!

(Dagegen CDU, DIE LINKE, FDP, ALFA, Abg.
Tassis [AfD])

Stimmenthaltungen?
Ich stelle fest, die Stadtblrgerschaft stimmt der

Behandlung der Petition in der empfohlenen Art
zu.

Ich lasse nun iber die Petitionen S 18/358, S
18/363 und S 18/364 abstimmen.

Wer der Behandlung dieser Petitionen in der emp-
fohlenen Art seine Zustimmung geben mdochte,
den bitte ich um das Handzeichen!

(Daftr SPD, Bindnis 90/Die Griinen, CDU, FDP,
ALFA, Abg. Tassis [AfD])

Ich bitte um die Gegenprobe!

(Dagegen DIE LINKE)

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Stadtblrgerschaft stimmt der
Behandlung der Petitionen in der empfohlenen Art

ZU.

Nun lasse ich Uber die Petition S 18/370 abstim-
men.

Wer der Behandlung der Petition S 18/370 in der
empfohlenen Art seine Zustimmung geben mdch-
te, den bitte ich um das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Stadtburgerschaft stimmt der
Behandlung der Petition in der empfohlenen Art
zu.

(Einstimmig)

Ortsgesetz Uber die Ordnung und das Verhal-
ten auf Volksfesten in der Stadt Bremen
Mitteilung des Senats vom 8. Méarz 2016
(Drucksache 19/118 S)

Die Beratung ist erdffnet. - Wortmeldungen liegen
nicht vor.- Die Beratung ist geschlossen.
Wir kommen zur Abstimmung.

Wer das Ortsgesetz beschlieen mochte, den
bitte ich um das Handzeichen!

(Dafur SPD, Bundnis 90/Die Grunen, DIE LINKE,
FDP)
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Ich bitte um die Gegenprobe!
(Dagegen CDU ALFA, Abg. Tassis [AfD])
Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Stadtblrgerschaft beschlief3t
entsprechend.

Ortsgesetz Uber nicht kommerzielle spontane
Freiluftpartys

Antrag der Fraktionen Blindnis 90/Die Grinen
und der SPD

vom 3. Dezember 2015

(Drucksache 19/72 S)

Dazu

Anderungsantrag der Fraktion DIE LINKE
vom 12. Januar 2016
(Drucksache 19/92 S)

Wir verbinden hiermit:

Ortsgesetz Uiber nicht kommerzielle spontane
Freiluftpartys

Bericht und Dringlichkeitsantrag der stadti-
schen Deputation fir Inneres

vom 9. Méarz 2016

(Drucksache 19/121 S)

Dazu als Vertreter des Senats Herr Staatsrat
Ehmke.

Meine Damen und Herren, der Antrag der Frakti-
onen Bindnis 90/Die Griinen und der SPD vom 3.
Dezember 2015 und der Anderungsantrag der
Fraktion DIE LINKE sind von der Stadtbirger-
schaft in ihrer achten Sitzung am 19. Januar 2016
an die stadtische Deputation fur Inneres tberwie-
sen worden. Diese legt nunmehr mit der Drucksa-
chen-Nummer 19/121 S ihren Bericht und Dring-
lichkeitsantrag dazu vor.

Die gemeinsame Beratung ist eroffnet.

Als erster Redner hat das Wort der Abgeordnete
Zicht.

Abg. Zicht (Biindnis 90/Die Griinen)?: Herr Pra-
sident, meine Damen und Herren! Ich will kurz die
Vorgeschichte in Erinnerung rufen, warum wir
heute hier dieses Ortsgesetz beraten. Schon vor
zwei Jahren gab es die Debatte in der Bremi-
schen Offentlichkeit. Damals hat die Verwaltung
sich bemuht, Flachen auszuweisen, nachdem sie
identifiziert und an entlegenen Randern der Stadt
gefunden wurden. Angenommen wurden diese
Flachen dann aber leider nicht, sodass Freiluftpar-
tys in der Stadt weiterhin ohne Genehmigung und

Anmeldung stattgefunden haben, manchmal be-
merkt, manchmal von der Verwaltung unbemerkt.
Im letzten Sommer gab es dann einige Falle, in
denen die Polizei Freiluftpartys aufgeltst hat und
die Teilnehmerinnen und Teilnehmer der Veran-
staltungen sich sehr dartber beklagt haben, weil
gar keine Beschwerden tber Larm oder sonstige
Probleme vorlagen.

Es gab dann eine der grof3ten und buntesten De-
monstrationen, die wir im letzten Jahr in der Stadt
hatten, und Menschen haben auf dieser Demonst-
ration die Forderung an uns gestellt: Liebe Politik,
wir wollen unter freiem Himmel gemeinsam fried-
lich feiern, wir stéren keine Anwohner, darum
wollen wir auch nicht von der Polizei gestort wer-
den! Ich habe hier im letzten Jahr schon gesagt,
dass das eigentlich nicht zu viel verlangt ist.

(Beifall Biindnis 90/Die Griinen)

Ich habe auch gesagt, dass wir uns davor hiten
sollten, den Schwarzen Peter der Polizei zuzu-
schieben, denn die Polizei hat nichts anderes
getan, als die Gesetze umzusetzen, die wir ihr
vorgegeben haben, und das ist ja auch ihr Job.

Vor diesem Hintergrund beschéftigen wir uns jetzt
mit diese Rechtslage an und unternehmen den
Versuch, die Interessen aller Beteiligten zu einem
Ausgleich zu bringen. Wir schitzen die Anwohne-
rinnen und Anwohner, indem auf keiner Flache
mehr als fanf Freiluftpartys pro Jahr stattfinden
durfen. Wir beteiligen auch die Beirate, die festle-
gen konnen, dass bestimmte Flachen ausge-
nommen sind. Wir entlasten die Polizei, weil sie
bei Beschwerden nicht mehr durch die Stadt fah-
ren und die Ortlichkeit erst einmal suchen muss,
sondern von vornherein Ansprechpersonen hat,
mit denen sie telefonisch den Kontakt aufnehmen
kann, und wir kommen natirlich dem Wunsch der
Teilnehmerinnen und Teilnehmer nach, den Be-
weis antreten zu durfen, dass eine Freiluftpar-
tykultur in dieser Stadt gelebt werden kann, ohne
dass es Anlass fur Beschwerden gibt. Ich bin si-
cher, das kann auch gelingen!

(Beifall Bindnis 90/Die Grinen)

Ich weil3, es gibt viele Bedenkentrager, zum einen
natdirlich in der Verwaltung, zum anderen auch
hier in der Opposition und auch in der Bevolke-
rung. Es liegt jetzt an den Free-open-air-
Veranstaltern, diese Bedenkentrdger zu widerle-
gen.

Ich will aber noch einmal mit einem ganz haufig
anzutreffenden Missverstandnis aufraumen. Es
geht nicht um Leute - die gibt es auch, aber um
die geht es hier nicht -, die nach einem Saufgela-
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ge noch MUll hinterlassen oder ohne jede Ruick-
sicht auf die Anwohnerinnen und Anwohner her-
umlarmen. Solche Leute werden natirlich einen
Teufel tun und ihr Treiben vorher beim Stadtamt
anmelden. Darum ist das Gesetz nicht fir sie
gemacht. Alle Befurchtungen, dieses Ortsgesetz
kénnte jetzt solche Verhaltensweisen irgendwie
legitimieren, sind nun wirklich unbegriindet.

Uns geht es um Menschen, die bereit sind, Ver-
antwortung zu ubernehmen, Verantwortung fur die
Natur, Verantwortung fur die Anwohnerinnen und
Anwohner und gemeinsame Verantwortung fir
sich und die anderen Feiernden.

(Abg. Hinners [CDU]: Ganz toll!)

Diesen Menschen wollen wir den nétigen Frei-
raum geben, weil sie namlich unsere urbane Kul-
tur bereichern.

(Beifall Bundnis 90/Die Grunen, SPD, DIE LINKE)
Nur darum geht es bei diesem Ortsgesetz.

Jetzt war in den Medien zu lesen, wir wollten Frei-
luftpartys auf 300 Teilnehmer begrenzen, und
vorher hatte es eine solche Grenze nicht gege-
ben. Das ist natirlich falsch, bisher sind - und das
ist ja das Problem - Freiluftpartys generell verbo-
ten, solange sie nicht in einem komplizierten Ver-
fahren vorher ausdricklich als Sondernutzung
genehmigt werden. Dieser birokratische Vorgang
fallt nun weitestgehend weg, Freiluftpartys mis-
sen nicht mehr genehmigt, sondern lediglich noch
angemeldet werden, und zwar in einem ganz ein-
fachen Verfahren beim Stadtamt. Natirlich kann
aber so ein einfaches Verfahren nicht fir unbe-
grenzt grof3e Veranstaltungen gelten. Darum ha-
ben wir eine Grenze von 300 Teilnehmern vorge-
sehen. Die gréReren Partys sind nach wie vor
moglich, aber fur sie gelten noch die alten Rege-
lungen.

(Abg. Hinners [CDU]: Wer soll die denn zéhlen? -
Abg. Frau Grobien [CDU]: Genau!)

Zum Abschluss noch etwas zum Verfahren hier in
der Stadtblrgerschaft: Wir werden im Landtag
noch das Landesrecht ein bisschen anpassen
mussen, um eine eindeutige Rechtsgrundlage fur
dieses Ortsgesetz zu schaffen. Damit es hundert-
prozentig korrekt zugeht, werden wir heute uber
das Ortsgesetz noch nicht abstimmen, sondern
erst am Donnerstag nach der Landtagssitzung.
Dann kann der Sommer kommen! - Danke schon!

(Beifall Bindnis 90/Die Griinen, SPD)

Prasident Weber: Als nachste Rednerin hat das
Wort die Abgeordnete Frau Strunge.

Abg. Frau Strunge (DIE LINKE)?: Sehr geehrter
Herr Prasident, meine Damen und Herren! Noch
ist es ziemlich kalt. Es wird schon vor 18 Uhr dun-
kel, aber bald wird es hoffentlich besser werden,
und die Leute haben wieder Lust, draufen zu sein
und zusammenzukommen. Deshalb bin ich auch
froh, dass wir nicht erst in drei oder finf Monaten
dieses Gesetz debattieren, sondern dass es heute
an der Reihe ist, denn sonst ware es wieder zu
spat gewesen.

Zuerst einmal: Naturlich finden wir es sehr gut,
dass die Proteste der Partykollektive und der Par-
tyteilnehmerinnen und -teilnehmer, von denen
auch Herr Zicht gerade schon gesprochen hat,
hier Anklang gefunden haben. Deswegen mdchte
ich auch noch einmal an die Demonstration im
August 2015 erinnern. Ich glaube, es war nicht die
gréRte Demonstration im Jahr 2015 - da war die
Demonstration gegen die AfD im Januar etwas
gréRer -, aber im Sommer hatten wir die De-
monstration der Menschen, die gern draul3en
feiern wollen und sich dagegen gewehrt haben,
dass sie illegalisiert werden und ihre Art, die Frei-
zeit zu verbringen, verboten ist.

Danach haben wir, die Fraktion DIE LINKE, eine
Grolle Anfrage gestellt und das Thema auf die
Tagesordnung der Bremischen Birgerschaft ge-
bracht. Ich glaube, die Debatte hat auch dazu
beigetragen, das Problembewusstsein bei den
verschiedenen Fraktionen und den Abgeordneten
zu dieser Thematik zu schéarfen.

(Beifall DIE LINKE)

Uns war wichtig, erstens: Wir wollten den Charak-
ter von spontanen Freiluftpartys hier auch deutlich
machen, denn genau, wie es Herr Zicht schon
angesprochen hat; Es geht eben nicht um betrun-
kene Menschengruppen. Das sind keine Freiluft-
partys, und es sollen auch keine werden. Es geht
auch nicht um Grillpartys. All das findet zwar
drauf3en statt, aber hat sonst relativ wenig mitei-
nander zu tun.

Es geht bei diesen Partys um ein Gemeinschafts-
gefuhl, um einen kulturellen Rahmen, in dem
Menschen verschiedenen Alters gemeinsam Zeit
verbringen und tanzen. Die meisten Gruppen
haben auch einen politischen Grundkonsens und
distanzieren sich offensiv von Rassismus, Sexis-
mus und Diskriminierung jeglicher Art.

(Beifall DIE LINKE, Biindnis 90/Die Griinen)
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Zweitens wollten wir damals auch deutlich ma-
chen, dass Freiluftpartys ein wichtiger Teil der
kulturellen Vielfalt hier in Bremen sind. Manche
kénnen sich das vielleicht nicht so richtig vorstel-
len, aber junge Menschen machen ihre Wohnor-
tentscheidung eben auch davon abhéangig, welche
kulturellen Freizeitméglichkeiten eine Stadt zu
bieten hat. Deshalb finden wir, spontane Freiluft-
partys missen auch in Bremen maglich sein.

(Beifall DIE LINKE, Buindnis 90/Die Griinen)

Wichtig war uns aber auch aufzuzeigen, dass
Partys - anders als haufig vermutet - eben nicht
aufgrund von Larmbelastigung aufgeldst werden,
sondern schlicht und einfach, weil sie nicht erlaubt
sind, auch dann nicht, wenn alles wahrend der
Party in bester Ordnung ist, niemand gestort wird
und am Ende der Platz sogar sauberer ist als
vorher, weil die Leute namlich den Miill und alles,
was da sonst noch lag, ordentlich weggebracht
haben. Das war eine unverhdltnismaRige Ver-
botspolitik, und genau an dieser Stelle setzt jetzt
der neue Gesetzentwurf an. Er schafft Rahmen-
bedingungen daftr, dass Menschen in Bremen
ganz legal unkommerziell gemeinsam tanzen
kénnen, und das finden wir gut. Wir missen auch
sagen, da Ubernimmt Bremen eine Vorreiterposi-
tion,

(Abg. Frau Grobien [CDU]: Genau, super!)
denn andere Stadte sind noch nicht so weit.
(Beifall DIE LINKE, Biindnis 90/Die Griinen)

Bei allem Lob: Es wird Sie wenig Uberraschen, wir
Uben auch Kritik an diesem Gesetzentwurf. Nach
unserer Auffassung bedarf es eben fir spontane
nicht kommerzielle Zusammenkiinfte auch dann,
wenn ein paar Lautsprecherboxen und ein DJ im
Spiel sind, keiner Anmeldung im Voraus. Wir fin-
den, man kann auch an die Eigenverantwortung
der Menschen appellieren und sie einfach einmal
machen lassen, ohne dass es brav vorher ange-
meldet und eine Genehmigung beim Amt einge-
holt wurde.

(Abg. Hinners [CDU]: Was glauben sie, wie lang
das gutgeht?)

Wir halten diese Vorabanmeldung, auch wenn die
CDU hier gerade dazwischenruft, flr einen Uber-
flissigen burokratischen Aufwand.

(Beifall DIE LINKE - Zuruf Abg. Hinners [CDU])
Ein weiterer Kritikpunkt von unserer Seite ist die

genaue Beschrankung auf 300 Personen fur Frei-
luftpartys und der Punkt, dass die Person, die die

Party anmeldet, die Party sofort aufzulésen hat,
wenn mehr als 300 Personen an Ort und Stelle
sind. Es gibt eine Party auf einer griinen Wiese -
das ist kein eingezauntes Gebiet! -, die Leute sind
verteilt, manche tanzen, manche sitzen weiter
weg, und die ganze Zeit Gber kommen und gehen
Leute. Wollen wir dann, dass die Veranstalter die
ganze Zeit Uber herumlaufen und die Leute zah-
len? Wir finden, diese Grenze von 300 Personen
ist praktisch nicht umsetzbar, und deshalb haben
wir einen Anderungsantrag gestellt, diesen Pas-
sus aus dem Gesetz zu streichen.

(Beifall DIE LINKE)

Ich habe den Eindruck, dass auch die Koalition
dieses Zahlproblem zumindest teilweise erkannt
und es noch etwas entschéarft hat, indem gesagt
wurde, na ja, nicht bei der 301. Person muss die
Party aufgeldst werden, sondern wenn offensicht-
lich mehr als 300 Personen dabei sind. Das ist
ganz gut, denn das bedeutet, dass man sich auf
das Musikmachen und das Tanzen konzentrieren
kann und nicht auf das Zahlen von Menschen.

Wir erhalten unseren Anderungsantrag aber wei-
terhin aufrecht, weil wir davon uberzeugt sind,
dass eine formelle Teilnehmerhdchstgrenze nicht
benétigt wird, weil - und jetzt wird es namlich
spannend! - -.

(Glocke)

Das muss ich noch sagen, weil es so spannend
istt Weil die Partykollektive namlich einer gesun-
den Selbstregulierung folgen! Sie haben ja selbst
gar kein eigenes Interesse daran, dass die Veran-
staltungen unibersichtlich grol3 werden, denn sie
wollen in einem privaten, relativ geschutzten
Raum bleiben. AuRerdem dirften sie auch gar
keine Werbung machen. Deswegen gehen wir
davon aus, dass in aller Regel diese spontanen
Freiluftpartys sowieso nicht mehr als 200 oder
300 Personen umfassen werden. Wir glauben
aber, dieser Regelung bedarf es nicht.

(Beifall DIE LINKE)

Prasident Weber: Als nachster Redner hat das
Wort der Abgeordnete Senkal.

Abg. Senkal (SPD)”: Herr Prasident, meine sehr
geehrten Damen und Herren! Ich glaube, ich kann
es heute relativ kurz machen. Wir hatten zu die-
sem Thema schon eine ausfihrliche Debatte, und
auch in der in der Deputation haben wir das The-
ma ausfuhrlich besprochen.

Mein Kollege Wilko Zicht hat schon vieles gesagt.
Ich moéchte fir die SPD-Fraktion erganzen, dass
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wir es hier mit einem Pilotprojekt zu tun haben,
einem Versuch, auf der einen Seite der Polizei
eine klare Handhabe mit auf den Weg zu geben,
und den Kollektiven, den Organisatoren dieser
sogenannten Freiluftpartys, eine Sicherheit, dass
ihre Veranstaltung auch bis zum Ende durchge-
fuhrt werden kann, ohne dass diese von der Poli-
zei aufgeldst wird, wenn sie sich an die vorgege-
benen Regeln und Anmeldeverfahren halten.

(Abg. Hinners [CDU] meldet sich zu einer Zwi-
schenfrage.)

Prasident Weber: Herr Kollege Senkal, gestatten
Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten Hin-
ners?

Abg. Senkal (SPD): Die Redezeit betragt nur finf
Minuten. Sie sind ja gleich auch noch an der Rei-
he, dann koénnen Sie etwas dazu sagen, aber ich
wurde gern fortfahren, bitte!

Des Weiteren ist es wichtig, dieses Ortsgesetz bis
zum Ende des Jahres zu befristen und am Ende
des Jahres zu evaluieren, was gut gelaufen ist
und was nicht so gut gewesen ist. Deshalb auch
von hier der Appell an die Kollektive, dieses Orts-
gesetz zu nutzen, die Freiluftpartys anzumelden,
damit wir auch am Ende Erfahrungsberichte ha-
ben, um diese auch evaluieren zu kénnen, denn
lassen Sie mich hier auch in aller Deutlichkeit
sagen: Dieser zweite Versuch mit dem Ortsgesetz
wird fur die SPD-Fraktion der letzte sein, dieses
Thema zu begleiten und eine Regelung fur alle
Beteiligten hinzubekommen! Deshalb wiinschen
wir uns einen Erfolg fir dieses Pilotprojekt.

Kritisiert wurde die kurze Bearbeitungszeit des
Stadtamtes. 24 Stunden konnen anfénglich
schwer einzuhalten sein, aber mit der Zeit, wenn
es sich gefestigt hat und man tber Flachen infor-
miert ist, wem sie gehdren, ob ein Beirat ein Veto
eingelegt hat oder nicht, sollte diese Zeit ausrei-
chend sein, um dem Anmelder eine Genehmigung
zu erteilen oder auch nicht.

(Beifall Bindnis 90/Die Grinen - Abg. Schéafer
[ALFA] meldet sich zu einer Zwischenfrage.)

Ich méchte gern fortfahren!

Den Anderungsantrag der LINKEN lehnen wir ab,
da wir der Auffassung sind, dass es eine Begren-
zung der Teilnehmerzahl geben muss und diese
auch wichtig fir den Anmelder ist, denn in dessen
Verantwortung wird die sogenannte Freiluftparty
genehmigt, also sollte schon aus eigenem Inte-
resse auf diese Begrenzung geachtet werden. Die
Zahl 300 kommt nicht einfach nur aus dem luftlee-
ren Raum. Das ist die Zahl, von der Polizei sagt,

dass gehandelt werden kénnte, wenn ein Worst-
Case-Szenario wahrend einer spontanen Freiluft-
party am Wochenende eintreten wiirde. Darum ist
diese Begrenzung aus Sicherheitsgriinden wich-
tig, nicht nur fir die Menschen, die dabei sind,
sondern auch wegen der Eigenverantwortung
desjenigen, der diese Party beim Stadtamt an-
meldet.

Last, but not least wird diese Freiluftparty ohne
das positive Votum des Beirats, in dessen Stadt-
teil sich die anzumeldende Flache befindet, keine
Genehmigung vom Stadtamt bekommen. Das war
und ist uns auch sehr wichtig, da sich die Beirate
vor Ort am besten im Stadtteil auskennen und
auch am besten beurteilen kénnen, ob ihre Fla-
chen geeignet oder eher ungeeignet sind.

Lassen Sie mich am Schluss noch etwas zu den
Menschen sagen, die solche Freiluftpartys organi-
sieren! Wenn wir von Freiluftpartys reden, kann
man sagen, dass wir es mit Menschen aller Al-
tersstufen zu tun haben, die die Musik, die Natur
und das friedliche Beisammensein verbindet und
die nach Elektrobeats tanzen, die von einem DJ
aufgelegt werden. Alle sind sehr darauf bedacht,
dass der Ort anschlieRend wieder so hergestellt
wird, wie man ihn vorgefunden hat. Ich habe es
selbst erlebt, man hat danach wirklich mit Mulls&-
cken alles wieder weggerdumt, und der Ort war,
wie schon gesagt, sauberer als vorher.

(Beifall SPD, Bundnis 90/Die Griinen)

Diese Freiluftpartys sind nicht nur ein Zusammen-
treffen von Menschen, die den 6ffentlichen Raum
zum Tanzen und zum Hoéren ihrer Musik nutzen,
sondern sie sind ein Teil ihrer friedlichen Bewe-
gung, die sich in der Natur in ihrer Musik Aus-
druck verschafft.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, lassen
wir doch die Menschen im 6ffentlichen Raum fei-
ern, solange es keine Beschwerden gibt und sie
weder sich selbst noch andere gefahrden! Solan-
ge dies nicht der Fall ist, bin ich der personlichen
Meinung, dass eine Stadt wie Bremen das ver-
kraften kann und muss. - Vielen Dank fur lhre
Aufmerksamkeit!

(Beifall SPD, Buindnis 90/Die Griinen)

Prasident Weber: Als nachster Redner hat das
Wort der Abgeordnete Libke.

Abg. Liibke (CDU)”: Herr Prasident, meine Da-
men und Herren! Wir haben ja im September
schon sehr kontrovers Uber die Freiluftpartys dis-
kutiert, und ich glaube, der von lhnen eingebrach-
te Gesetzentwurf wird daran nichts &ndern. Unse-
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re Einstellung dazu hat sich auch nicht geandert.
Wenn junge Menschen feiern wollen, findet die
CDU-Fraktion, ist dagegen auch grundsatzlich
nichts einzuwenden. Dabei gibt es einen Unter-
schied zwischen einer kommerziellen Grof3veran-
staltung und einer privaten Party, die von Privat-
personen ohne gewerbliches Interesse veranstal-
tet wird.

Jetzt zu Ihrem Antrag: Ich finde, allein die Be-
griffsbestimmung ist schon fur die Bevolkerung,
besser gesagt fur die Partyanhanger, irrefiihrend.
Sie nennen es hier ,spontane Freiluftpartys”, aber
SO ganz spontan aus einem plotzlichen Impuls
heraus kann es dann ja doch nicht sein, wenn Sie
im nachsten Paragrafen von ,im Stadtamt anmel-
den“ sprechen. Wenn ich dann lese, dass das
Gesetz von 300 teilnehmenden Personen aus-
geht, ergeben sich fur mich folgende weitere Fra-
gen: Wenn man sich vorstellt, wie gro3 eine Men-
schenansammlung von 300 Personen ist, wie
wollen Sie dann eigentlich verhindern, dass es
dort zu gréRBeren Schlagereien oder einer Mas-
senpanik kommt, woflr eventuell auch die Stadt
haften muss? Ich finde, 300 Personen bedeuten
eine so groRe Anzahl, dass man auf so etwas
vorbereitet sein muss.

An der Discomeile werden zum Beispiel verstarkt
Kioskbetreiber kontrolliert, ob das Jugendschutz-
gesetz, das ja eine Schutzaufgabe des Staates
regelt, eingehalten wird. Wie soll das bei sponta-
nen Freiluftpartys mit bis zu 300 Personen kon-
trolliert werden? Das frage ich mich.

Meine Damen und Herren, wenn ich in meiner
StraBe ein StralRenfest mit zum Beispiel nur 30
Personen beim Stadtamt anmelde, was ich auch
tun muss, bekomme ich zu Recht mit der schriftli-
chen Erlaubnis eine ganze Liste voller Auflagen.
Erstens, ich muss einen gewissen Abstand zur
Wohnbevélkerung haben. Zweitens, ich darf nur
bis zu einer gewissen Zeit Musik laufen lassen.
Drittens, ich muss fUr sanitdre Einrichtungen sor-
gen und so weiter. Diese Auflagen kann es in der
Klrze der Zeit, die das Gesetz vorsieht, gar nicht
geben, zumal das Stadtamt die Ortlichkeiten in
der Regel auch innerhalb der kurzen Frist nicht
kennen kann. Ich finde, hier werden zwei gleiche
Sachverhalte vollig ungleich geregelt. Allein des-
wegen ist das Gesetz schon abzulehnen.

(Beifall CDU)

Apropos sanitére Einrichtungen: Wo sollen denn
eigentlich die 300 Personen ihre Notdurft verrich-
ten? Bei Oma Meyerdierks an der Hauswand?
Das ist fur mich auch vollig ungeklart.

Ein weiterer Aspekt: Wie wollen Sie verhindern,
dass dort zum Beispiel Getranke zu einem hghe-
ren Preis als dem Einkaufspreis verkauft werden?
Dann ware es aber ohne Frage eine kommerzielle
Veranstaltung, die nicht mehr unter diese Rege-
lung fallt.

(Abg. Frau Dr. Schaefer [Blindnis 90/Die Griinen]:
Dann geht aber keiner mehr hin! - Abg. Senkal
[SPD]: Dann geht man woanders hin!)

Ein weiterer Kritikpunkt ist fur uns die Verkehrssi-
cherungspflicht der Stadt auf 6éffentlichen Wegen,
StralBen und Platzen, die Sie hier vollig aul3er
Acht lassen. Ich komme zuriick auf mein Straf3en-
fest, bei dem in der Regel in der schriftlichen Er-
laubnis, die ich zugeschickt bekomme, die Haf-
tung auf den Veranstalter Ubertragen wird. Hier
wird das aufgrund der Kirze der Zeit nicht funkti-
onieren, und es ist im Ubrigen in Ihrer Gesetzes-
vorlage auch gar nicht vorgesehen. Es kann doch
nicht sein, dass die Stadt im Zweifel fur etwas
haften muss - dahinter verbergen sich auch Steu-
ergelder -, worauf sie gar keinen Einfluss hat!

Meine Damen und Herren, weder Rettungsdienste
noch Polizei sind auf solche Ereignisse wie gré3e-
re Schlagereien oder panische Ausschreitungen
vorbereitet, auch dann nicht, wenn die Party spéa-
testens innerhalb von 24 Stunden beim Stadtamt
angemeldet wird. Mir sind in lhrem Gesetzentwurf
noch viele unklare Formulierungen aufgefallen,
die in der praktischen Umsetzung zu Problemen
fuhren werden. Ich muss auch dem Kollegen Zicht
widersprechen, das wird zu mehr Arbeit fir die
Polizei fuhren und nicht zu weniger! Ich bin Gber
Paragraf 3 gestolpert, darin steht:

~Wer die Absicht hat, eine Freiluftparty zu veran-
stalten, soll dies beim Stadtamt anmelden.” Was
soll das bedeuten? Soll man, darf man, und muss
man? Oder doch nicht? Was ist das fur eine Re-
gelung? Ich habe eher die Vermutung, Sie wollen
gar nicht, dass diese Freiluftpartys angemeldet
werden.

(Abg. Bensch [CDU]J: Alibi!)

Dann geht es weiter, Paragraf 5, ,Pflichten der
Ansprechperson“. Darin steht sinngemaR, dass
die Ansprechpersonen sicherzustellen haben,
dass die Nachbarschaft nicht erheblich belastigt
wird. Verstehe ich das richtig? Eine normale Be-
lastigung von Birgerinnen und Blrgern, von An-
wohnerinnen und Anwohner ist hinnehmbar?
Menschen zu belastigen ist hinnehmbar? Was ist
denn uberhaupt ,erheblich*? Fragen tber Fragen!

(Abg. Rupp [DIE LINKE]: Das ist so ahnlich wie
mit der Verhaltnismafigkeit! - Abg. Zicht [Blndnis
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90/Die Griunen] meldet sich zu einer Zwischenfra-
ge.)

Wir diskutieren in Bremen schon seit Langem, wie
wir die Stadt sauberer machen und den krank
machenden Larm bekampfen wollen, und hier soll
das alles egal sein.

(Abg. Senkal [SPD]: Gibt es das alles gerade gar
nicht?)

Dann steht in der Gesetzesvorlage - -.
(Glocke)

Prasident Weber: Herr Kollege Liibke, gestatten
sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten Zicht?

Abg. Libke (CDU): Nein, im Moment nicht! Dann
steht in der Gesetzesvorlage, die Ansprechperson
der veranstalteten Freiluftparty solle mit Feuer-
wehr, Polizei und Rettungsdienst zusammenarbei-
ten. Das ist auch eine ganz tolle Forderung, mei-
ne Damen und Herren, eine Zusammenarbeit
kann auch durch Nichtstun erfolgen! Auch hier ist
es viel zu schwammig und unkonkret formuliert.

Meine Damen und Herren, ich glaube auch, dass
das, was Sie mit diesem Gesetz von den Behor-
den fordern - und hier gerade von dem sowieso
schon uUberlasteten Stadtamt -, innerhalb von 24
Stunden Gber Anmeldungen zu entscheiden, nicht
leistbar ist. Das Gleiche gilt fir die Rettungsdiens-
te und die Polizei. Die Polizei ist dafir zustandig,
Jugendschutzkontrollen durchzuftihren und even-
tuell Partys aufzulésen. Vor dem Hintergrund,
dass die Polizei kaum in der Lage ist, die Alltags-
lage abzuwickeln, wirde nun ein weiteres Aufga-
benfeld hinzukommen -

(Glocke)

ich komme zum Schluss! -, das gebe ich hier nur
zu bedenken. Genau deshalb wird die CDU-
Fraktion einem Gesetz nicht zustimmen, das ei-
nen ausreichenden Abstand von Freiluftpartys zur
Wohnbevélkerung nicht ausweist. Wir werden
deshalb den Gesetzentwurf aus inhaltlichen
Grinden, aber auch aufgrund der vielen haar-
strdubenden rechtlichen Mangel ablehnen. - Vie-
len Dank!

(Beifall CDU)

Prasident Weber: Als nachster Redner hat das
Wort der Abgeordnete Zenner.

Abg. Zenner (FDP): Herr Prasident, meine Da-
men und Herren! Freiluftpartys wurden im letzten
Jahr hier im Parlament diskutiert, auch bereits in

der Innendeputation. Die Freie Demokratische
Partei hat keine Bedenken, spontane Freiluftpar-
tys als Ausdruck einer Kultur der Freiheit anzuer-
kennen. Selbstorganisation im 6ffentlichen Raum
muss mdoglich sein. Wo gelebt wird, darf auch
gefeiert werden.

(Beifall FDP)

Aber: Wir haben es hier mit einer Sondernutzung
des offentlichen Raums zu tun, und dies muss fur
uns alle sorgsam und seriés geregelt werden,
ohne die Feierlaune erheblich zu beeintrachtigen.

Wenn Sie sich das Gesetz im Einzelnen sorgfaltig
ansehen - mein Vorredner hat eine Vielzahl Punk-
te benannt -, fallt auf, dass wesentlich die Ver-
kehrssicherungspflicht nicht beachtet und nicht
geregelt worden ist. Sie haben nicht dafiir Sorge
getragen, dass dann, wenn es zu Verletzungen,
Unféllen oder Auseinandersetzungen kommt,
garantiert ist, dass die Veranstalter, die die Party
angemeldet haben, dafir aufkommen und wir als
Steuerzahler nicht in Anspruch genommen wer-
den. Dies ist erheblich fahrlassig und kann auf
keinen Fall unsere Billigung erfahren.

Die Begrenzung auf bis zu 300 Personen ist
schon eine hohe Zahl - spontane Partys werden
eigentlich als private Veranstaltung deklariert, der
Kollege hat es gesagt - und polizeilich noch gera-
de in den Griff zu bekommen. Eine Ausweitung
dartber hinaus und unbegrenzt, wie von der LIN-
KEN gefordert, ist vollig inakzeptabel und in punc-
to Sicherheit nicht mehr darzustellen. Die Gefah-
ren kénnen wir nicht eingehen, und deswegen ist
dieser Antrag abzulehnen.

(Beifall FDP)

Bei den behordlichen Bearbeitungszeiten von 24
Stunden kann ich lhnen auch beim besten Willen
nicht folgen. Wer mit Antrdgen gegeniber ver-
schiedensten Einrichtungen der Verwaltung zu tun
hat, weil3, dass in 24 Stunden nichts beschieden
werden kann. Hier sind Amter eingeschaltet, etwa
das Stadtamt, die Polizei, die Naturschutzbehorde
und das Sportamt. Es sind Koordination und
Rucksprachen erforderlich, das ist auf keinen Fall
in 24 Stunden zu leisten. Die Gefahren, die damit
eingehen, konnen nicht auf die Allgemeinheit
quasi abgewalzt werden.

Deswegen hatten wir auch vorgeschlagen, Fla-
chen in den verschiedensten Beiratsgebieten
auszuweisen. Es muss ja nicht eine abschlieRen-
de Ausweisung von Mdoglichkeiten sein, aber wer
sich ganz spontan - wirklich spontan - zu einer
solchen Veranstaltung entschlief3t, der kann dann
die Flache nehmen, die die Beirate schon im Vor-
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hinein nach einer Prifung als mogliche Flache in
Betracht gezogen haben. So kénnten Sie diesen
Zeitdruck von 24 Stunden auflosen.

(Beifall FDP)

Sie haben die Laufzeit bis zum Ende dieses Jah-
res beschrankt, quasi nur auf den Sommer. Das
ist fur die Uberpriifung dieser Praxis letztlich ein
viel zu kurzer Zeitraum. Mindestens wéare eine
Laufzeit bis zum Ende des nachsten Jahres erfor-
derlich, um eine wirklich seriése Betrachtung be-
ginnen zu kénnen. Es wurde hier auch schon
geadullert, dass es Schwierigkeiten bei der Abar-
beitung in der Verwaltung geben wird, und da
braucht man eine langere Vorlaufzeit als nur
sechs Monate, wenn ich einmal das Sommerhalb-
jahr in Rechnung stelle.

Summa summarum: Freiluftpartys sollen in Bre-
men stattfinden, das findet auch die Unterstiitzung
der FDP, aber dann bitte eine bessere gesetzliche
Regelung, mit der wir als Steuerzahler, die Burge-
rinnen und Buirger, besser vor moglichen Fehl-
entwicklungen geschutzt sind! Deswegen werden
wir uns insgesamt, um das Gesetz nicht total zu
torpedieren, bei der Stimmabgabe enthalten. Wir
werden uns vielleicht noch einmal im Dezember
daruber auseinandersetzen, wie es weitergehen
kann. - Danke schon!

(Beifall FDP)

Prasident Weber: Als nachste Rednerin hat das
Wort die Abgeordnete Frau Strunge.

Abg. Frau Strunge (DIE LINKE)?: Herr Prasi-
dent, meine Damen und Herren! Vielen Dank,
dass Sie mir noch kurz zuhéren! Ich werde auch
hoffentlich die finf Minuten nicht ganz ausschop-
fen.

Ich méchte aber doch noch eine Klarstellung vor-
nehmen. Herr Zenner, Sie haben gerade davon
gesprochen, DIE LINKE wolle hier unbegrenztes
Feiern, das sei absolut geféhrlich und so weiter.
Ich glaube, dass Sie mir nicht richtig zugehort
haben, denn was ich klarmachen wollte, ist Fol-
gendes: Die Partykollektive und die Feiernden
selbst haben ein Interesse daran, dass es ein
begrenzter Rahmen bleibt. Deswegen sagen wir,
diese Regelung, mit der man eine ganz genaue
Grenze bei 300 Personen zieht, ist nicht nétig,
weil nach dem Grundcharakter der Veranstaltung
der Freiluftpartys die Selbstregulierung das schon
selbst schafft. Wir denken, wir kdnnen da vertrau-
en und mussen uns auf dieser Ebene nicht weiter
einmischen.

(Beifall DIE LINKE)

Ganz davon abgesehen sagen wir aber auch,
wenn eine Party ganz entspannt verlauft, dann ist
es im Endeffekt doch eigentlich egal, ob es 250,
310 oder 400 Leute sind, die gemeinsam Zeit
verbringen und tanzen. Wir glauben, so grof3 ist
Bremen nicht, wir sind nicht in Berlin und missen
nicht so viel Angst davor haben, dass es auf ein-
mal total unubersichtlich wird.

Zu den Sicherheitsbedenken von Herrn Senkal:
Ich nehme das ernst, ich sehe aber, dass es auch
bei der Polizei verschiedene Interpretationsspiel-
raume gibt. Schauen wir zum Beispiel nach Halle,
dort wird gesagt, bis zu 500 Personen sei es total
unproblematisch. Wir sehen also einfach, dass es
unterschiedliche Bewertungsmalfistdbe gibt und
die Zahl 300 hier vielleicht nicht das MaR aller
Dinge ist.

Zu den Punkten von der CDU und der FDP: Ich
habe den Eindruck, Sie wissen nicht ganz genau,
Uber welche Materie wir hier eigentlich sprechen.

(Abg. Hinners [CDU]: Den Eindruck haben wir von
Ihnen aber auch!)

Wenn die CDU den Antrag ablehnen will, weil ein
ausreichender Abstand zur Wohnbevolkerung
nicht im Gesetz verankert ist, dann tut es mir leid,
aber die Partykollektive gehen doch nicht direkt
vor ein Wohnviertel und machen da eine Party,
damit sie nach zehn Minuten das Problem mit der
Nachbarschaft haben! Das ist doch Uberhaupt
nicht das Interesse! Sie wissen ja gar nicht, wie
viele Partys unentdeckt geblieben sind, weil sich
die Leute eben schon den Raum suchen, wo sie
die Anwohner nicht stéren. Ich habe mit einigen
Partykollektiven gesprochen. Sie sind enorm ver-
antwortungsbewusst und wollen eben nicht, dass
sie altere Leute oder kleine Kinder beim Schlafen
storen, sondern einfach nur ihren Freiraum haben.
Wir glauben, das ist richtig und wichtig, und des-
wegen stimmen wir ganz selbstverstandlich auch
heute diesem Gesetz zu, denn trotz unserer be-
rechtigten Kritik sehen wir das als einen richtigen
Schritt in die richtige Richtung, denn es holt die
Leute aus der lllegalitéat.

Es ist fur uns ein bisschen sehr birokratisch, aber
wir freuen uns, dass hier die Tanzsaison eroffnet
wird, wenn auch das Bremer Wetter wieder mit-
spielt. Als letzter Satz: Wir sehen, der Senat und
die Koalition haben zwar nicht getanzt, aber sie
haben sich hier bewegt. - Vielen Dank dafiir!

(Beifall DIE LINKE)

Prasident Weber: Als nachster Redner hat das
Wort der Abgeordnete Zicht.
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Abg. Zicht (Bundnis 90/Die Grunen): Herr Pra-
sident, meine Damen und Herren! Sie sehen, ich
laufe! Ich will sie auch nicht langer aufhalten, aber
erlauben Sie mir noch die Bemerkung, dass lhre
Rede, Herr Libke, so getrankt war von Misstrau-
en!

(Abg. Lubke [CDU]: Genau! - Abg. Hinners [CDUJ:
Woher kommt das wohl?)

Wenn es Ihnen darum ging, den Beweis anzutre-
ten, dass Sie meilenweit von der Lebenswirklich-
keit junger Menschen in dieser Stadt entfernt sind,
dann haben Sie diesen Beweis tatsachlich erfolg-
reich erbracht.

(Beifall Bindnis 90/Die Griinen, DIE LINKE)

Sie haben doch gerade so getan, als wirden wir
die Freiluftpartys erfinden und jetzt erst dafur sor-
gen, dass sie stattfinden. Das ist doch absurd!

(Abg. Libke [CDU]: Habe ich nicht behauptet! -
Abg. Hinners [CDU] meldet sich zu einer Zwi-
schenfrage.)

Sie finden in dieser Stadt statt, und nicht nur in
Bremen, sondern in ganz Europa! Uns geht es
darum, sie in einen halbwegs geordneten Rah-
men zu bringen, um unnétige Konflikte zu vermei-
den.

(Abg. Libke [CDU]: Das machen Sie aber nicht!)

Prasident Weber: Herr Kollege Zicht, gestatten
Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten Hin-
ners?

Abg. Zicht (Bindnis 90/Die Grinen): Herr Hin-
ners mochte gerne etwas fragen, das lasse ich
gern zu!

Prasident Weber: Bitte, Herr Hinners!

Abg. Hinners (CDU): Herr Zicht, ist lhnen be-
kannt, wie viel Geld Bremen daflir ausgibt, um
nach Partys - angemeldet oder nicht - am Oster-
deich oder auch an vielen anderen Stellen dieser
Stadt wieder zu reinigen?

Abg. Zicht (Bundnis 90/Die Grinen): Ich habe
es nicht im Kopf, aber es war in der Tat in der
letzten GrofRen Anfrage nachzulesen. Glauben
Sie aber wirklich, dass jemand, der die Absicht
hat, den Mill danach liegen zu lassen, das vorher
beim Stadtamt ankindigt? Das ist doch vbllig
lebensfremd!

(Beifall Bundnis 90/Die Gruinen, SPD, DIE LINKE
- Abg. Hinners [CDU]: Aber genau das ist pas-
siert!)

Ja, genau, es ist passiert, aber nicht bei den Frei-
luftpartys, Uber die wir hier heute reden und fir
die das Ortsgesetz ist.

(Abg. Dr. vom Bruch [CDU]: Nein, bei denen ge-
rade nicht!)

Bei allen anderen kénnen wir in der Tat durch
dieses Ortsgesetz nichts erreichen, da andern wir
rein gar nichts! Das ist aber auch gar nicht unsere
Absicht.

Wenn Sie sagen, dass die Polizei dadurch mehr
Arbeit bekommt: Die Polizei selbst - ich habe mit
der Schutzpolizei gesprochen - ist da anderer
Meinung und froh, dass sie eine klare Grundlage
bekommt, die nicht mehr ihr den Schwarzen Peter
zuschiebt.

(Abg. Libke [CDU]: Die ist ja nicht klar!)

Naturlich ist es eine Erleichterung, wenn die Poli-
zei von vornherein weil3, wen sie anrufen muss,
unter welcher Rufnummer jemand auf der Party
erreichbar ist, und nicht mehr extra dorthin fahren
muss.

Sie haben hier den Teufel an die Wand gemalt.
Das ist wirklich weit weg von der Realitat. Darum
bitte ich um Zustimmung zu dem Gesetzentwurf!

(Beifall Bindnis 90/Die Griinen)

Prasident Weber: Als nachster Redner hat das
Wort Herr Staatsrat Ehmke.

Staatsrat Ehmke”: Herr Prasident, meine sehr
geehrten Damen und Herren! Herr Zicht hat uns in
seinem Eingangsbeitrag schon einmal in die Rei-
he der Bedenkentrdger eingereiht. Ganz falsch
lag er damit ja nicht. Wir haben im Gesetzge-
bungsverfahren eine ganze Reihe Bedenken vor-
getragen. In vielen Punkten hat die Koalition auf
unsere Bedenken reagiert und ihren urspringli-
chen Entwurf verandert. Wir halten das jetzt Vor-
gelegte in rechtlicher Hinsicht im Wesentlichen fur
maoglich und machbar.

Ich rdume ganz offen ein - das sieht man auch in
unserer Vorlage -, es ist nicht gelungen, das Par-
lament von all unseren Bedenken zu Uberzeugen.
Das Parlament hat entschieden beziehungsweise
hat die Deputation entschieden, dem Parlament
zu empfehlen, sich Uber das eine oder andere
Bedenken hinwegzusetzen. Das ist das gute
Recht des Parlaments.
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(Abg. Hinners [CDU] meldet sich zu einer Zwi-
schenfrage.)

Herr Hinners, wenn ich ganz kurz den Gedanken
zu Ende bringen darf! Die Bedenken sind jetzt
allerdings in alle mdglichen Richtungen hinrei-
chend ausgetauscht worden, und ich denke, es
bringt auch nicht viel, noch viele weitere Runden
zu drehen, sondern jetzt muss auch einmal ent-
schieden werden. Dann werden wir sehen, was
der Sommer bringt.

Prasident Weber: Herr Staatsrat, Sie gestatten
die Frage? - Bitte, Herr Hinners!

Abg. Hinners (CDU): Herr Staatsrat, glauben Sie,
oder haben Sie angeordnet, dass die Polizei sich
entsprechend verstarken muss, wenn sie davon
Kenntnis erhalt, dass solche Veranstaltungen
stattfinden? Das ist Punkt eins.

Punkt zwei: Welche MaRnahmen soll die Polizei
treffen, wenn es dort Probleme mit Anwohnern
und so weiter gibt?

Staatsrat Ehmke: Herr Hinners, ich habe keine
entsprechenden Anordnungen erteilt. Erstens,
glaube ich, ist das gar nicht erforderlich, weil die
Polizei durchaus allein in der Lage ist, sich auf
dieses Einsatzgeschehen vorzubereiten, aber
zweitens sind die Regelungen ja auch noch gar
nicht in Kraft. Da sollte man jetzt vielleicht dem
Parlament den ersten Schritt Gberlassen.

Ich wirde Ihnen allerdings in einem Punkt durch-
aus zustimmen wollen: Wir werden hiermit nicht
das Ende der Konflikte erleben. Wir &ndern den
Rechtsrahmen, in dem die Konflikte stattfinden,
aber wir haben hier im Rahmen einer GroRRen
Anfrage Uber diese, wenn ich es richtig erinnere,
gut ein Dutzend aufgeldsten Freiluftpartys ge-
sprochen. Ein Teil dieser Freiluftpartys ist aufge-
I6st worden, obwohl es keine Anwohnerbe-
schwerden gab. Die Mehrheit der Polizeieinsatze
ist aber auf Anwohnerbeschwerden zuriickzufiih-
ren, und natdrlich - das sieht die Regelung aber
auch vor - hebt dieses Ortsgesetz und heben die
zugrunde liegenden rechtlichen Regelungen sons-
tiges geltendes Recht nicht auf. Die TA Larm gilt
weiterhin. Wenn sich Anwohner tber Larmbel&sti-
gungen beschweren, dann wird die Polizei auch
weiter eingreifen missen. Das Jugendschutzge-
setz gilt weiterhin, und insofern: Natirlich, Herr
Hinners, bin auch ich ein wenig in Sorge, dass es
auf der einen oder anderen Veranstaltung die eine
oder andere Auseinandersetzung geben kann,
aber so ist das Leben. Diese Auseinandersetzun-
gen werden wir auswerten missen, wenn sie
denn gewesen sein sollten.

Wir reden hier auch nicht Uber Hunderte oder
Tausende Veranstaltungen, sondern ich vermute -
ich weil3 es nicht, vielleicht werde ich eines Bes-
seren belehrt -, Gber moglicherweise zehn oder 20
Veranstaltungen, wo es zu Schwierigkeiten
kommt. Das wird man sich hinterher ansehen.

Ich bin Gbrigens, anders als die FDP, ganz froh,
dass wir einen begrenzten Zeitraum haben, denn
wir haben dann eine begrenzte Veranstaltungs-
zahl in einem begrenzten Zeitraum, und dann
haben wir ganz klare empirische Erkenntnisse, die
wir auswerten kdnnen. Vollig klar ist aber, es wird
immer da, wo Menschen aufeinandertreffen, auch
zu Konflikten kommen, und immer dann, wenn es
zwischen Menschen zu Konflikten kommt, dann
kénnen sie die Polizei rufen, und dann wird nach
Recht und Gesetz verfahren.

(Beifall SPD, Bundnis 90/Die Griinen)

Im Ubrigen denke ich, die Argumente sind jetzt
hinreichend hin- und hergewendet. Es ist jetzt an
der Politik, Entscheidungen zu treffen und diese
dann hinterher auszuwerten. - Vielen Dank!

(Beifall SPD, Bundnis 90/Die Griinen)

Prasident Weber: Weitere Wortmeldungen liegen
nicht vor.

Die Beratung ist geschlossen.

Die Beschlussfassung tber den Antrag der Frak-
tionen Bindnis 90/Die Grinen und der SPD,
Drucksache 19/72 S, Neufassung der Drucksache
19/69 S, den Anderungsantrag der Fraktion DIE
LINKE, Drucksache 19/92 S, und den Bericht und
Antrag der stadtischen Deputation fur Inneres,
Drucksache 19/121 S, wird gemald Paragraf 39
Absatz 1 der Geschaftsordnung bis zur nachsten
Sitzung der Stadtblirgerschaft am Donnerstag
ausgesetzt.

Meine Damen und Herren, das war der letzte
Tagesordnungspunkt fur heute.

Es ist 19.08 Uhr, ich bedanke mich und schliel3e
die Sitzung.

(Schluss der Sitzung 19.08 Uhr)

Die mit *) gekennzeichneten Reden wurden vom
Redner/von der Rednerin nicht Gberpruft.
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Anhang zum Plenarprotokoll

Schriftlich vom Senat beantwortete Anfragen aus der Fragestunde der

Stadtbirgerschaft vom 15. Marz 2016

Anfrage 10: Meldungen von schulpflichti-
gen geflichteten Kindern und Jugendlichen
bei den Behdrden

Wir fragen den Senat:

1. Wie lauft die Meldung von schulpflichtigen
gefluchteten Kindern und Jugendlichen an die
Senatorin fur Kinder und Bildung ab?

2. Laut Medienberichten wurden die Meldun-
gen von schulpflichtigen geflichteten Kindern
und Jugendlichen, die Uber die Senatorin fir
Soziales erfolgten, bei der Senatorin fur Kinder
und Bildung ignoriert - wie konnte dies ge-
schehen?

3. Wie viele schulpflichtige gefliichtete Kinder
und Jugendliche leben derzeit in Bremen, die
noch keine Schule besuchen?

Frau Vogt und Fraktion DIE LINKE

Antwort des Senats:

Zu Frage 1: Im Grundsatz melden Sorgebe-
rechtigte ihre schulpflichtigen Kinder an einer
Schule an. Entscheidend fur die Schulpflicht ist
laut Schulgesetz die Wohnortnahme. Uber
einen alle vierzehn Tage stattfindenden Da-
tenabgleich mit der Meldebehdrde kann die
Senatorin fur Kinder und Bildung alle beim
Stadtamt angemeldeten schulpflichtigen Kinder
und Jugendlichen identifizieren, die noch nicht
an einer Schule aufgenommen wurden.

Um den begleitet eingereisten Kindern von
Flichtlingen den schulischen Einstieg zu er-
leichtern, unterstitzen die Heimleitungen von
Ubergangswohnheimen die Eltern bei der
Schulanmeldung. Uber die Senatorin fiir Kin-
der und Bildung erfolgt dann zentral die Zuwei-
sung in einen Vorkurs, die aufnehmenden
Schulen werden den Ubergangseinrichtungen
mitgeteilt.

Unbegleitete minderjahrige Auslanderinnen
und Ausléander, umA, werden im Regel-
verfahren der Senatorin fur Kinder und Bildung
im Rahmen der Alltagssorge von den Jugend-
hilfeeinrichtungen gemeldet. Die Zuweisung zu
den Schulen erfolgt, sobald die Jugendlichen
bei der Meldebehtrde erfasst sind. Der starke
Zuzug von Fluchtlingen und unbegleiteten
minderjahrigen Auslanderinnen und Auslan-
dern hat zu Verzogerungen bei der Umsetzung
dieses Regelverfahrens gefihrt.

Die Senatorin fiir Soziales, Jugend, Frauen,
Integration und Sport hat deshalb zur Erfas-
sung noch nicht beschulter umA am 25. Januar
2016 eine Tragerabfrage durchgefiihrt, deren
Ergebnisse dem Jugendamt am Ende der
sechsten Kalenderwoche vorlagen.

Fur die Notunterkiinfte und UbergangsmaR-
nahmen wurde mittlerweile ein vereinfachtes
Verfahren zwischen der Senatorin fir Soziales,
Jugend, Frauen, Integration und Sport und
dem Senator fir Inneres zur Meldung aller
Bewohnerinnen und Bewohner vereinbart.
Dies wird innerhalb der nachsten Wochen
dazu fuhren, dass alle schulpflichtigen Kinder
und Jugendlichen gemeldet sind. So wird in
Zukunft eine verbesserte Datenlage zu schul-
pflichtigen Kindern von Fluchtlingsfamilien und
unbegleiteten minderjahrigen Auslanderinnen
und Auslandern geschaffen.

Zu Frage 2: Die Senatorin fur Soziales, Ju-
gend, Frauen, Integration und Sport und die
Senatorin fir Kinder und Bildung arbeiten eng
zusammen, um eine zeitnahe Einschulung der
Kinder und Jugendlichen zu ermdglichen. Im
Rahmen dieser Zusammenarbeit hat die Sena-
torin fur Soziales, Jugend, Frauen, Integration
und Sport die Senatorin fur Kinder und Bildung
Uber die Tragerabfrage zur Anzahl schulpflich-
tiger und noch nicht beschulter umA informiert.
Am 15. Februar 2016 wurde in einem Ge-
sprach das Ergebnis der Tragerabfrage tber-
mittelt. Am 2. Marz 2016 Ubermittelte das Bre-
mer Jugendamt die Uberprufte und aktualisier-
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te Namensliste aus der Tragerabfrage. Die
Senatorin fur Kinder und Bildung hat keine
Meldungen von schulpflichtigen Kindern und
Jugendlichen ignoriert. Die Senatorin fur Kin-
der und Bildung bereitet die Einschulung der
noch nicht beschulten umA vor.

Zu Frage 3: In der Altersstufe der Kinder von
Fluchtlingen von 7 bis 16 Jahren hat die Sena-
torin fur Kinder und Bildung 373 in Bremen
gemeldete Kinder aus Flichtlingsfamilien er-
mittelt, die noch nicht von einer Schule aufge-
nommen wurden. 128 dieser Kinder wurden
bereits einer Schule zugewiesen und befinden
sich im Aufnahmeverfahren; weitere acht Kin-
der befinden sich auf einer Warteliste. Die
Mehrzahl der anderen Kinder wird Uber Haus-
beschulungen erreicht. Auch eine Reihe von
Kindern, die noch nicht in Bremen gemeldet
sind, kann Uber Hausbeschulungen erreicht
werden.

Das Bremer Jugendamt hat der Senatorin fur
Kinder und Bildung am 2. Marz 2016 die Daten
von 622 noch nicht beschulten umA Ubermit-
telt. 72 dieser Jugendlichen wurden bereits
einer Schule zugewiesen. Damit warten noch
550 umA auf einen Schulplatz. Als Sofortmal3-
nahme werden 20 Vorkurse in Berufsschulen
nach den Osterferien eingerichtet, in denen die
Jugendlichen 10 Stunden pro Woche (regular
20 Stunden) unterrichtet werden. Nach den
Sommerferien werden diese Kurse auf jeweils
20 Stunden hochgefahren. Zudem werden im
August viele Platze in Vorkursen der berufsbil-
denden Schulen frei, so dass die weiteren 230
bisher unbeschulten Jugendlichen einen Platz
bekommen werden. Unbegleitete minderjahri-
ge Auslanderinnen und Auslander haben dar-
Uber hinaus die Mdoglichkeit, bis zur Einschu-
lung einen durch die Wirtschaftliche Jugendhil-
fe finanzierten Deutschkurs zu absolvieren.

Anfrage 11: StadtTicket kunftig nur noch
bei Sozialzentren erhaltlich

Wir fragen den Senat:

1. Welchen Hintergrund hat die Reduzierung
der Ausgabestellen des sogenannten StadtTi-
ckets ausschlieRBlich auf die Sozialzentren,
anstelle der bisherigen Ausgabepraxis sowohl
bei den Sozialzentren als auch bei den ortli-
chen Jobcentern?

2. Haben sich alle drei beteiligten Stellen, So-
zialzentren, Jobcenter und BSAG Uber diese
Entscheidung gemeinsam ins Benehmen ge-
setzt, und welche Stelle hat diese Entschei-
dung getroffen?

3. Wie bewertet der Senat diese zuséatzliche
Erschwernis beziglich des StadtTickets fir
Leistungsbeziehende?

Erlanson, Frau Vogt und Fraktion DIE LINKE
Antwort des Senats:

Zu Frage 1: Das Jobcenter Bremen ist zustan-
dig fur die Umsetzung der Leistungen nach
dem Sozialgesetzbuch, Zweites Buch - Grund-
sicherung flur Arbeitssuchende. Die Ausstel-
lung der Kundenkarte VBN, die zum Erwerb
des StadtTickets berechtigt, ist nach dessen
Auffassung keine Aufgabe, die sich aus dem
Sozialgesetzbuch 1l ableitet. Das StadtTicket
ist vielmehr eine freiwillige soziale Leistung der
Stadtgemeinde Bremen. Deshalb hat das Job-
center die Ausgabe zum 1. Marz 2016 been-
det.

Zu Frage 2: Die Anderung des Verfahrens zur
Ausstellung der Kundenkarte haben die betei-
ligten Stellen einvernehmlich vereinbart. Das
sind die Senatorin fir Soziales, Jugend, Frau-
en, Integration und Sport, das Amt fur Soziale
Dienste, der Senator fur Wirtschaft, Arbeit und
Hafen, das Jobcenter, der Senator fir Umwelt,
Bau und Verkehr, der Verkehrsverbund Bre-
men/Niedersachsen sowie die Bremer Stra-
Benbahn AG.

Zu Frage 3: Unter Abwagung verschiedener
Alternativen ist die Anderung eine tragfahige
Alternative, um den Zugang zum StadtTicket
fur Leistungsempféanger nach dem Sozialge-
setzbuch Il sicherzustellen.

Anfrage 12: Ubergangswohnheim und Ge-
schéftsstelle des Tragers am Osterfeuer-
berger Ring

Ich frage den Senat:

1. Wie hoch sind die Baukosten fiir das Uber-
gangswohnheim fur unbegleitete Flichtlinge
mitsamt einer Geschéftsstelle des Tragers am
Osterfeuerberger Ring insgesamt?

2. Wie hoch ist die Miete fiir das (Teil-)Objekt,
die fir die Stadtgemeinde Bremen anfallt?

3. Gibt es staatliche Zuschisse fur die betref-
fende Geschéftsstelle fur Errichtung und/oder
Unterhalt?

Tassis (AfD)

Antwort des Senats:
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Zu den Fragen 1 und 2: Bei dem Objekt han-
delt es sich um die zukiinftige Geschéftsstelle
der ASB-Gesellschaft fir Zuwandererbetreu-
ung mbH. Sie soll von der Peeneminder Stra-
Be in den Bremer Westen verlegt werden.
Grund sind Veranderungen im Bereich des
Lesum-Parks und der geplante Bau einer Ret-
tungswache. Von einem solchen Umzug wéren
die im selben Gebaude befindlichen Wohn-
gruppen des ASB ebenfalls betroffen. Da die
notwendigen Vertragsabschlisse noch aus-
stehen, kdnnen Fragen zu Bau- und méglichen
Mietkosten zu diesem Zeitpunkt nicht beant-
wortet werden.

Zur Frage 3: Es gibt keine staatlichen Zu-
schisse fiur die Errichtung oder die Unterhal-
tung der betreffenden Geschéftsstelle.

Anfrage 13: Vorfalle  Silvesternacht

2015/2016
Ich frage den Senat:

1. Gibt es Auffalligkeiten, signifikante Abwei-
chungen, in der Kriminalstatistik, Diebstahl-
und Sexualdelikte, im Gebiet der Stadt Bremen
in der Nacht des Jahreswechsels 2015/2016
gegeniber derjenigen zum Jahreswechsel
2014/2015?

2. Wenn ja, wie sind diese Abweichungen zu
erklaren?

3. Gibt es Gebiete (Polizeireviere) in denen
diese eventuellen Abweichungen gehéauft auf-
getreten sind, und welche Gebiete sind dies?

Tassis (AfD)
Antwort des Senats:

Vorbemerkung: Die Anfrage wurde auf die
Vorfélle in der Silvesternacht in Kéln bezogen.
Die Auswertung wurde daher im Bereich des
Diebstahls auf Taschendiebstahl beschrankt.

Zu Frage 1: Die Anfrage wurde auf die Vorfalle
in der Silvesternacht in Kdln bezogen. Die
Auswertung wurde daher im Bereich des Dieb-
stahls auf Taschendiebstahl beschrankt. Es
gibt keine signifikanten Abweichungen in der
Kriminalstatistik der Stadt Bremen zwischen
den Silvesterndchten 2014/15 und 2015/16. In
der Silvesternacht 2014/15 kam es zu 15 an-
gezeigten Taschendiebstahlen und zwei Sexu-
aldelikten. In der Silvesternacht 2015/16 waren
es 16 Taschendiebstédhle und ein Sexualdelikt.
Mitte Januar wurde im Rahmen gezielter Auf-
klarungsmaflinahmen durch die Polizei nach-
traglich ein weiteres Sexualdelikt angezeigt.

Zu Frage 2 und 3: Es gibt keine signifikanten
Abweichungen.

Anfrage 14: Arbeitssituation an der Bremer
Volkshochschule

Wir fragen den Senat:

1. Wie viele festangestellte Beschéftigte und
wie viele Honorarkrafte arbeiten an der Bremer
Volkshochschule jeweils in den Bereichen
allgemeine  VHS-Kurse, Bildungsurlaube,
Deutschkurse mit Fremdfinanzierung und
VHS-Kurse mit Fremdfinanzierung?

2. Wie viele der Honorarkrafte der Bremer
Volkshochschule unterrichten pro Semester bis
zu 36 Unterrichtsstunden, bis zu 120 Unter-
richtsstunden, bis zu 180 Unterrichtsstunden
oder mehr als 180 Unterrichtsstunden?

3. Bei wie vielen Honorarkraften bezahlt die
Bremer Volkshochschule einen Zuschuss zur
Kranken- und Rentenversicherung, eine Ver-
gutung fur Urlaubs- und Feiertage, eine Vergu-
tung fur Krankheitstage oder einen Vergu-
tungsanteil bei Kursausfall?

Frau Strunge, Frau Vogt und Fraktion DIE
LINKE

Antwort des Senats:

Vorbemerkung: Alle Daten in der Antwort be-
ziehen sich auf das Jahr 2015.

Zu Frage 1: An der Bremer Volkshochschule
arbeiten in den Bereichen Planung, Organisa-
tion und Verwaltung als festangestellte Be-
schaftigte 80 Personen, 24 Manner, 56 Frau-
en. Hinzu kommen 929 Personen, die als Ho-
norarkréfte fir die Durchfihrung des Unter-
richts tatig sind. Davon fur allgemeine VHS-
Kurse:741 Personen fur Bildungsurlaube: 207
Personen fir Deutschkurse mit Fremdfinanzie-
rung:168 Personen fur VHS-Kurse mit Fremd-
finanzierung: 28 Personen.

Die Honorarkréfte sind zum Teil in mehreren
Veranstaltungsformaten tatig.

Zu Frage 2: Die Zuordnung der Anzahl der
Honorarkrafte zu einem bestimmten Stunden-
umfang bei Unterrichtung im Semester stellt
sich folgendermalRen dar: Bis zu 36 Unter-
richtsstunden unterrichten 825 Honorarkréfte.
37 bis120 Unterrichtsstunden unterrichten 120
Honorarkrafte. 121 bis 180 Unterrichtsstunden
unterrichten neun Honorarkrafte. Mehr als 180
Unterrichtsstunden unterrichten 90 Hono-
rarkrafte.
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Zu Frage 3: Volkshochschulen sind im Ver-
haltnis zur Honorarkraft keine Arbeitgeber,
sondern Auftraggeber im Sinne eines Dienst-
vertrages gemaf Paragraf 611 ff. BGB. Dozen-
tinnen und Dozenten an Volkshochschulen
gelten grundsétzlich als Selbststandige.

VHS-Honorarlehrkrafte sind also fur ihre Steu-
er- und Sozialversicherungsabgaben selbst
verantwortlich. Die Honorarordnung der Bre-
mer Volkshochschule sieht daher auch keine
Zuschusse zur Kranken- und Rentenversiche-
rung, keine Vergutung fir Urlaubs- und Feier-
tage und auch keine Vergutung fur Krankheits-
tage vor. Daher erfolgen hierfiir keine Zahlun-
gen. Bei Kursausfall vor Veranstaltungsbeginn
besteht kein Anspruch auf Honorar. Bei Kur-
sausfall nach Veranstaltungsbeginn hat die
Honorarkraft Anspruch auf Vergutung der ge-
leisteten Unterrichtsstunden zuziglich eines
Ausfallhonorars fir einen Unterrichtstermin. Im
Jahr 2015 haben 13 Personen ein solches
Ausfallhonorar erhalten.

Anfrage 15: Auswirkungen der Brand-
schutzvorgaben auf den Neubau einer
Mensa an der Grundschule Delfter Stra3e

1. Welche Veranderungen ergeben sich aus
neuen Brandschutzrichtlinien fir den Neubau
einer Mensa an der Grundschule Delfter Stra-
Re?

2. Plant der Senat weiterhin, mit dem Neubau
Ende 2016 zu beginnen, falls nicht, welche
Zeitplanung hat der Senat, und wie will der
Senat die Versorgung mit Mittagessen im offe-
nen Ganztagsbetrieb nicht nur provisorisch
sicherstellen?

3. Mit welchen Mehrkosten rechnet der Senat
fur den Neubau der Mensa und die Brand-
schutzsanierung an der Grundschule gegen-
Uber der urspringlichen Kostenplanung?

Frau Vogt und Fraktion DIE LINKE
Antwort des Senats:

Zu Frage 1. Nach der Beschlussfassung der
Deputation Uber die Umwandlung der Grund-
schule Delfter Stral’e zu Ganztagsschule, wur-
de Immobilien Bremen im Oktober 2014 mit
der Erarbeitung eines Entwurfes fur die Erwei-
terung der Grundschule beauftragt. Im Juni
2015 erfolgte der Anschlussauftrag zur Erar-
beitung der Entwurfsunterlage-Bau. Im Rah-
men dieser weitergehenden Bearbeitung des
Projektes wurde der Senatorin fur Kinder und
Bildung im November 2015 mitgeteilt, dass es
zu Kostenerh6hungen und verlangerten Pla-

nungszeiten kommen wirde. Die Ursache
hierfur liegt in einer zuséatzlichen unabhangigen
Prufung der Brandschutzplanung, die infolge
der Anwendung der geanderten Landesbau-
ordnung erforderlich wurde. Die zu erwarten-
den Auswirkungen auf die Planungskosten-
und Kostensituation werden derzeit von Immo-
bilien Bremen konkretisiert.

Sollten aufgrund der jetzt eingetretenen Sach-
lage die vorgesehenen Baukosten in Hohe von
circa 1,2 Millionen Euro nicht eingehalten wer-
den konnen, wird als eine mégliche Alternative
der Bau eines separaten Mensagebéaudes auf
dem Grundstick untersucht. Erste Einschét-
zungen hierzu liegen mit der Machbarkeitsstu-
die aus dem Jahre 2014 vor. Mit den beteilig-
ten Schulen wurden Gespréache gefihrt.

Zu Frage 2: Belastbare Aussagen zu den
Auswirkungen auf den Baubeginn, die Zeitpla-
nung und die, aus den veranderten Betrach-
tungen des Brandschutzes resultierenden
Mehrkosten, sind zum jetzigen Zeitpunkt nicht
maoglich. Immobilien Bremen soll nach Vorlage
und erfolgreicher Prifung der Entwurfsunterla-
ge-Bau unverziglich mit weiteren Planungs-
schritten zu beauftragen.

Die Mittagessensversorgung der Grundschule
an der Delfter Stral3e findet bis zur Fertigstel-
lung der Mensa in der Mensa des Alexander-
von Humboldt-Gymnasiums und in Raumen
der Grundschule statt. Es finden Gesprache
zwischen allen Beteiligten statt, um die daraus
entstehenden Belastungen zu identifizieren
und Abhilfe zu schaffen.

Zu Frage 3: Am 14. Marz 2016 findet ein Ge-
sprach zwischen der Liegenschaftsverwaltung
der Senatorin fir Kinder und Bildung und Im-
mobilien Bremen statt, in dem die anstehenden
Fragestellungen erdrtert werden sollen. Dieses
urspruanglich for Februar vorgesehene Ge-
sprach musste krankheitsbedingt mehrfach
verschoben werden.

Anfrage 16: Erfullung des Rechtsanspruchs
auf einen Kinderbetreuungsplatz im Stadt-
teil Horn-Lehe

Wir fragen den Senat:

1. Kann der Rechtsanspruch auf einen Kinder-
betreuungsplatz fur das Kindergartenjahr
2016/2017 im Stadtteil Horn-Lehe durch Kita-
platze im Stadtteil oder benachbarten Stadttei-
len nach derzeitigem Planungsstand erfillt
werden?
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2. Welche zusatzlichen Malinahmen ergreift
der Senat, um die bedarfsgerechte Versorgung
mit Kindergartenplatzen fur diesen Stadtteil in
2016/2017 sicherzustellen, und beabsichtigt
der Senat, hierfir die zunachst eingeleitete
VeraulRerung des ehemaligen Ortsamtsgelan-
des auszusetzen bzw. aufzugeben, um die
dortigen Kitaplatze zumindest Uibergangsweise
zur Versorgung zu erhalten?

3. Soweit der Senat trotz zusatzlicher MalR-
nahmen und Steuerung von keiner wohnortna-
hen Versorgungsmaoglichkeit im Kindergarten-
jahr 2016/2017 ausgeht, welche Beratungs-
und Unterstltzungsleistungen fur betroffene
Eltern stellt er bereit, um fir die Kinder einen
Betreuungsplatz auf3erhalb des stadtbremi-
schen Nordostens zu gewahrleisten?

Frau Dehne, Mustafa Oztiirk, Tschope und
Fraktion der SPD

Antwort des Senats:

Zu Frage 1: Nach Durchfuhrung der zweiten
Planungskonferenz am 25.02.2016 ergibt sich
fur den Stadtteil Horn-Lehe folgender Sach-
stand: Bei den Null- bis Dreijahrigen ist bei
einer Fortfihrung des Platzangebots in der
Berckstrale (30 Platze) ein Nachfragetber-
hang von 13 Platzen zu verzeichnen. Bei den
Drei- bis unter Sechsjahrigen ist bei einer Fort-
fihrung des Platzangebots in der Berckstral3e
(40 Platze) ein Nachfragelberhang von 17
Platzen zu verzeichnen. Dieser Nachfrage-
Uberhang kann in der Neustadt oder im Stadt-
teil Mitte kompensiert werden.

Zu Frage 2: Der Senat prift angesichts der
hohen Nachfrage im Stadtteil kurzfristig die
Méoglichkeit zur Erhaltung des Kinder- und
Familienzentrums am Standort Berckstral3e fur
zumindest ein weiteres Kindergartenjahr, um
die Versorgung fur Kinder aus Horn-Lehe
wohnortnah zu sichern. Die Platzzusagen fir
die Eltern im Stadtteil Horn-Lehe wurden an-
gesichts dieser Prifung ausgesetzt und mus-
sen nunmehr spatestens bis zur Zwolften Ka-
lenderwoche erfolgen. Eltern, denen auch bei
Erhalt der Kita Berckstrasse kein Tagesbe-
treuungsplatz im Stadtteil angeboten werden
kann, werden vom zustéandigen Fachreferat
beraten und zum Beispiel auf verfigbare Plat-
ze in nahegelegenen Stadtteilen hingewiesen.

Zu Frage 3: Die Beratungs- und Unterstit-
zungsleistung fur die Eltern bei der Suche
nach einem geeigneten Angebot erfolgt Gber
das Referat 30, Tagesbetreuung von Kindern
in Einrichtungen und Tagespflege der Senato-
rin fir Kinder und Bildung. Ab dem 9. Mai 2016
werden die Anmeldeunterlagen von Kindern an
das Referat 30 weitergeleitet, denen bis dahin
von den Einrichtungen keine Platzzusage er-
teilt werden konnten. Den Eltern werden dann
von dort Platzangebote vermittelt.
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Konsensliste

Von der Stadtbirgerschaft in der 10. Sitzung nach interfraktioneller Absprache
beschlossene Tagesordnungspunkte ohne Debatte

Tagesordnungspunkt Beschlussempfehlung

Bebauungsplan 2329
fur ein Gebiet in Bremen-Osterholz stdlich

Scholener Stral3e, westlich Die Stadtbirgerschaft
3. | Heiligenbergstrale, nordlich Posthauser beschliel3t den Bebauungsplan
StralRe und Ostlich Ehlersdamm 2329

Mitteilung des Senats vom 23. Februar 2016
(Drucksache 19/111 S)

Die Stadtblrgerschaft wahlt die
Abgeordnete Kabire Yildiz
anstelle der aus der
Burgerschaft ausgeschiedenen
Abgeordneten Dr. Anne
Schierenbeck zum Mitglied des
Ausschusses.

Wahl eines Mitglieds des stadtischen
Haushalts- und Finanzausschusses

Die Stadtbirgerschaft wahit
den Abgeordneten Jan Saffe
anstelle der Abgeordneten Dr.
Maike Schaefer zum Mitglied
des Ausschusses.

Wabhl eines Mitglieds des stadtischen
Petitionsausschusses

Die Stadtbirgerschaft wahlt die
Abgeordnete Kabire Yildiz
anstelle der aus der
Burgerschaft ausgeschiedenen
Abgeordneten Dr. Anne
Schierenbeck zum Mitglied des
Ausschusses.

Wahl eines Mitglieds des stadtischen
Rechnungsprufungsausschusses

Die Stadtburgerschaft wahlt
den Abgeordneten Jan Saffe
anstelle des Abgeordneten
Bjorn Fecker zum
stellvertretenden Mitglied des
Betriebsausschusses.

Wabhl eines stellvertretenden Mitglieds des
7. Betriebsausschusses Stadtbibliothek Bremen
und Bremer Volkshochschule

Die Stadtblrgerschaft wahlt die
Abgeordnete Dr. Kirsten
Kappert-Gonther anstelle des
Abgeordneten Bjorn Fecker
zum stellvertretenden Mitglied

Wabhl eines stellvertretenden Mitglieds des
Betriebsausschusses Werkstatt Bremen
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des Betriebsausschusses.

Wabhl eines Mitglieds der stadtischen
Deputation fur Kultur

Die Stadtburgerschaft wahlt die
Abgeordnete Dr. Kirsten
Kappert-Gonther anstelle des
Abgeordneten Bjorn Fecker
zum Mitglied der Deputation.

10.

Wabhl eines Mitgliedes der stadtischen
Deputation fur Wirtschaft, Arbeit und Hafen

Die Stadtbirgerschaft wahit
den Abgeordneten Bjérn
Fecker anstelle des
Abgeordneten Mustafa Oztirk
zum Mitglied der Deputation.

Weber

Préasident der Bremischen Burgerschaft




	Inhaltsverzeichnis
	Eröffnung
	Fragestunde
	Die erste Anfrage
	Die zweite Anfrage
	Die dritte Anfrage
	Die vierte Anfrage
	Die fünfte Anfrage
	Die sechste Anfrage
	Die siebte Anfrage
	Die achte Anfrage
	Die neunte Anfrage

	Aktuelle Stunde
	Erfassung, Betreuung und Beschulung von geflüchteten Kindern und Jugendlichen: Jetzt behördenübergreifend handeln statt streiten!
	Abg. Dr. Buhlert
	Abg. Frau Grönert
	Abg. Güngör
	Abg. Frau Vogt
	Abg. Dr. Güldner
	Abg. Frau Kohlrausch
	Senatorin Dr. Bogedan

	Menschen vor Profite - Energiesperren endlich stoppen
	Abg. Erlanson
	Abg. Frau Wendland
	Abg. Möhle
	Abg: Frau Grönert
	Abg. Dr. Buhlert
	Abg. Erlanson
	Senatorin Stahmann

	Konsensliste
	„Wilder Westen“ erhalten - Stadtteilprojekte fördern
	Abg. Frau Vogt
	Abg. Frau Krümpfer
	Abg. Frau Wendland
	Abg. Frau Ahrens
	Abg. Buchholz
	Abg. Frau Krümpfer
	Abg. Frau Vogt
	Abg. Schäfer
	Senatorin Stahmann

	Bericht des Petitionsausschusses Nr. 7 vom 4. März 2016 (Drucksache 19/115 S)
	Abg. Rohmeyer
	Abg. Dr. Güldner
	Abg. Güngör
	Abg. Frau Kohlrausch
	Abg. Frau Vogt
	Abg. Rohmeyer

	Ortsgesetz über die Ordnung und das Verhal-ten auf Volksfesten in der Stadt Bremen
	Ortsgesetz über nicht kommerzielle spontane Freiluftpartys
	Abg. Zicht
	Abg. Frau Strunge
	Abg. Senkal
	Abg. Lübke
	Abg. Zenner
	Abg. Frau Strunge
	Abg. Zicht

	Anhang zum Plenarprotokoll
	Konsensliste

